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203. Sitzung 

Bonn, den 14. Januar 1994 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Hans Klein: Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Die Sitzung ist eröffnet. 

Lassen Sie mich bitte vor Eintritt in die Tagesord-
nung zwei Anmerkungen machen. Der Ältestenrat hat 
sich gestern über den Schaden berichten lassen, den 
das Hochwasser an Gebäuden des Deutschen Bun-
destages verursacht hat. Der Schaden hält sich glück-
licherweise in engeren Grenzen, als dies Schilderun-
gen in einzelnen Medien zunächst vermuten lie-
ßen. 

Daß Schäden abgewehrt oder vermieden sowie 
Mobiliar und Akten rechtzeitig in Sicherheit gebracht 
werden konnten, ist dem wirklich beispielhaften Ein-
satz von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Deut-
schen Bundestages und von Angehörigen des Bun-
desgrenzschutzes zu verdanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Dies wurde im Ältestenrat besonders gewürdigt. 
Ich spreche den Beteiligten am Hochwassereinsatz 
Dank und Anerkennung namens des ganzen Hauses 
aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Erlauben Sie mir bitte eine zweite, in diesem Hohen 
Hause allerdings ungewöhnliche Anmerkung. Sie 
betrifft aber ein ungewöhnliches Datum und einen 
ungewöhnlichen Kollegen. Helmut Esters ist am 
15. Januar 1969 als Nachrücker zum erstenmal in den 
Deutschen Bundestag gekommen und begeht mithin 
morgen sein 25jähriges Abgeordnetenjubiläum. 

(Beifall) 

Ich weiß, meine Damen und Herren, wir feiern hier 
normalerweise keine Dienstjubiläen. Es gibt vier wei-
tere Kollegen, die dem Hause ebenfalls bereits in der 
8. Legislaturperiode angehören, und zwei, Wolfgang 
Mischnick und Hermann Schwörer, die schon zehn-
mal in das Parlament gewählt wurden. Wann jedoch 
findet am Vortag eines solchen Datums eine Plenar-
sitzung statt? 

Lieber Kollege Helmut Esters, namens des ganzen 
Hauses gratuliere ich Ihnen zu diesem Jahrestag. Es 
ist auch das ganze Haus, dessen Respekt und Zunei

-

gung Sie sich durch Ihre unbeirrbar sachbezogene 
Arbeit vor allem als der für die Finanzen des Deut-
schen Bundestages zuständige Haushälter und durch 
Ihre stets frohgemute Kollegialität erworben ha-
ben. 

(Beifall) 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 a bis 11 e 
auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und Wis-
senschaft (21. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 
Berufsbildungsbericht 1993 
— Drucksachen 12/4652, 12/6336 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Engelbert Nelle 
Günter Rixe 
Dirk Hansen 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und Wis-
senschaft (21. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Empfehlung des Rates über 
den Zugang zur beruflichen Weiterbildung 
— Drucksachen 12/4555 Nr. 2.22, 12/4930 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Egon Jüttner 
Dr. Peter Eckhardt 
Dirk Hansen 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Hilsberg, Evelin Fischer (Gräfen-
hainichen), Gerd Andres, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 
Sicherung eines auswahlfähigen, qualifizier-
ten Ausbildungsplatzangebotes für alle Ju-
gendlichen in den neuen Ländern 
— Drucksache 12/5495 — 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Doris 
Odendahl, Günter Rixe, Dr. Ulrich Böhme 
(Unna), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 
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Bericht über die Erfahrungen mit dem Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Berufsbildungsför-
derungsgesetzes 
— Drucksache 12/5783 — 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Hilsberg, Günter Rixe, Angelika 
Barbe, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 
Verbesserung der Qualität der außerbetriebli-
chen Ausbildung in den neuen Bundeslän-
dern 
— Drucksache 12/5831 — 

Zum Berufsbildungsbericht 1993 liegt ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
gemeinsame Aussprache zwei Stunden vorgesehen. 
— Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile Bundesmini-
ster Dr. Ortleb das Wort. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Im Berufsbildungsbericht 1993 
wurden die in der Entschließung des Deutschen 
Bundestages zum vorangegangenen Bericht aufge-
führten Forderungen aufgegriffen. Die Bundesregie-
rung ist dabei, entsprechende Maßnahmen umzuset-
zen oder Konzepte zu entwickeln. So wurde z. B. im 
Rahmen der bildungspolitischen Spitzengespräche 
eine Arbeitsgruppe Berufliche Bildung eingesetzt, an 
der Bund, Länder, Wirtschaft und Gewerkschaften 
beteiligt sind. Sie soll sehr rasch konkrete Maßnah-
men vorschlagen, mit denen die Attraktivität der 
beruflichen Bildung in den nächsten Jahren gesteigert 
werden kann. 

Die Schwerpunkte des Berichts 1993 bleiben aktu-
ell. Auch 1993 wurde erreicht, daß jeder Jugendliche 
in den neuen Ländern, der dies wünschte, einen 
Ausbildungsplatz erhalten konnte. Hierfür war erneut 
ein besonderes Engagement notwendig, für das ich 
allen Beteiligten danke. 

Es ist damit gelungen, das betriebliche Ausbil-
dungsangebot in den neuen Ländern weiter zu stei-
gern. Insbesondere hat hier das Handwerk einen 
beachtenswerten Beitrag geleistet. 

Unterstützt durch die Gemeinschaftsinitiative Ost 
zur Finanzierung außerbetrieblicher Ausbildungs-
plätze konnte ein Ausgleich von Angebot und Nach-
frage erreicht werden. Außerbetriebliche Ausbildung 
bleibt dabei aber ein Notbehelf, ist die Ausnahme. 

Es muß auch künftig alles daran gesetzt werden, 
betriebliche Ausbildungsplätze in ausreichendem 
Umfang anzubieten; denn das ist Kern und Wesen des 
dualen Systems der beruflichen Bildung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Zugleich werden wir in den neuen Ländern den 
qualitativen Anpassungsprozeß der beruflichen Bil-
dung weiter voranbringen, z. B. durch den Aufbau 
eines Netzes überbetrieblicher Berufsbildungsstätten 

und die Qualifizierung des Personals in der berufli-
chen Bildung. 

In den alten Ländern zeichnet sich ein Trendwech-
sel auf dem Ausbildungsstellenmarkt ab. Das Ausbil-
dungsplatzangebot ist stärker zurückgegangen als die 
Ausbildungsplatznachfrage. Mit 114 angebotenen 
Plätzen pro 100 Bewerber ist das Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage ungünstiger geworden; es ist 
aber im Vergleich zur Situation im Osten Deutsch-
lands natürlich besser. 

Es wurden erheblich weniger neue Ausbildungs-
verträge abgeschlossen, insbesondere im Bereich 
Industrie und Handel. Erstmals seit einigen Jahren 
sind vereinzelt wieder regionale Angebotsengpässe 
festzustellen. 

Die schwierige Wirtschaftslage der letzten Zeit hat 
in den Betrieben zu einer Änderung des Ausbildungs-
verhaltens geführt. Die betriebliche Berufsausbildung 
wird stärker in die kurzfristigen Kostenüberlegungen 
einbezogen. Dies gilt vor allem für den großindustriel-
len Wirtschaftsbereich. Vor einer Fortsetzung dieses 
Trends kann nicht deutlich genug gewarnt werden. 
Auf dem Spiel steht ein entscheidender Wettbewerbs-
vorteil, den in diesem Falle die Wirtschaft selbst 
gefährdet. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Alle Prognosen zur Entwicklung des Qualifika-
tionsbedarfs des Beschäftigungssystems zeigen: Wir 
müssen den Anteil der ungelernten Arbeitskräfte 
weiter deutlich verringern und den hohen Anteil der 
qualifizierten Fachkräfte weiter steigern. Eine Bemer-
kung: Das soll auch im Zusammenhang damit gese-
hen werden, daß Arbeitslosigkeit insbesondere bei 
den ungelernten Kräften anzutreffen ist. 

Die gegenwärtigen Änderungen im Bildungsver-
halten der Jugendlichen und im Ausbildungsverhal-
ten der Betriebe führen seit Ende der 80er Jahre zu 
einer rückläufigen Beteiligung am dualen System. 
Dies signalisiert dringenden Handlungsbedarf. Die 
Tätigkeiten für Fachkräfte müssen attraktiver wer-
den; denn die Beteiligung an der beruflichen Bildung 
wird vor allem und insbesondere von den Berufs- und 
Lebenschancen beeinflußt, die sie vermittelt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Hier eröffnet sich in erster Linie eine Aufgabe der 
Wirtschaft. 

Aber auch die Berufsbildung selbst braucht mehr 
Attraktivität. Wenn der notwendige Fachkräftenach-
wuchs auch in Zukunft gewonnen werden soll, müs-
sen wir unterschiedliche Neigungen, Fähigkeiten und 
Begabungen in der Berufsbildung differenzierter för-
dern und die Gleichwertigkeit von allgemeiner und 
beruflicher Bildung glaubwürdig herstellen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Uta Würfel [F.D.P.]: Unbedingt!) 

Mein Haus hat ein Handlungskonzept entwickelt, 
um den Anteil der Jugendlichen und jungen Erwach-
senen ohne Berufsausbildung weiter zu senken. Dar-
über hinaus muß bei Neuordnungsarbeiten und, 
soweit erforderlich, bei der Entwicklung neuer Aus- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 203. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Januar 1994 	17561 

Bundesminister Dr. Rainer Ortleb 

bildungsberufe darauf geachtet werden, daß ein brei-
tes Spektrum von Berufen mit konkreten und dauer-
haften Arbeitsmarktchancen für diese Zielgruppe 
zugänglich ist und ein Scheitern in der Berufsausbil-
dung verhindert wird. 

Durch die Entwicklung von Zusatzqualifikationen, 
die ausbildungsbegleitend oder im direkten Anschluß 
an die Ausbildung vermittelt werden, müssen wir 
zugleich die Berufsausbildung für diejenigen lei-
stungsstärkeren Jugendlichen attraktiver machen, die 
zunehmend in Gymnasium und Studium die chancen-
reichere Alternative sehen. Dabei sollte z. B. auch an 
neue zusammenhängende und überschaubare beruf-
liche Bildungswege gedacht werden, die ausbil-
dungsbegleitende Zusatzqualifizierung und Auf-
stiegsfortbildung inhaltlich und zeitlich verzahnen 
und so den Zugang zu attraktiven mittleren Berufspo-
sitionen eröffnen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Forderung nach Gleichwertigkeit beruflicher 
Bildung als wichtiges Kriterium für Chancengleich-
heit und Attraktivität bleibt auf der Tagesordnung. 
Universitäten und Fachhochschulen müssen für beruf-
lich Qualifizierte ohne Abitur mehr als bisher geöffnet 
werden. Dazu sind schwer zu überwindende, sachlich 
nicht gerechtfertigte bildungsrechtliche Zugangsbar-
rieren abzubauen und neue Zugangswege zu schaf-
fen, z. B. über ausbildungsergänzende Zusatzqualifi-
zierung und durch die fachgebundene Berechtigung 
zum Hochschulstudium 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

für Meister, Techniker und Absolventen von anderen, 
vergleichbar anspruchsvollen beruflichen Aufstiegs-
fortbildungen. Mir hat dazu die gestrige Antrittsrede 
des neugewählten Präsidenten der Kultusminister-
konferenz, Herrn Kollegen Zehetmair, sehr wohlge-
tan . 

Gleichwertigkeit und Attraktivität sind allerdings 
nicht nur eine Frage zusätzlicher formaler Berechti-
gungen. Die entscheidende „Nagelprobe" für die 
Glaubwürdigkeit der bildungspolitischen Forderun-
gen nach Gleichwertigkeit und mehr Attraktivität ist 
vielmehr, daß Betriebe und Verwaltungen leistungs-
bereiten und weiterbildungsaktiven beruflich ausge-
bildeten Fachkräften Entwicklungschancen bieten, 
die denen der Absolventen anderer Bildungswege 
vergleichbar sind. Es soll deshalb auch vermehrt 
Fortbildung angeboten werden, die solchen Fachkräf-
ten über berufliche Weiterbildung den Einstieg in 
Führungsebenen öffnet, die sonst traditionell von 
Hochschulabsolventen eingenommen werden. 

Bei solchen Entwicklungen kann auch die erfolg-
reich begonnene Begabtenförderung berufliche Bil-
dung, mit der wir die berufliche Weiterbildung beson-
ders begabter Absolventen einer dualen Berufsausbil-
dung substantiell fördern, eine wichtige Rolle spielen. 
Dies ist ein bedeutsames Element der Gleichwertig-
keit und Attraktivität, dessen schrittweiser Ausbau 
angestrebt werden sollte. 

Eine dringliche Aufgabe ist ferner, die „Europa-
tauglichkeit " der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
zu verbessern. Ganz besonders wird es darauf ankom-
men, Fremdsprachen auch in der beruflichen Bildung 
stärker zu verankern. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben hierzu ein erstes Konzept erarbeitet. Auch 
dies ist nicht zuletzt ein wichtiger Beitrag zur Steige-
rung der Attraktivität beruflicher Bildung. 

Die Schlüsselrolle der beruflichen Weiterbildung 
für die Zukunft des Standorts Deutschland und zur 
Steigerung der Attraktivität der Fachkräfteberufe ist 
unumstritten. Grundlage muß dabei die marktwirt-
schaftliche Organisation der Weiterbildung bleiben, 
die sich auch in der historisch einmaligen Umbruchsi-
tuation in den neuen Ländern im großen und ganzen 
bewährt hat. Ich will hier nicht verleugnen, daß es 
Mängel gab und daß es Weiterbildungshaie gab, aber 
im großen und ganzen hat es sich bewährt. Es ist aber 
auch deutlich geworden, daß zusätzliche Anstrengun-
gen notwendig sind. Ich will hier nur den Ausbau der 
Weiterbildungsberatung, die Sicherung der Weiter-
bildungsqualität und die Bedeutung der Weiterbil-
dung am Arbeitsplatz und im Arbeitsprozeß als wich-
tige Stichworte nennen. 

Schließlich sind wir durch die gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Umbrüche in den mittel- und 
osteuropäischen Staaten dringend aufgefordert, die 
damit verbundenen Chancen durch geeignete Hilfen, 
auch in der beruflichen Bildung, wahrzunehmen. Wir 
dürfen im Interesse der weiteren Entwicklung Osteu-
ropas, aber auch im eigenen Interesse die Erwartun-
gen dieser Länder nicht enttäuschen. Den vielen 
Initiativen, die hier bereits erfolgreich wirken konn-
ten, sei an dieser Stelle gedankt. 

Insgesamt bestätigt der Berufsbildungsbericht 1993 
die unveränderte Bedeutung des dualen Berufsbil-
dungssystems für den Standort Deutschland. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Engelbert 
Nelle, Sie haben das Wort. 

Engelbert Nelle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte zum 
Berufsbildungsbericht zwei Vorbemerkungen ma-
chen. Erstens. Ich hätte mir gewünscht, wir hätten 
diesen Bericht wie in den letzten Jahren im Berichts-
jahr selbst verabschiedet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es hat nicht am Ausschuß gelegen. Er hatte seine 
Schulaufgaben gemacht. Wir haben die Beratungen 
rechtzeitig abgeschlossen. 

Eine zweite Vorbemerkung. Ich bin mir nicht im 
klaren, ob wir in den nächsten Jahren noch Berufsbil-
dungsberichte alter Prägung vorgelegt bekommen. 
Denn wenn wir in diesem Jahr den Vorschlägen der 
Verfassungskommission folgen und die Bundeskom- 
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petenzen nach Art. 72 und 75 Nr. 1 des Grundgesetzes 
einschränkten, 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Unglaublich!) 

bedeutete dies die Aufgabe der Bundeshoheit beim 
Berufsbildungsrecht und beim Hochschulrecht. Ich 
meine, damit würden wir dem Standort Deutschland 
einen Bärendienst erweisen. Wir würden in bildungs-
politische Kleinstaaterei zurückfallen und somit das in 
der ganzen Welt hochgelobte einheitliche duale 
System zerschlagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Ich appelliere daher an alle Verantwortlichen in 
Bundestag und Bundesrat, denen die Zukunftssiche-
rung des Standorts Deutschland wirklich am Herzen 
liegt, die Rechtseinheit und Rechtsklarheit in der 
beruflichen Bildung nicht durch unsinnige Verfas-
sungsänderungen zu gefährden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Bei der Einbringung des Berufsbildungsberichts 
1993 habe ich nachhaltig auf das Auseinanderklaffen 
zwischen den Ergebnissen des Bildungssystems und 
den Anforderungen des Beschäftigungssystems auf-
merksam gemacht. Von der Tendenz her hat sich 
seitdem nichts geändert. Falls diese Entwicklung 
nicht gestoppt wird, hat dies verheerende Auswirkun-
gen auf den Wirtschaftsstandort Deutschland. Unsere 
Hochschulen quellen weiter über. Inzwischen legen 
mehr als 31 % eines Jahrgangs die Reifeprüfung ab 
und erhalten so die Hochschulberechtigung. Fast 
1,9 Millionen Studenten füllen die Hochschulen und 
sitzen auf nur 900 000 vorhandenen Studienplätzen. 
Der Kollaps ist also vorprogrammiert. 

Dagegen sinkt die Zahl der Lehrlinge weiter. Wir 
hatten 1984 in den alten Bundesländern noch 705 000 
Ausbildungsverträge. Im Jahr 1992 — darüber berich-
ten wir heute — hatten wir dort noch 499 000, und 
wenn die Information stimmt, wird der Berufsbil-
dungsbericht 1994 von einer weiteren Senkung, näm-
lich auf etwa 470 000 Ausbildungsverträge, sprechen. 
Über die Probleme in den neuen Ländern wird nach-
her ein anderer Kollege sprechen. 

Dagegen blieben im Jahr 1992 150 000 Ausbil-
dungsplätze unbesetzt. Einer Hochrechnung auf das 
Jahr 2010 zufolge wird der Bedarf an Fachkräften 
rund zwei Drittel der Erwerbstätigen ausmachen. Das 
bedeutet konkret: Der derzeitig erreichte Anteil an 
Absolventen des Berufsbildungssystems muß auf 
langfristige Sicht zumindest konstant gehalten, wenn 
nicht gar gesteigert werden. Einem Gutachten der 
Bildungsplaner in der BLK zufolge, das allerdings 
unter Verschluß ist, werden im Jahr 20101,5 Millionen 
Facharbeiter fehlen. Das wundert sicherlich nicht, 
wenn einer Umfrage zufolge 53 % aller Eltern für ihr 
Kind das Abitur wünschen. 1960 waren es 9 %, 1975 
15%. 

Wir haben also realistischerweise davon auszuge-
hen, daß der Trend zu höheren Abschlüssen anhalten 
wird. Diese Bildungspräferenz, die auch in den neuen 
Ländern zu beobachten ist, hat nachhaltige Auswir-
kungen für die Berufsausbildung. Staat und Wirtschaft 

sind gefordert, alle Nachwuchsreserven auszuschöp-
fen und für eine rasche und nachhaltige Attraktivität 
der Berufsbildung zu sorgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Mit Sorge beobachten wir bei den Betrieben einen 
gewissen Rückzug aus der Berufsausbildung. Frau 
Kollegin Odendahl hat in der Haushaltsdebatte 
bereits darauf hingewiesen. Das bewährte leistungs-
fähige System der Berufsausbildung in der Verant-
wortung der Wirtschaft steht und fällt aber mit dem 
solidarischen Engagement aller ausbildungsfähigen 
Betriebe. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Sollten sich immer mehr Unternehmen aus der 
gemeinsamen Ausbildungsverantwortung verab-
schieden und darauf spekulieren, ihren Facharbeiter-
bedarf kostengünstiger auf dem Arbeitsmarkt zu dek-
ken, muß diesen Unternehmen gesagt werden, daß 
ihre Rechnung nicht aufgehen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Sie vergessen nämlich den indirekten Nutzen der 
Ausbildung durch Einsparung der Personalkosten an 

 anderer Stelle. Die Auszubildenden wachsen nämlich 
zum Mitarbeiter mit hoher Betriebsidentifikation 
heran. Die mehrjährige Ausbildungsphase erlaubt, 
die Fähigkeiten und Stärken des Auszubildenden und 
späteren Mitarbeiters sicher einzuschätzen und sei-
nen Einsatz langfristig zu planen. Die Ausbildung 
erspart darüber hinaus Kosten bei der Personalbe-
schaffung und -einarbeitung. Fehlbesetzungen kön-
nen vermieden werden. 

Ausbildung im Betrieb ist also keine Leistung ohne 
Gegenwert, die in Zeiten konjunktureller Flaute zur 
Disposition steht, sondern ein kostengünstiges Instru-
ment zur Nachwuchssicherung und Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit. Ich kann die Unternehmen 
nur warnen: Wenn sich immer mehr Unternehmen aus 
der Ausbildung zurückziehen, wird dies erneut Was-
ser auf die Mühlen derer bedeuten, die schon immer 
die Absicht hatten, die Berufsausbildung zu verschu-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir fordern dagegen eine Ausbildungsoffensive, 
die mit der seit langem geforderten Steigerung der 
von mir soeben schon genannten Attraktivität einher-
geht. 

Die duale Berufsausbildung attraktiver zu machen 
bedeutet im einzelnen: 

Erstens. Größere Differenzierung der Ausbildungs-
angebote nach den individuellen Neigungen, Fähig-
keiten und dem Leistungsvermögen des einzelnen. 
Den mehr praktisch begabten Jugendlichen muß 
durch Weiter- und Neuentwicklung praxisorientierter 
Berufsbilder und Ausbildungsordnungen die Chance 
einer Berufsausbildung gegeben werden. 

Zweitens. Die Realisierung von Gleichheit berufli-
cher und allgemeiner Bildung. Der Berufsschulab-
schluß muß endlich dem Realschulabschluß gleich- 
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wertig sein. Der Meister-, Techniker- und vergleich-
bare Fortbildungsabschluß muß grundsätzlich eine 
fachgebundene Hochschulreife vermitteln. 

Drittens. Den weiteren Ausbau der Begabtenförde-
rung. Vom Umfang her müssen die Maßnahmen 
künftig der Begabtenförderung hochbegabter Studie-
render entsprechen. 1993 konnten 3 200 neue Stipen-
diaten in die Bundesförderung aufgenommen wer-
den. Da der Haushalt 1994 eine, wenn auch kleine, 
Erhöhung auf 28 Millionen DM vorsieht, wird es eine 
weitere Steigerung geben können. Hier sind wir 
endlich auf dem richtigen Weg. 

Viertens. Die ständige Fortschreibung der Berufs-
bilder und Ausbildungsordnungen. 

Fünftens. Flexiblere Regelungen für die tarifliche 
Eingruppierung und Laufbahnregelung in Wirtschaft 
und Verwaltung. Den nicht akademisch ausgebilde-
ten Mitarbeitern müssen leistungsorientierte Auf-
stiegschancen geboten werden. Nicht der akademi-
sche Titel, sondern der Einsatz am Arbeitsplatz und 
die Leistung müssen Gradmesser für Entlohnung und 
Aufstieg im Betrieb sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sechstens. Ausbau der Alternativen zum Studium. 
Ich wünschte mir ein flächendeckendes Netz von 
integrierten Ausbildungsgängen, bei dem betriebli-
che Ausbildung und Studium miteinander verbunden 
werden. Beispielhaft ist hier die Berufsakademie in 
Baden-Württemberg. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Siebtens. Bessere materielle Ausgestaltung der 
Berufsschulen und Fortbildung der Lehrer an berufs-
bildenden Schulen. 

Achtens. Weitere Förderung der Modernisierung 
der überbetrieblichen Ausbildungsstätten, die sich zu 
einem unverzichtbaren Strukturbestandteil im Sy-
stem der dualen Ausbildung entwickelt haben. 

Neuntens. Die Weiterbildung der Ausbilder in den 
Betrieben. Mit dem einmaligen Ablegen einer Prü-
fung nach AEVO ist es nicht getan. 

Zehntens. Aufnahme einer Fremdsprache in die 
Ausbildung, im Betrieb wie in der Berufsschule. 

Dieser Katalog zur Attraktivitätssteigerung könnte 
noch beliebig ergänzt werden. 

Das alles macht aber nur Sinn und wird bei der 
Berufsfindung junger Menschen mit berücksichtigt 
werden, wenn alle an der dualen Berufsausbildung 
Beteiligten in einer gemeinsamen Informationskam-
pagne dies jungen Menschen überzeugend vermit-
teln, wenn diese sich für eine duale Ausbildung oder 
ein akademisches Studium entscheiden. Jedenfalls 
müssen die berufliche Bildung und die Berufsper-
spektiven der Fachkräfte so attraktiv gestaltet wer-
den, daß die berufliche Bildung im Wettbewerb der 
Bildungswege eine gleichwertige Alternative wird. 

Mir geht es darum, daß unserem dualen System 
kein Akzeptanzverlust dadurch droht, daß ihm das 
Image einer nachrangigen Qualifikation mit ver

-

meintlich eingeschränkten Perspektiven gegeben 
wird. 
Leider haben wir in diesem Jahr eine gemeinsame 

Beschlußempfehlung nicht erreicht. Darum bitte ich, 
der Beschlußempfehlung des Ausschusses, wie sie 
vorliegt, zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Günter Rixe. 

Günter Rixe (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Vorweg, lieber Kollege 
Engelbert Nelle: Phantastisch, ich fand Ihre Rede gut. 
Wenn wir so weitermachen, kommen wir im Punkt 
berufliche Bildung ein Stück weiter. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich begrüße, daß wir uns heute vormittag mit der 
längsten Bildungsdebatte in dieser Legislaturperiode, 
nämlich zwei Stunden, für die Fragen der Qualifizie-
rung von jungen Menschen Zeit nehmen. 
Bedauerlich ist aber — ich muß gleich wieder etwas 

Wasser in den Wein gießen —, daß dies erst so spät in 
der Amtszeit dieser Bundesregierung geschieht, daß 
eine längere Debatte erst am Ende der Legislaturpe-
riode stattfindet. 

(Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink [F.D.P.]: Es 
ist nie zu spät!) 

— Okay. 
Dabei ist doch eine gute Qualifizierung ein wichti-

ger Standortvorteil für die Bundesrepublik Deutsch-
land. 

Bedauerlich ist — da schließe ich mich meinem 
Vorredner Nelle an —, daß wir erst heute, im Januar 
1994, den Berufsbildungsbericht 1993 diskutieren. 
Wir wissen nicht, warum das so ist. Ich möchte dem 
Herrn Minister heute morgen für die Zukunft viel 
Gesundheit wünschen. Wir freuen uns, daß Sie wieder 
gesund unter uns sind. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der PDS/Linke Liste) 

Trotzdem hätten wir, denke ich, den Berufsbil-
dungsbericht auch schon im November oder im 
Dezember, wie vorgesehen, hier diskutieren sollen. 
Ich meine, das Bildungsministerium hat Fachleute 
genug, um uns zu unterrichten. Aber gut, es ist nun 
einmal so. 
In der Debatte zur Einbringung des Berufsbildungs-

berichts 1993, am 30. April letzten Jahres, habe ich 
darauf hingewiesen, daß dieser Berufsbildungsbe-
richt 1993 die Zustimmung der SPD wohl nicht bekom-
men wird. Die Entschließung vom 6. November 1992 
wurde nicht berücksichtigt. In dem damaligen Parla-
mentsbeschluß, den wir ja fast einstimmig beschlos-
sen haben, wurde die qualitative Verbesserung der 
Berufsausbildung als vorrangig angesehen. 
Ich nenne nur drei Punkte: die berufliche Förderung 

von Frauen, die Beibehaltung der Förderung von 
Begabten und Lernschwachen — den letzten Punkt 
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möchte ich noch einmal ganz besonders betonen — 
sowie die besondere Förderung von ausländischen 
Jugendlichen. 

Ferner wurde unter der Überschrift „Qualitätsver-
besserung der beruflichen Bildung" auch die Moder-
nisierung der Berufsschulen in den neuen und in den 
alten Bundesländern unter Einschluß der qualifizier-
ten Aus- und Fortbildung der Berufsschullehrer ange-
sprochen. 

Diese Punkte wurden als Kritik am damaligen 
Berufsbildungsbericht und als Auftrag an die Bundes-
regierung für 1993, Herr Minister, von diesem Parla-
ment beschlossen. Die Bundesregierung ist diesen 
Aufforderungen trotz mehrfacher Mahnungen von 
uns im Berufsbildungsbericht 1993 nicht nachgekom-
men. Sie hat sich nicht um die in der Entschließung 
genannten Problemfelder, Fragen und Prioritäten 
gekümmert. Sie hat sich weder ernsthaft um die 
Lösung der Ausbildungsplatzprobleme der Jugendli-
chen in den neuen Ländern gekümmert noch um die 
Verbesserung der Attraktivität der beruflichen Bil-
dung, auch nicht um die Qualitätsprobleme. 

(Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink [F.D.P.]: 
Das stimmt so nicht, Herr Rixe!) 

— Ich komme gleich noch dazu. 

Der Berufsbildungsbericht 1993 dokumentiert, daß 
die Bundesregierung in den vom Parlament angespro-
chenen Handlungsfeldern nichts getan hat. Dieser 
Bericht enthält dazu nämlich keine Aussagen, und er 
zeigt keine bildungspolitischen Lösungen auf. 

Deshalb können wir diesem Berufsbildungsbericht 
auch nicht zustimmen, und deswegen haben wir eine 
eigene Entschließung vorgelegt. 

(Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink [F.D.P.]: 
Das tut uns sehr leid!) 

Wir werden aber in diesem Jahr 1994 den vielen 
jungen Menschen im Lande und denen, die für die 
Berufsausbildung zuständig sind, die Probleme, die 
den Menschen unter den Nägeln brennen, klarma-
chen. Wir werden den Menschen im Jahre 1994 
deutlich sagen müssen, wir alle, was wir tun wollen 
und welches Maß an Verantwortungsbewußtsein für 
die jungen Menschen wir haben. 

Wir haben angesichts der Mißachtung der Ent-
schließung von 1992 heute einen Antrag eingebracht, 
der die damals angesprochenen Probleme aufgreift 
und von der Bundesregierung jetzt Handlungen ein-
fordert. Das soll für den Berufsbildungsbericht 1994 
festgeschrieben werden. Dieser Antrag sollte nicht 
überwiesen, sondern heute abgestimmt werden, 
damit ein Handlungsauftrag an die Bundesregierung 
besteht. Ich will auf einige Punkte unseres Entschlie-
ßungsantrags eingehen, nicht auf alle; denn er liegt ja 
vor. 

Erstens. Wir werden eine Schwerpunktsetzung für 
die Attraktivität in der Berufsbildungspolitik vorneh-
men. Einer dieser Schwerpunkte sind die Tendenzen 
in der Industrie, sich aus Kostengründen der Ausbil-
dungsverantwortung zu entziehen. Die Wirtschafts-
krise wird auch von noch florierenden Unternehmen 
dazu benutzt, ganze Ausbildungsteile stillzulegen. 
Wir haben das eben von unserem Kollegen Engelbert 

Nelle schon gehört. Ich fordere von dieser Stelle ganz 
deutlich z. B. die Telekom auf, weiter auszubilden und 
nicht nur in den fünf neuen Ländern 700 Ausbildungs-
plätze zur Verfügung zu stellen und in den alten 
Bundesländern überhaupt keine. Wir müssen sie auf-
fordern, dies rückgängig zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Rückgang der Zahl der Ausbildungsplätze in der 
Industrie ist im letzten Jahr, 1993, schon 10 % gewe-
sen; das muß gebremst werden. Ein derartiges Verhal-
ten stößt die berufliche Bildung in eine schwere Krise. 
Solch ein Verhalten ist zu mißbilligen. 

Der Staat und die Bundesregierung haben die 
Aufgabe, die Wirtschaft an das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts zu erinnern, wonach der Wirtschaft 
die Verantwortung für die Ausbildung des beruflichen 
Nachwuchses zukommt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn die Wirtschaft trotz ihrer Versprechungen 
gegenüber dem Bundeskanzler dies nicht tut, ist 
seitens der Politik über die Staatsrolle bei der Siche-
rung der Ausbildung und der Zukunftschancen der 
Jugendlichen neu nachzudenken, hier im Parla-
ment. 

Zweitens. Auch in diesem Jahr sind die Notlage der 
Ausbildungsplatzsuchenden in den neuen Bundes-
ländern und die damit verbundene Aufgabe, für ein 
ausreichendes Angebot im dualen System zu sorgen, 
wieder aktuell. Ich frage an dieser Stelle den Minister: 
Wie hat denn das 10 000-Plätze-Sonderprogramm 
vom August letzten Jahres gegriffen? 

(Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink [F.D.P.]: 
Sehr gut!) 

Wie, wo, wieviel und in welchen Ausbildungsberei-
chen sind denn die 10 000 Plätze geschaffen worden? 
Wir würden das gerne in einer der nächsten Sitzungen 
des Bildungsausschusses einmal hören. 

(Zuruf von der SPD: Vielleicht heute 
schon!) 

Es gibt Gerüchte, daß nun in der Tat die 10 000 Plätze 
nicht im dualen System untergebracht worden sind, 
weil es sehr spät war, weil viele Jugendliche schon in 
den unterschiedlichsten Schulformen der fünf neuen 
Länder untergekommen waren und nicht wieder 
zurückgeholt worden sind. 

Ein weiteres Schwergewicht muß auf die Entwick-
lung eines Angebots an überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten in den neuen Ländern gelegt werden. 
Dort leiden nämlich die Klein- und Mittelbetriebe 
immer noch unter dem nicht in Gang kommenden 
Wirtschaftsaufschwung. Damit diese Bet riebe ihre 
Ausbildungsfähigkeit und Ausbildungsbereitschaft 
behalten, müssen mehr Angebote für überbetriebli-
che Ausbildungsstätten geschaffen werden. Dieser 
Haushaltstitel darf nicht gekürzt werden, wie im Jahre 
1994, sondern er muß angehoben werden. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, immer wieder 
müssen wir darauf hinweisen, daß es keine Darstel-
lung über die Wirksamkeit der von Bund und Ländern 
in den neuen Bundesländern ergriffenen Maßnahmen 
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zur Schaffung von bet rieblichen, überbetrieblichen 
und außerbetrieblichen Ausbildungsplätzen unter 
Qualitätsmerkmalen gibt. Dies sollte der Berufsbil-
dungsbericht 1994 aufnehmen. 

Das Berufsbildungsgesetz aus dem Jahre 1969 muß 
modernisiert werden, 

(Beifall bei der SPD) 

und es muß dabei einerseits die Entwicklungen auf-
nehmen, die in der Berufsbildung stattgefunden 
haben, sowie andererseits den Anforderungen der 
Zukunft gerecht werden. Der Berufsbildungsbericht 
1994 soll dazu den Stand der Überlegungen der 
Bundesregierung und aller an der beruflichen Bildung 
Beteiligten aufzeigen. Von besonderem Interesse ist 
hierbei z. B. die Frage der Realisierung eines Rechts-
anspruchs aller auf Berufsausbildung oder auch die 
Frage, wie ökologische Kompetenzen als zwingender 
Bestandteil in allen Ausbildungsordnungen zu veran-
kern  sind. 

In diesem Zusammenhang und für die zukünftige 
Wettbewerbsfähigkeit bedeutsam ist ferner die Frage, 
wie eine über die berufsbezogene Qualifizierung 
hinausgehende, zur Entwicklung der Persönlichkeit 
beitragende Ausbildung gesetzlich verankert werden 
kann, eventuell durch die Neudefinition der Rolle des 
Lernortes Berufsschule. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Denn es ist doch klar, daß nur der vielfältig Qualifi-
zierte in der zukünftigen Internationalität Erfolgs-
chancen hat. Dies schafft zudem Aufstiegsmöglichkei-
ten für den beruflich Qualifizierten und bringt uns ein 
Stück weiter auf dem Wege zur Herstellung der 
Gleichwertigkeit von Hochschulabsolventen und den 
Absolventen der beruflichen Bildung. 

Kollege Nelle hat eben einen Satz gesagt, den ich 
gern wiederholen will: Auch eine Fremdsprache 
müßte in den Ausbildungsordnungen der beruflichen 
Bildung langfristig verankert werden. Dazu ist es 
notwendig, dem Lernort Berufsschule mehr Gewicht 
in der beruflichen Bildung zu geben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P. — Uta Würfel 
[F.D.P.]: Auch wegen der europäischen Mög

-

lichkeiten brauchen wir sie!)  

— Das habe ich schon damals in meiner Einbringungs-
rede gesagt. 

Lassen Sie mich nun zum Schluß noch sagen: Es 
reicht nicht, wenn der Bundeskanzler ein sogenanntes 
bildungspolitisches Forum einberuft, bei dem nur die 
Gründung einer Arbeitsgruppe herauskommt, die 
darüber nachdenken soll, wie die Nachwuchspro-
bleme im Handwerk beseitigt werden können. Nach 
Einschätzung der für die Berufsbildung Verantwortli-
chen war diese Veranstaltung in der Tat ein Flop. Ich 
fordere alle auf, hier weiter nachzudenken. Dies war 
mir zuwenig. 

Diese Aktion hat ebenso wie der Berufsbildungsbe-
richt 1993 gezeigt: Die Verbesserung der Attraktivität 
und der Qualität der beruflichen Bildung wird von 
dieser Bundesregierung etwas vernachlässigt. 

Ich fordere Sie auf, mehr zu tun, und hoffe, daß in 
den Berufsbildungsbericht 1994 — die ersten Auszüge 
des Berufsbildungsberichts kennt man ja schon; man 
hört schon, was drinstehen soll — mehr hineinge-
schrieben wird. Wir fordern Sie wirklich auf, Herr 
Minister, das, was wir im Entschließungsantrag für 
1993 im Bildungsausschuß einstimmig beschlossen 
haben — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Rixe, Sie 
sind ein gutes Stück über die Zeit. 

Günter Rixe (SPD): — ich bin fertig —, in diesem 
Berufsbildungsbericht aufzunehmen und nieder-
zuschreiben und nicht so zu tun, als wenn dieses 
Parlament Beschlüsse nicht ernst nähme. 
Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU — Uta Würfel 

[F.D.P.]: Parteiübergreifender Beifall!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dirk Han-
sen, Sie haben das Wort. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Eine Vorbemerkung will auch ich mir 
erlauben. Ich möchte mich an Sie, Herr Minister, 
wenden und meiner Freude Ausdruck verleihen 
— gravitätisch formuliert —, daß Sie wieder da sind, 
gesund sind und insofern wir in Ihrer Gegenwart den 
Berufsbildungsbericht 1993 wirklich lächerliche 14 
Tage nach Ende des Jahres 1993, also durchaus 
aktuell, nach dessen Einführung durch Sie hier 
gemeinsam diskutieren können. Es ist sehr gut, daß 
wir das in Gegenwart des verantwortlichen Ministers 
tun. 
Ich freue mich natürlich auch, daß sein Parlamenta-

rischer Staatssekretär ebenfalls die Gelegenheit 
ergreift, sein parlamentarisches Dasein zu dokumen-
tieren, selbst wenn er hier auf der Regierungsbank 
lauscht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, das deut-

sche duale System nimmt immer noch einen Spitzen-
platz im internationalen Vergleich ein, weil fachliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten durch Praxisnähe und 
unmittelbare Erfahrungen in der Arbeitswelt ver-
knüpft werden. Die Absolventen der betrieblichen 
Berufsausbildung sind sofort einsatzfähig, weil sie voll 
qualifiziert sind. Das Bildungs - und Beschäftigungs-
system sind eng verkoppelt. Darin liegt die eigentliche 
Stärke des dualen Systems. 
Aber unterhalb dieser durchaus allgemein akzep-

tierten Einschätzung, denke ich, sind doch Alarmzei-
chen unübersehbar. Das duale System leidet an 
zunehmender Auszehrung. Immer weniger Jugendli-
che beginnen eine Lehre. Die Schere zwischen der 
Zahl deutscher Studenten, inzwischen 1,9 Millionen, 
und der Lehrlinge, 1,7 Millionen, öffnet sich immer 
weiter. Das hat nicht nur mit der Zahl der Studienan-
fänger zu tun, sondern — das weiß ich sehr wohl — 
natürlich auch mit den langen oder zu langen Studien-
zeiten. 
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Mehr als eine halbe Million Nachwuchskräfte weni-
ger als Mitte der 80er Jahre gehen heute den Weg der 
beruflichen Bildung. Nie studierten in Deutschland 
mehr Studenten als in diesem Wintersemester. 

Sorge muß auch die Tatsache bereiten, daß in Zeiten 
der wirtschaftlichen Rezession viele Betriebe keine 
Lehrlinge mehr ausbilden wollen; Herr Nelle und Herr 
Rixe haben zu Recht darauf verwiesen. Dies geschieht 
nicht nur aus Kostengründen, sondern auch, weil 
vielfach befürchtet wird, daß, wie etwa jetzt in Nie-
dersachsen mit der Einführung des zweiten Berufs-
schultages, die Auszubildenden nicht mehr genügend 
Zeit im Betrieb selber verbringen können und damit 
das bisherige Verhältnis von Theorie und Praxis aus 
dem Gleichgewicht gerät. 

Als Bildungspolitiker müssen wir alle Beteiligten 
darauf hinweisen, daß die Lehrlinge von heute die 
Fachkräfte von morgen sind 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

und daß sich manche Be triebe und Branchen schon 
heute beklagen, nicht mehr genügend Nachwuchs zu 
bekommen. Also, Ausbildung tut not. Die Verpflich-
tung der Wirtschaft muß nicht nur eingefordert, son-
dern auch eingehalten werden. 

Trotz aller Unkenrufe von links im letzten halben 
Jahr im Wiederholungstäterfall ist es der Wirtschaft 
und dieser Bundesregierung durch den Einsatz dieses 
Bundesbildungsministers wiederum gelungen, so gut 
wie allen Jugendlichen in den neuen Bundesländern 
einen Ausbildungsplatz zu vermitteln. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das besagt nicht, daß die präzisere statistische 
Kenntnis davon, wo im einzelnen diese 10 000 ange-
botenen Plätze angenommen worden sind, uns dem-
nächst nicht beschäftigen dürfte. Zusätzliche Ausbil-
dungsplätze in Wirtschaft und Verwaltung sowie in 
den überbetrieblichen Ausbildungsstätten konnten 
den Start in die Berufsausbildung ermöglichen. 

So erfolgreich diese Anstrengungen im vergange-
nen Jahr im Osten waren, so sehr werden aber auch 
die strukturellen Defizite des Lehrstellenmarktes in 
Deutschland insgesamt deutlich. Der Run in die Büro-
berufe und in die kaufmännische Ausbildung seitens 
der Lehrstellenbewerber kontrastiert mit einem Über-
hang an Lehrstellenangeboten in Bauberufen und im 
Metallbereich. 

Die Defizite im Westen sind also nicht nur quantita-
tiv, sondern auch strukturell deutlich. Wenn auf einen 
nicht vermittelten Bewerber rein rechnerisch fünf 
Ausbildungsplätze entfallen, so macht dies die Aus-
zehrung des dualen Systems deutlich. 

Der Berufsbildungsbericht 1993 analysiert, wie ich 
finde, in klarer Weise Qualitäten und Quantitäten. Er 
dokumentiert die erfolgreichen Anstrengungen aller 
an der Berufsbildung Beteiligten. Zugleich werden 
aber die notwendigen Bedingungen angesprochen, 
die notwendig sind, um das duale System attraktiver 
zu gestalten. 

Wir Liberalen betonen das Postulat stärkerer Diffe-
renzierung, einer verbesserten Durchlässigkeit im 
gesamten Bildungssystem, einer abgestimmten Zu-
sammenarbeit von Betrieben und Berufsschulen, d.  h.  

auch der Errichtung eines gesamtdeutschen Netzes 
überbetrieblicher Berufsbildungsstätten, und schließ-
lich einer gleichrangigen finanziellen und personel-
len Ausstattung von Berufsschulen im Vergleich mit 
allgemeinbildenden Schulen. 
Aber ich gestatte mir auch, den Berufsbildungsbe-

richt 1993 zu zitieren, wenn er darauf hinweist, es sei 
bekannt, daß wesentliche Ursachen für die Nichtauf-
nahme oder den nicht erfolgreichen Abschluß einer 
Berufsausbildung vor dem Verlassen der allgemein-
bildenden Schulen liegen. Kurz, die Schule, nicht die 
berufliche Bildung ist das Problem. 
Die berufliche Bildung darf keine Sackgasse von 

Karriere und persönlicher Entfaltung sein. Sie muß die 
Optionen aller individuellen Entwicklungen in einem 
marktwirtschaftlich geprägten Arbeitsmarkt anbie-
ten. Politik und Wirtschaft müssen wieder mehr 
zusammenwirken. Das Bildungsforum war ein An-
fang. Konsens über Ziele und konzertiertes Handeln 
sind nötig. Vielleicht schafft es die zitierte Arbeits-
gruppe, dafür Hinweise zu geben. 
Dabei erscheint mir ganz wesentlich, daß keine 

Zersplitterung der bisher bundeseinheitlichen beruf-
lichen Bildung stattfindet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Ich bin sehr dankbar, daß Herr Nelle deutlich darauf 
hingewiesen hat. Die Gefahren, die aus den bisheri-
gen Erwägungen der Verfassungskommission hierzu 
drohen, sind unübersehbar. Dem muß Einhalt geboten 
werden. 
Auch mit Blick auf den Bildungsraum Europa 

unterstreichen die Liberalen die Stellungnahme des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung, in der auf eine ungeschmälerte Verantwortung 
von Bund, Ländern und Sozialpartnern verwiesen 
wird. 
Das Subsidiaritätsprinzip, das in Maas tricht aus-

drücklich vereinbart wurde, muß streng beachtet 
werden. Hier gilt gewissermaßen die abgewandelte 
neue Formel „partnership in voca tional training". 
Wenn wir in Europa auf diesem Gebiet — fremdspra-
chenorientiert — gemeinsam, bei aller Eigenständig-
keit der nationalen Bildungssysteme, mehr erreichen, 
ist der Abstimmungsprozeß erfolgreich zu bewälti-
gen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Dr. Dietmar Keller. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Zum Zusammen-
hang zwischen Wirtschaftsstandort und Beruf sausbil-
dung  ist hier viel gesagt worden. Ich kann nichts 
Besseres hinzufügen und möchte deshalb meine Zeit 
nutzen, um auf einen Aspekt aufmerksam zu machen, 
der Sie bestimmt genauso beschäftigt und den auszu-
sprechen wir als Parlamentarier Verantwortung 
haben. 
Wenn wir irber Berufsausbildung reden, sprechen 

wir über Menschen. Natürlich kann man mit Zahlen 
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vieles belegen. Sie als Bundesminister hatten natür-
lich das Recht, zu sagen, was die Bundesregierung 
alles geleistet hat, wieviel sie bei der Berufsausbil-
dung geleistet hat. Die Opposition hat die Pflicht, auf 
das zu verweisen, was sich hinter diesen Zahlen auch 
noch verbirgt. Hinter diesen Zahlen verbergen sich 
Menschenschicksale. Jeder weiß, daß mit einer 
Berufsentscheidung eine Entscheidung für ein Men-
schenleben getroffen wird. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Ich verweise deshalb darauf, weil weder der Berufs-
bildungsbericht noch die Antwort der Bundesregie-
rung auf unsere Kleine Anfrage auf solche Fragen 
ausreichend Antwort gegeben haben. Ich sehe mit 
Sorge, daß z. B. die Brandenburger Ministerin Hilde-
brandt in der „Berliner Zeitung" mitteilt, daß nur gut 
die Hälfte der 23 000 Schulabgänger des Landes einen 
Platz in der betrieblichen Berufsausbildung abbekom-
men haben. Den 360 Lehrstellensuchenden der offi-
ziellen Statistik seien 6 000 hinzuzurechnen, die in 
anderen Rubriken verschwunden sind. 

Mecklenburg-Vorpommern meldet, daß inzwi-
schen jeder dritte Lehrstellenbewerber sein Heil im 
Westen sucht. Nach Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes ging die Zahl der 15- bis 25jährigen in 
Ostdeutschland um 500 000, das sind 20 %, zurück. Es 
ist vielleicht gut, daß sie einen Ausbildungsplatz in 
Westdeutschland gefunden haben. Aber vergessen 
wir bitte nicht, daß die Anzahl derer, die zurückkom-
men werden, 

(Günter Rixe [SPD]: Gering ist!) 

gering ist und daß eine Struktur entsteht, die in 10, 
20 Jahren von viel komplizierteren Problemen 
geprägt sein wird. 

Lassen Sie mich ein paar — leider trockene — 
Zahlen verwenden, die alle Statistiken von Einrich-
tungen des Bundes entnommen worden sind, also 
nachgeordneten Einrichtungen des Bundesministeri-
ums, die weder in Ihrem Bericht noch in der Antwort 
der Bundesregierung benutzt werden. 

Das erste Problem, das ich ansprechen möchte, 
betrifft die kumulative Lehrstellenbilanz Ost seit 
1990. Für 100 Bewerber um eine betriebliche Ausbil-
dungsstelle standen 199143 Stellen, 1992 54 und 1993 
58 Stellen zur Verfügung. Es ist also ein Wachstum zu 
verzeichnen. Nach Berechnungen des BIBB müssen in 
jeder Region 112,5 Stellen pro 100 Bewerber angebo-
ten werden, um von einem einigermaßen ausreichen-
den Angebot sprechen zu können. In Westdeutsch-
land wurde das 1991 und 1992 mit jeweils 121 pro 
100 Bewerber gut erreicht. In östlichen Grenzbezir-
ken, aber auch in ländlichen Gebieten und mono-
strukturierten Regionen Ostdeutschlands kamen auf 
eine Stelle dagegen durchschnittlich drei bis vier 
Bewerber. Rechnet man zusammen, so stellt man fest, 
daß die Differenz zu einem ausreichenden Angebot an 
betrieblichen Ausbildungsplätzen in Ostdeutschland 
1991 139 000, 1992 102 000 und 1993 98 000 Plätze 
beträgt. 

Ich weise noch einmal darauf hin, daß ich nur von 
den betrieblichen Ausbildungsplätzen rede und bei 
den eben genannten Zahlen eine Relation von  

112 Ausbildungsplätzen pro 100 Bewerber zugrunde 
gelegt habe. Ich will auch die Defizite der einzelnen 
Jahre nicht addieren, da nicht zu ermitteln war, 
welche Altnachfrage in den jeweils neuen Jahreszah-
len enthalten ist. 

Eine andere Rechnung zeigt aber: Nach dem 
Arbeitsmarktmonitor vom November 1992 waren 
185 000 Jugendliche in den neuen Bundesländern, 
verteilt auf vier Lehrjahre, in einer betrieblichen 
Ausbildung. In der DDR waren es 1988 385 000 und 
1989 345 000, verteilt auf zwei bis drei Lehrjahre. Die 
durchschnittliche Differenz beträgt also 180 000 Aus-
zubildende. Davon könnte noch die Zahl der Jugend-
lichen abgezogen werden, die im Westen einen Aus-
bildungsplatz gefunden haben: nach der Statistik 
45 000. Auch wenn noch 35 000 außerbetriebliche 
Ausbildungsplätze abgezogen werden, bleibt ein Fehl 
von Ausbildungsplätzen in der Größenordnung von 
immerhin 100 000. 

Gegenrechnungen wie etwa der stärkere Drang 
zum Abitur ändern daran kaum etwas. Denn inzwi-
schen ist ja auch bekannt, daß der Drang zum Abitur 
wesentlich auf fehlende Lehrstellen zurückzuführen 
ist, d. h. es besteht die Gefahr, daß das Abitur in vielen 
Fällen zur Eintrittskarte für eine angestrebte Berufs-
ausbildung wird. 

Schließlich kommt man auch auf eine Größenord-
nung von mehr als 100 000 fehlenden Ausbildungs-
plätzen in Ostdeutschland, wenn man durchrechnet, 
was es wohl bedeuten mag, daß sich in den westdeut-
schen Ländern immerhin mehr als 75 % der 16- bis 
19jährigen in einer beruflichen Ausbildung befinden, 
in den ostdeutschen Ländern aber leider weit weniger 
als 50 %. 

Eine zweite Frage, auf die ich noch kurz eingehen 
möchte und auf die die Bundesregierung in ihrem 
Bericht keine Antwort gegeben hat, ist die nach dem 
jährlichen Bewerberschwund in Ostdeutschland. So 
wurden 1993 zum Berichtsmonat September 145 000 
Bewerber gezählt. Für diese Bewerber standen knapp 
84 000 be triebliche Ausbildungsplätze, rund 8 700 in 
überbetrieblichen Einrichtungen und 4 500 außerbe-
triebliche im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative Ost 
zur Verfügung. Die Differenz zwischen Bewerbern 
und Plätzen beträgt knapp 50 000. In den offiziellen 
Verlautbarungen tauchen dann aber nur noch knapp 
3 000 unvermittelte Bewerber auf, die mit rund 2 000 
unbesetzten Stellen verrechnet werden. Etwa 1 000 
Lehrstellensuchende bleiben übrig, die auch schon 
noch irgendwie untergebracht werden. Das Problem 
scheint gelöst zu sein. 

Inzwischen ist aber mit ausreichender Sicherheit 
festgestellt worden, daß der Bewerberschwund fast 
ausschließlich darauf zurückzuführen ist, daß eben 
keine Lehrstellen da sind und die Arbeitsämter auch 
kaum welche in Aussicht stellen können. Rund ein 
Drittel der Bewerber taucht auf diese Weise in den 
Herbststatistiken nicht mehr als unvermittelte Bewer-
ber auf. Die Interpretation ist dann, sie hätten sich 
eben anders entschieden. 

Wie diese freie Entscheidung zustande kommt, 
zeigt auch folgende Bewerber -Stellen -Relation in 
verschiedenen Ausbildungsberufen. 610 Bewerbun- 



17568 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 203. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Januar 1994 

Dr. Dietmar Keller 

gen auf 100 Stellen bei Hotelfachmann/-fachfrau, 
369 Bewerbungen auf 100 Stellen bei Bankkaufmann/ 
-kauffrau, 390 zu 100 bei Datenverarbeitungskauf-
mann/-frau, 300 zu 100 bei Rechtsanwaltsgehilfen/ 
-gehilfinnen. Dabei ist die Konzessionsbereitschaft 
der ostdeutschen Jugendlichen auch in dieser Frage 
hoch; denn nur 50 % können von sich sagen, daß sie 
sich in einer Ausbildung befinden, die sie gewollt 
haben. 
Zur Lehrstellensituation und zum Lehrstellenfrust in 

Ostdeutschland gehört schließlich auch, daß nur 
etwas mehr als die Hälfte nach Abschluß der Lehre 
vom ausbildenden Be trieb übernommen wird. 1992 
waren es 54 %. 
Meine Damen und Herren, Sie entschuldigen bitte, 

daß ich Sie mit Zahlen konfrontiert habe, die Sie 
vielleicht schon irgendwo gelesen haben. Ich weiß, 
daß es für eine parlamentarische Rede nicht gerade 
glücklich ist, so viele Zahlen zu benutzen. Aber hinter 
jeder einzelnen Zahl steckt ein Mensch. 

Und hinter jeder Zahl — ich habe ausschließlich 
Zahlen Ostdeutschlands benutzt — steckt die Frage 
der Zukunft Ostdeutschlands. Wird sich dort ein 
Wirtschaftsstandort entwickeln oder nicht? Insofern 
möchte ich sagen, daß wir, so wie ich Ihre positive 
Bilanz respektiere, Herr Bundesminister, als Parla-
ment auf dieser Strecke noch viel gemeinsam zu 
arbeiten haben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der F.D.P. und der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Rainer 
Jork, ich erteile Ihnen das Wort. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Reflexion 
zum Berufsbildungsbericht 1993 muß aus meiner Sicht 
im gesamten Bildungssystem nachdrücklich, unkon-
ventionell und innovativ gedacht, geplant und gehan-
delt werden, um den aktuellen und zukünftigen 
Bedürfnissen in Deutschland im Arbeits- und Sozial-
bereich zu entsprechen. 

Die allgemeine Arbeitslosigkeit und im besonderen 
die Lehrstellensituation in den neuen Bundesländern 
sind als an sich bekannte Problemfeldüberlagerungen 
ungewöhnlich kompliziert. Das galt 1993 und wird 
1994 ebenso sein. Die Problemfelder sind einerseits 
organisatorischer Natur, gekennzeichnet durch die 
allgemeine Rezession, eine besondere Strukturkrise 
sowie den Vorgang der Ost-West-Anpassung, der aus 
meiner Sicht leider oft nicht als mehrseitiger Prozeß 
verstanden wird. Darum wird allgemein meist rea-
giert, nicht agiert. 

Andererseits bereiten das Vakuum im Wertegefüge 
des Westens und der Zusammenbruch zentral vorge-
gebener Struktur- und Wertegefüge im Osten Neu-
orientierungszwänge zutiefst mentaler Natur, vor 
allem für die Jugendlichen. Ein Überangebot fragwür-
diger Informationen und Werte macht Entscheidun-
gen komplizierter. 

1993 konnte den Lehrstellenbewerbern in den 
neuen Bundesländern schließlich ein zahlenmäßig 
ausreichendes Bildungsangebot unterbreitet werden. 
Im Namen vieler Betroffener möchte ich hier all 
denen, die daran beteiligt waren, sehr herzlich dan-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

So trat eben nicht ein, was unter Ausnutzung 
zentralistisch geprägter Erwartungshaltungen für die 
Opposition verkaufsfähig werden sollte: ein vielfach 
herbeigeredeter Ausbildungsnotstand. 

Trotzdem war und ist die Lehrstellensitutation in 
den neuen Bundesländern kompliziert und ernst. Das 
betrifft u. a. neben der rechnerischen Bilanz der 
Ausbildungsstellen deren Qualität, den Anteil des 
Lehrstellenangebotes für Mädchen, regionale Unter-
schiede, die unterschiedliche Nachfrage in Berufs-
gruppen sowie überzogene Forderungen auf Schulab-
schlußnoten in verschiedenen Berufen. 

Am 23. Juli 1993 unterbreiteten wir Abgeordneten 
der CDU/CSU-Fraktion aus den neuen Bundeslän-
dern im Bundeskanzleramt auf der Grundlage einer 
aktuellen Situationsrecherche, die ich im Kontakt mit 
den zuständigen Ministerien aller neuen Bundeslän-
der erarbeitet hatte, einen Maßnahmenkatalog als 
Vorschlag. Auch dessen Umsetzung führte schließlich 
mit dazu, daß jeder Bewerber eine Lehrstelle 
erhielt. 

Ich meine, Herr Rixe, daß wir uns gemeinsam mit 
der Bundesregierung sehr ernsthaft bemüht haben, 
und möchte, bezogen auf Ihre Bemerkungen hinsicht-
lich des Datums der Erstellung des Berufsbildungsbe-
richtes, in den die Situation so noch nicht einging, 
hinweisen. 

Grundlage für das gute Gesamtergebnis war die 
unbeirrte Strategie des Bundeskanzlers, der der 
Bereitstellung von Lehrstellen „ absolute Priorität bei 
allen Aktivitäten" gab und selbst wiederholt betonte, 
daß die erste Begegnung der Jugendlichen in den 
neuen Bundesländern mit der Freiheit nicht die 
Arbeitslosigkeit sein darf. Darum gilt dem Bundes-
kanzler mein besonderer Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In Anbetracht der ursächlichen Verantwortung der 
Wirtschaft — wir sprachen schon davon — für die 
Lehrstellen und der sich stark ändernden Arbeits-
marktsituation ist die Entscheidung für Länder und 
Bund zu angemessenem Umfang und rechtem Zeit-
punkt staatlicher Hilfe sehr kompliziert. 

Für den Interessenten im dualen Berufsbildungssy-
stem ist die Suche nach einer Lehrstelle ein Wettlauf 
zwischen der eigenen Entscheidung, verfügbaren 
betrieblichen Ausbildungsplätzen und dem durch ein 
brauchbares Zeugnis belegten Schulabschluß. Dabei 
muß er vorausdenken, ob der Berufswunsch nach drei 
Jahren Lehrzeit wohl auch in einen Arbeitsplatz 
münden wird. Dies ist eine Frage, die der zukünftige 
Lehrling nur schwer beantworten kann. 

Für den Betrachter der Problemlage handelt es sich 
bei der Forderung staatlichen Eingriffs zur Lehrstel-
lenbereitstellung um eine mehrdimensionale dyna-
mische Optimierung. Dies ist überaus kompliziert, wie 
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auch der SPD-Antrag vom 20. Oktober 1993 erkennen 
läßt, der in offensichtlichem Zusammenhang mit 
Drucksache 12/5495 steht. Hier wird vom Bund gefor-
dert, „besonders auf die Frage einzugehen, wie 
Eigenanstrengungen der Betriebe nicht konterkariert, 
sondern gestärkt und wie Attentismus vermieden 
werden kann". 

Es geht also darum, möglichst verbindlich, meßbar 
und allgemeingültig zu sagen, womit, wie und wann 
genau die richtige Hilfe durch den Bund angesetzt 
werden muß, und das, obwohl es sich um eine Grund-
aufgabe der Wirtschaft handelt und die Situation in 
den einzelnen Bereichen der Wirtschaft und in den 
Regionen bekanntermaßen sehr unterschiedlich und 
zeitlich veränderlich ist. 

Neulich las ich in der Eisenbahn einen Satz, den ich 
der SPD nicht vorenthalten möchte: 

Wer hindert uns eigentlich daran, das zu tun, was 
wir von anderen erwarten? 

Die geforderte Optimierung betrifft vor allem die 
Wahrnehmung der Eigenverantwortung von Betrie-
ben — sofern sie in den neuen Bundesländern vor-
handen sind —, die Entscheidungsmöglichkeit und 
-bereitschaft der Jugendlichen zu Berufen, Ausbil-
dungsort und -weg, die Sicherung zukunftsträchtiger 
und qualitativ hochwertiger Ausbildungsplätze, die 
Funktionsfähigkeit der Prinzipien der Sozialen Markt-
wirtschaft und letztlich den verantwortungsbewußten 
Umgang mit Steuermitteln. 

Eine grundsätzliche Lösung mit allseits befriedigen-
dem Ergebnis ist nur mit einem ausgeglichenen 
Arbeitsmarkt möglich. 

Natürlich: Das letzte Risiko der rechtzeitigen und 
angemessenen Einflußnahme trägt die Bundesregie-
rung, in Verantwortung um eine wohlbedachte Finan-
zierung und Währungsstabilität, aber auch um die 
zukünftige Funktionsfähigkeit. 

Daß und in welchem Maße Landesprogramme hier-
bei wesentlich mithelfen, habe ich in diesem Hohen 
Hause am Beispiel von Sachsen bereits früher 
beschrieben. 

Ich möchte deutlich sagen, daß die Bereitstellung 
von hinsichtlich Anzahl und Qualität ausreichenden 
Lehrstellen ein partnerschaftliches Anliegen und erst 
zuletzt eine Aufgabe des Bundes ist. Da können 
keinesfalls außerbetriebliche Ausbildungseinrichtun-
gen, durch den Bund finanziert, gar als Konkurrenz-
einrichtung für betriebliche und überbetriebliche Ein-
richtungen installiert werden. Ich sage dies unter 
direktem Bezug auf den SPD-Antrag auf Drucksache 
12/5831, der uns hier vorliegt. 

Wenn letztlich erst mit einem gut funktionierenden 
Arbeitsmarkt auch hinsichtlich Quantität und Qualität 
ausreichend Lehrstellen bereitstehen werden, muß 
die Frage nach dem zukünftigen deutschen Produkti-
onsspektrum gestellt und beantwortet werden. Es 
sind Methoden zur Überwindung der schlechten 
Strukturierung auf dem deutschen Arbeitsmarkt in 
Relation zu Europa und dem Weltmarkt gefragt. Nur 
durch Innovationen kann der historisch begründete 
Anspruch auf Wohlstand und sozialen Ausgleich 
auch in Zukunft gerechtfertigt werden. Diesem 

Anspruch ist nicht in Konkurrenz zu Billiglohn- und 
Schwellenländern zu entsprechen. Innovation auf 
hohem Niveau wird nicht mit Durchschnitt und Mit-
telmäßigkeit, sondern durch elitäre Leistungen 
erreicht. Die deutsche Industrie benötigt Eliten, die 
durch Forderung und Förderung, ein entsprechendes 
Selbstverständnis und Leistungsbereitschaft entste-
hen. Ich beziehe mich dabei direkt auf den For-
schungsbericht, der gestern in diesem Haus diskutiert 
wurde. 

Es ist eine Zukunftsfrage auch für Benachteiligte, 
Begabte so zu fördern, daß sie im Berufsleben über-
durchschnittlich gefordert werden können, also zur 
Innovation in ihrem Arbeitsbereich beitragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

International muß eine neue Arbeitsteilung entste-
hen, die auf der Innovationsfähigkeit der deutschen 
Produkte und Technologien sowie einem modernen 
Bildungs- und Forschungssystem fußt. Strukturpoliti-
sche Strategien mit interdisziplinären und intermini-
steriellen Schlußfolgerungen sind gefragt. 

In diesem Sinne ist auch mit der Standortdiskussion 
der bestehende Gerechtigkeitsmangel zwischen der 
beruflichen und der akademischen Bildung unkon-
ventionell zu diskutieren und zu beseitigen. Als Inge-
nieur fällt es mir ohnehin schwer, zu begreifen, wieso 
akademische Bildung im Unterschied zur beruflichen 
Bildung formuliert wird. Ich jedenfalls sah meine 
Hochschulausbildung primär als Berufsvorberei-
tung. 

Im Sinne des Wirtschaftsstandortes Deutschland hat 
das Bildungssystem zuerst hochqualifizierte und moti-
vierte Arbeitskräfte in Relation zum Bedarf mit ange-
messenen Eigenschaften bereit- und eine frühzeitige 
direkte Koppelung von Ausbildung mit Praxis und/ 
oder Forschung herzustellen. 

Ich frage mich, was man unter sozialer Gleichbe-
rechtigung und Gerechtigkeit versteht, wenn m an  bei 
Lehrlingen die Berufsentscheidung im Alter von 16 
bis 19 Jahren abfragt, die Lehrzeit verbindlich festlegt, 
danach zu Recht Arbeit erwartet und Meisterlehr-
gänge selbst finanzieren läßt, während bei Studenten, 
die doch besonders intelligent und damit auch zu 
fordern sind, Schnupperstudium und Studienfach-
wechsel akzeptiert werden, Abbrüche und durch-
schnittliche Abschlußalter von etwa 29 Jahren als 
normal hingenommen werden und Studienkostenbe-
teiligungen bei selbstverschuldeter Studienzeitver-
längerung abgelehnt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage dies auch im Bewußtsein, daß es zwar eine 
Menge Studentenverbände, aber wohl keine Lehr-
lingsverbände gibt. 

Im Berufsbildungsbericht wird die Weiterbildung 
als notwendige Ergänzung beruflicher Ausbildung 
beschrieben. Dies gilt in gleicher Weise für die aka-
demische Berufsbildung und ist meines Erachtens 
auch unter dem Blickwinkel neu zu begreifen, daß in 
einigen Jahren das Durchschnittsalter der Bevölke-
rung in Deutschland bei etwa 50 Jahren liegen wird. 
Der in der Wirtschaft Deutschlands erforderliche Inno- 
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vationsschub kann dann aber nicht allein von den 
jungen Wissenschaftlern kommen. Das System der 
Weiterbildung ist also so zu gestalten, daß die Arbeits-
kräfte in bestimmten Zeitabständen auf den aktuellen 
Wissensstand in ihrem Fachgebiet gebracht werden 
und damit die geforderte Innovationskraft aufbringen 
und darstellen. 
Die entsprechende Lösungssuche muß von allen 

Partnern als Zwang empfunden werden. Mitverant-
wortung im Sinne guter Industrietradition ist gefragt. 
Dazu gehört für mich auch, daß die Meisterausbildung 
ähnlich dem BAföG-Modell gefördert und über die 
Effizienz des Studiums nicht nur nachgedacht wird. 

(Zuruf von der SPD: Das müssen Sie mal dem 
Arbeitsminister sagen!)  

Ich sehe im vorgelegten Berufsbildungsbericht eine 
gute Situationsbeschreibung, auf deren Grundlage 
partnerschaftlich auch neue Wege zur Problemlösung 
gesucht und gefunden werden können. 
Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Stephan 
Hilsberg, Sie haben das Wort. 

Stephan Hilsberg (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich bin dem Kollegen 
Günter Rixe für das Maß an Realitätsbewußtsein sehr 
dankbar, das er hier gezeigt hat. Insbesondere was die 
Selbstkritik betrifft, daß wir den Bericht erst heute 
— für meine Begriffe zu spät — diskutieren können, 
kann ich ihm nur zustimmen. 
Die Erfinder des Berufsbildungsberichts waren 

davon ausgegangen, daß er eine Vorlage liefern 
sollte, um so schnell wie möglich Fehler auszumerzen 
und Weichen neu zu stellen. Man kann Weichen aber 
nicht neu stellen, wenn der Zug schon durchgefahren 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Zumindest ist es nutz -los!) 
Es ist eine Fülle von neuen Problemen hinzugekom-
men. 
Der Berufsbildungsbericht 1993 beschäftigt sich mit 

dem Zeitraum Herbst 1991 bis Herbst 1992. Wir haben 
jetzt das Jahr 1994. Der neue Bericht liegt bereits vor. 
Es lohnt überhaupt nicht mehr, über den Schnee von 
gestern zu reden. Wir müssen die neuen Probleme 
sehen. 
Bei der Bestandsaufnahme im Ausbildungssektor 

sticht immer noch der Unterschied Ost -West beson-
ders ins Auge, auch wenn natürlich nicht verhehlt 
werden kann, daß sich auch im Westen die Zeiten 
erheblich geändert haben und den Jugendlichen hier 
der Wind ins Gesicht zu blasen beginnt. Trotzdem 
haben wir Qualitätsunterschiede zwischen Ost und 
West. 
Die Situation im Osten ist nach wie vor durch zu 

knappe Lehrstellen gekennzeichnet. Die Jugendli-
chen sind gezwungen zu pendeln. Manchen droht die 
Arbeitslosigkeit, oder sie müssen noch ein Jahr Schule 
anhängen. Auch das Notabitur wird hier gewählt, ein 
Abitur nicht aus freien Stücken, sondern weil keine 

andere Möglichkeit zur Verfügung steht. Besonders 
traurig daran ist, daß die Mädchen von diesem Pro-
blem in besonderer Weise betroffen sind. 

Das, was uns das Grundgesetz vorschreibt, worum 
wir uns hier besonders zu kümmern haben, nämlich 
die freie Wahl des Ausbildungsplatzes, die soge-
nannte Lehrstellenfreiheit, ist im Osten nicht vorhan-
den. Dies ist im Bewußtsein der ostdeutschen Jugend-
lichen sehr stark präsent. Das ist einer der wesentli-
chen Gründe für die Schieflagen, die zwischen Ost 
und West nach wie vor herrschen. Die Jugendlichen 
im Osten fühlen sich wie in einer Zwangsjacke. 
Gerade sie, die für die Verhältnisse, die wir jetzt 
haben, am wenigsten können und die die Verantwor-
tung überhaupt nicht zu tragen haben, haben sie 
auszubaden. 

Ich halte es für wichtig, nach wie vor und gerade 
auch jetzt zu sagen, daß in erster Linie die SED für die 
Verhältnisse, die wir hier haben, verantwortlich zu 
machen ist, und mit ihr auch die PDS. 

(Widerspruch des Abg. Dr. Dietmar Keller 
[PDS/Linke Liste]) 

Das sage ich aus aktuellem Anlaß. Aber ich mache 
hier einen Unterschied zwischen der Partei und den 
Mitgliedern der PDS. 

Auch Sie, Herr Keller, haben hier nur eine Bestands-
aufnahme der Probleme vorgelegt. Aber wo sind denn 
Ihre Ansätze für eine Veränderung, für eine Verbes-
serung der Situation? Ich habe einen Antrag diesbe-
züglich von Ihnen noch nicht gesehen. Andere 
Anträge aber, die von der PDS vorgelegt werden, 
lassen noch nicht erkennen, daß man mit den alten 
Konzepten, die zum Ruin der DDR geführt haben, 
wirklich gebrochen hat. Nach wie vor wird übersub-
ventioniert, nach wie vor werden Ziele anvisiert, 
deren Finanzierung in keiner Weise gesichert ist. 
Wenn Sie wieder in die Verantwortung kämen, wäre 
zu befürchten, 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Das ist nicht zu befürchten, Herr Hilsberg, 

das wissen Sie ja!) 

daß ein ganz ähnliches Desaster eintreten würde, wie 
wir es gemeinsam in der DDR erlebt haben. Das sind 
die Ursachen für die großen und wahnsinnig schwie-
rigen Probleme, 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Die Sie 
als SPD uns in Brandenburg eingebrockt 

haben!)  

die wir zur Zeit in Gesamtdeutschland erleben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der F.D.P. — Dr. Dietmar Keller 
[PDS/Linke Liste]: Dafür bekommen Sie von 

mir die Note vier!) 

— Ja, wissen Sie, eine Note können Sie geben, wem 
Sie wollen. Das steht Ihnen selbstverständlich frei. Für 
jemanden wie mich ist es neu, daß man Verantwort-
lichkeiten tatsächlich richtig ansprechen kann. Das 
war zu DDR-Zeiten nicht möglich. Ich bin sehr froh, 
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daß es jetzt möglich ist, dieses Problem noch einmal 
genauer anzusprechen. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: So schlechte Noten 
hat er früher nie vergeben!) 

Was wir im Osten zu bewältigen haben, ist der 
völlige Bankrott des Konzepts des realen Sozialismus, 
an dessen Utopie Sie nach wie vor festhalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deshalb können Sie überhaupt nicht zu der Realität 
verpflichteten Problemlösungen kommen, und wie 
Sie hier heute gezeigt haben, bemühen Sie sich auch 
überhaupt nicht mehr darum. Darum muß die Ausein-
andersetzung gehen, und wenn wir darüber streiten 
können, dann bin ich gern dazu bereit. 

Das hat mit Wahlkampf überhaupt nichts zu tun, 
sondern damit, auf die wirklichen Probleme hinzuwei-
sen, die ja nicht meine, sondern Ihre sind und auch die 
Probleme der Wähler, die die PDS im Osten Deutsch-
lands nach wie vor wählen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Diese Argumentation wird Ihnen im Osten 

nicht helfen!) 

Sie profitieren doch von dem Schaden, den Sie selber 
angerichtet haben! 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Sie 
kriegen von uns keine Stimme, das sage ich 

Ihnen! — Lachen bei der SPD) 

— Darauf kann ich getrost verzichten. 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Es tut 
Ihnen doch weh, daß Sie so viel verloren 

haben!) 

— Also, ich bedanke mich geradezu für die Vorlage, 
die Sie mir hier an dieser Stelle geliefert haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Hilsberg, darf ich 
Sie für einen Satz unterbrechen? — Herr Kollege 
Keller, bei uns sagt man  ja zu „Noten" auch „Zensu-
ren", und in der Verfassung steht: Eine Zensur findet 
nicht statt. 

(Heiterkeit — Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke 
Liste]: Aber im Eiskunstlauf vergibt man 
Noten, und da sind wir sehr gut! — Eckart 
Kuhlwein [SPD]: Lassen Sie Katharina Witt 

aus dem Spiel!) 

Bitte, fahren Sie fort. 

Stephan Hilsberg (SPD): Das haben Sie aber so nicht 
gesagt! Ein schwaches Argument, Herr Keller! 

Bei der CDU ist in den letzten drei Jahren zwar 
erkennbar gewesen, daß das Problembewußtsein vor-
handen war, aber mehr als Krisenmanagement ist 
nicht be trieben worden. Man vertraute auf die Kräfte 
des Marktes, die im Osten Deutschlands so nicht 
vorhanden waren. Zukunftweisende Konzepte haben 
Sie leider nicht vorgelegt. Die Volkskammer hatte den 
Weg gewiesen. Wir sind glücklich darüber gewesen, 
daß wir das Instrument § 40c Abs. 4 überhaupt zur 
Verfügung hatten. Es wurde ein zusätzliches ange-
botsorientiertes Lehrstellenangebot geschaffen. Das 

war deswegen wahnsinnig wichtig, weil hier keine 
Restriktionen bezüglich der Wahl des Berufs in einer 
sowieso sehr schwierigen Situation auferlegt wurden. 
In deren Schatten hätte sich das duale System hervor-
ragend entwickeln können. 

Aber die Politik des letzten Jahres — insbesondere 
die der Bundesregierung — zeigte, daß man bemüht 
war, dieses Programm so stark wie möglich auszudün-
nen. Es kam zu einer Überhitzung der vorhandenen 
Kapazität an Lehrstellen. Das Angebot wurde nicht 
qualitativ erweitert, sondern lediglich quantitativ. 
Dadurch kam es nur zum Angebot von neuen Lehr-
stellen, die in die Arbeitslosigkeit geführt haben. 

Wir haben im letzten Sommer einen Antrag einge-
bracht, der es ermöglicht hätte, diesem Problem 
abzuhelfen. Insgesamt lagen mehrere Anträge vor. 
Wir können sie erst heute behandeln. Ich weiß nicht, 
aus welchen Gründen Sie sie blockiert haben, so daß 
wir sie nicht diskutieren konnten. Genutzt hat das 
insgesamt nichts. Sie, die Koalitionsparteien und die 
Regierung, können vielleicht vor den Anträgen 
davonlaufen; vor den Problemen werden Sie nicht 
davonlaufen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das Programm „Lehrstelleninitiative Ost" der Bun-
desregierung kam zu spät. Von den 10 000 Plätzen 
konnten nur 7 000 besetzt werden, weil die Jugendli-
chen inzwischen andere Wege gesucht haben. Frau 
Ministerin Hildebrandt aus Brandenburg hat völlig zu 
Recht darauf verwiesen, daß es zusätzlich 6 000 
Jugendliche gibt, die völlig versackt sind, die entwe-
der in die Arbeitslosigkeit gegangen sind oder in den 
Westen oder nochmals eine Schule besucht haben. 
Das wird ein zusätzliches Problem im kommenden 
Jahr sein. Die Masse an Problemen steigt; sie sinkt 
leider nicht. 

Die Pendlerproblematik steht nach wie vor im 
Raum. Die Jugendlichen, die für sich selber keine 
andere Wahl sehen, als eine Lehrstelle im Westen 
anzunehmen, weisen nach allem, was wir wissen, eine 
viel zu hohe Abbrecherquote auf. Wo sind die sozial 
begleitenden und Unterstützungsmaßnahmen dafür, 
daß sie diese Ausbildung zu Ende führen können? Vor 
allen Dingen: Welche Möglichkeit wird ihnen gebo-
ten, anschließend nach Ostdeutschland zurückzu-
kommen? 

Ein weiterer Punkt muß hier angesprochen werden. 
Es fehlen nach wie vor Ausbildungsplätze im Hand-
werk, weil es vor allen Dingen an Handwerksbetrie-
ben fehlt, die die Träger solcher Ausbildungsplätze 
sein können. Also wäre es notwendig, ein Programm 
stärker zu unterstützen, das die Selbständigkeit von 
Handwerkern fördert. Aber das Meisterprogramm, 
das hierzu von der Bundesregierung vorgelegt wurde, 
ist eher zurückgefahren worden. Wir müssen es aus-
bauen, um die Träger zu stärken, die ausbilden 
können. 

Der Reformbedarf ist groß. Er wird auf dem Gebiet 
der Ausbildung und der beruflichen Bildung immer 
erkennbarer. Wenn man Be triebe im Osten wie im 
Westen — wo, das spielt überhaupt keine Rolle — 
besucht, stellt man immer mehr fest, daß sich der 
Qualifikationsbedarf erheblich geändert hat. Zum 
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Teil sind zur Zeit Doppelqualifikationen notwendig. 
Es stellt sich die Frage, ob das herkömmliche duale 
System dem überhaupt noch Rechnung trägt. Wer hier 
immerfort von Attraktivität spricht und die Entschei-
dung der Jugendlichen, Abitur zu machen und auf die 
Hochschule zu gehen, anscheinend als etwas Negati-
ves sieht, der begreift die Motivationslage der 
Jugendlichen nicht, die diesen Weg einschlagen. Es 
ist doch nicht falsch, wenn man auf Grund des 
Genusses höherer Bildung — es ist erfreulich, daß das 
heutzutage im Gegensatz zu vor zwanzig Jahren 
möglich ist — plötzlich ganz andere Perspektiven hat 
und Wünsche erfüllbar werden, die m an  früher so 
nicht haben konnte. 

(Alois Graf von Waldburg-Zeil [CDU/CSU]: 
Vorhin haben Sie gesagt, daß man  versackt, 
wenn man eine schulische Ausbildung 
macht! Da widersprechen Sie sich ein biß

-

chen!) 
— Es ist ein Unterschied, ob man aus freien Stücken 
Abitur macht, weil man von Anfang an die höhere 
Bildung haben will, oder deshalb, weil man das als 
Notvariante nutzt, weil die Perspektive sonst Arbeits-
losigkeit heißt. Das ist in der Tat ein großer Unter-
schied. 
Wenn es um die Attraktivität geht, muß ich mir die 

Jugendlichen vorstellen, die die freie Wahl haben. Es 
liegt nicht allein am Geld, daß die Jugendlichen 
Abitur und Hochschulbildung bevorzugen. Es ist in 
der Tat nur möglich, die berufliche Bildung attraktiver 
zu machen, wenn der allgemeinbildende Teil ver-
stärkt wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hilsberg, 
Ihre Redezeit ist schon ein gutes Stück überschritten. 
Bitte einen letzten Satz! 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Dem Rixe hätte 
man es gestattet!) 

Stephan Hilsberg (SPD): Der Reformbedarf ist so 
groß, daß eine erhebliche Kraftanstrengung notwen-
dig sein wird. Ich habe den Eindruck, die jetzige 
Bundesregierung schafft das nicht. Deshalb brauchen 
wir einen Wechsel. 

(Beifall bei der SPD — Dirk Hansen [F.D.P.]: 
Da täuschen Sie sich, Herr Kollege!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile der Kollegin 
Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink das Wort. 

Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink (F.D.P.): Herr Prä-
sident! Meine Herren, meine Damen! Für die Lebens-
chancen des einzelnen und die Leistungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft gewinnt die 
berufliche Bildung eine immer größere Bedeutung. 
Das haben wir heute schon öfter gehört. 
Diese Bedeutung läßt sich auch im Berufsbildungs-

bericht 1993 nachvollziehen. Nehmen wir die Lehr-
stellenbilanz als Beispiel. Die Lehrstellenmärkte in 
Ost- und Westdeutschland befanden sich bisher im 
Ungleichgewicht. Die Lage im Osten war von einem 
Defizit an Lehrstellenangeboten geprägt, die Lage im 
Westen von einem Mangel an Lehrstellenbewer-
bern. 

Das Gesamtergebnis der Berufsbildungstatistik für 
das Jahr 1993/94 sieht so aus: Fast alle Lehrstellenbe-
werber haben einen Ausbildungsplatz gefunden. In 
ganz Deutschl and waren Ende September von insge-
samt 570 000 Bewerbern und Bewerberinnen nur 3 % 
noch nicht vermittelt. Das sind natürlich 3 % zu viel. 

570 000 Ausbildungsverträge: Das sind 4 % weniger 
neue Ausbildungsverhältnisse als 1992. In Indust rie 
und Handel ist die Zahl der Ausbildungsverträge nach 
einem Minus von 11 % 1992 im letzten Jahr erneut um 
10 % zurückgegangen, d. h. es waren fast 25 % weni-
ger als im Jahr 1991. 

Während sich vor allem durch das starke Engage-
ment des Handwerks in den neuen Ländern eine 
Stabilisierung des Ausbildungsstellenmarktes ab-
zeichnet — der Herr Minister hat auch davon gespro-
chen; es gibt eine Zunahme von 32 % in den neuen 
Bundesländern —, mehren sich im Westen die Anzei-
chen für einen Rückzug insbesondere der Industrie 
aus der Ausbildung. Ich sage das noch einmal ganz 
deutlich: ein Rückzug der Industrie aus der Ausbil-
dung. 

Dieser Trend ist von uns nicht zu akzeptieren. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Industrie und Handel dürfen sich in der gegenwärti-
gen schwierigen wirtschaftlichen Lage einfach nicht 
an kurzfristigen Kosten-Nutzen-Überlegungen orien-
tieren. 

Ein anderes Faktum: 1992 gab es 500 000 junge 
Menschen mit Facharbeiter-, Gesellen- oder Gehil-
fenbrief und 150 000 Hochschulabsolventen und 
Hochschulabsolventinnen. Das Verhältnis der Zahl 
der Gesellen zu der der Hochschulabsolventen war 
also 3 :1. Anfang der 80er Jahre war das Verhältnis 6 :1 
und in den 70er Jahren sogar 12 : 1. 

Wir müssen uns angesichts der Entwicklung fragen, 
ob es für Wirtschaft und Gesellschaft gerade im 
Hinblick auf die Sicherung des Standorts Deutsch-
land zukunftsträchtig ist, wenn in vielleicht fünf 
Jahren ein Lehrling, der seinen Berufsabschluß 
erreicht hat, einem Hochschulabsolventen gegen-
übersteht. 

Im Berufsbildungsbericht 1993 stellt die Bundesre-
gierung fest, daß die Weiterentwicklung der Berufs-
ausbildung ebenso notwendig wie die Verwirkli-
chung der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
allgemeiner Bildung sei. Davon haben heute schon 
alle gesprochen, ich möchte das auch weiterführen. 

Was ist also der St and der Dinge? Auf einer Fachta-
gung des BMBW im September 1993 in Dortmund zu 
genau dieser Frage wurde deutlich, daß die Forderung 
nach Gleichwertigkeit der beiden Bildungswege im 
Gegensatz zu früher jetzt auch mit einer breiten 
Unterstützung aus der Wirtschaft rechnen kann. Die 
Kehrtwendung in der Wirtschaft läßt sich mit dem 
drohenden oder schon vorhandenen Facharbeiter-
mangel erklären. 

Die sachliche Begründung für die Forderung liefern 
fünf wissenschaftliche Gutachten, die das BMBW in 
Auftrag gegeben hatte. Leider sind der interessierten 
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Öffentlichkeit diese Gutachten unbekannt. Ich sage 
das deutlich an die Adresse des BMBW. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört! — Gün

-

ter Rixe [SPD]: Eingeschlossen! Die paßten 
Ihnen nicht!) 

Das Ergebnis dieser Gutachten möchte ich vorweg 
nennen: Die Ausbildung in den neugeordneten Aus-
bildungsberufen und in der beruflichen Weiterbil-
dung besitzt eine so hohe Qualität, daß sie zu weiter-
führenden Bildungsgängen und selbst zu einem fach-
gebundenen Hochschulstudium berechtigen sollte. 

Insbesondere in den letzten Jahren hat die Wirt-
schaft ihre Bildungsinvestitionen enorm gesteigert. 
Inzwischen investiert sie mit rund 40 Milliarden DM 
für die Berufsausbildung und gut 40 Milliarden DM für 
die Weiterbildung fast ebensoviel wie der Staat in das 
gesamte Bildungswesen. 

Die besondere Bedeutung des betrieblichen Aus-
bildungssystems wird auch im quantitativen Ver-
gleich deutlich: Rund 70 % aller Jugendlichen mit und 
ohne Abitur absolvieren eine Ausbildung im dualen 
System. Die betriebliche Ausbildung ist für die 
Jugendlichen somit der wichtigste berufliche Qualifi-
zierungsweg. 

Rund zwei Drittel der beruflichen Weiterbildung 
findet in den Betrieben und den Bildungseinrichtun-
gen der Wirtschaft statt. Nur durch ein Bündel von 
Maßnahmen, von Information und Beratung bis hin 
zur Anerkennung von Berechtigungen, zum Ausbau 
der Weiterbildung und zu einer veränderten Bewer-
tung im Beschäftigungssystem kann die bisherige 
einseitige Orientierung des Beschäftigungssystems 
an im Schul- und Hochschulwesen erworbenen 
Berechtigungen überwunden werden. Hier sind 
neben der Bildungspolitik ebenso Wirtschaft und 
öffentlicher Dienst gefragt, die mit den Arbeitsbedin-
gungen sowie den Karriere- und Einkommenschan-
cen die Hauptfaktoren der Attraktivität von Bildungs- 
und Berufswegen bestimmen. 

Die Berufsperspektiven der Fachkräfte müssen so 
attraktiv sein, daß die berufliche Bildung im Wettbe-
werb der Bildungswege zu einer gleichwertigen 
Alternative wird. Ein Meisterbrief, Techniker- oder 
vergleichbarer Fortbildungsabschluß sollte in geeig-
neter Weise zu einem Besuch einer Hochschule 
berechtigen. Grundlegendes Prinzip muß sein, daß 
der Zugang zu den unterschiedlichen Bildungsebe-
nen nach den Kriterien von Leistung, Begabung und 
individuellem Interesse erfolgt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Diese Weichenstellung muß aber bereits im Bil-
dungssystem selbst und nicht erst im Beschäftigungs-
system erfolgen. Dadurch kann auch die zu hohe Zahl 
der Studienabbrecher reduziert werden. Der Hoch-
schulzugang für Berufstätige muß über leistungsbe-
zogene, fachgebundene Auswahlverfahren der Hoch-
schulen erfolgen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ob nun bundeseinheitlich oder weiterhin landesein

-

heitlich geregelt: Es muß die gegenseitige Anerken

-

nung gewährleistet sein, die in Deutschland bis heute 
noch nicht da ist. Und das ist das Entscheidende: die 
gegenseitige Anerkennung; ob bundeseinheitlich 
oder landeseinheitlich, ist nicht das Problem. Dieser 
Hochschulzugang für Berufstätige darf aber nicht die 
Gleichstellung von Berufsabschlüssen mit Schulab-
schlüssen voraussetzen. 

Fazit: Um die Wettbewerbsfähigkeit der beruflichen 
Bildung gegenüber Schule und Hochschule zu erhö-
hen, bedarf es eines Bündels abgestimmter bildungs-
politischer, arbeitsmarktpolitischer und tarifpoliti-
scher Maßnahmen. Hierzu zählt insbesondere die 
Beschreibung beruflicher Karrierewege durch aufein-
ander abgestimmte Ausbildungs- und Weiterbil-
dungskonzepte. Über ein System von Ausbildungs- 
und Fortbildungsabschlüssen muß beruflicher Auf-
stieg und die Befähigung zur Aufnahme eines Studi-
ums erreichbar sein. 

Hierzu muß das Angebot an vielseitig verwendba-
ren Weiterbildungsbausteinen erhöht werden, die 
beruflichen Aufstieg, höhere Qualifizierung und 
höheres Einkommen ermöglichen. Die durch berufli-
che Qualifizierung erreichbaren Arbeitsplätze müs-
sen in bezug auf Arbeitsplatzsicherheit, Abwechse-
lungsreichtum und Entlohnung den Bedingungen an 

 den Arbeitsplätzen angenähert werden, die über 
schulische bzw. akademische Bildungswege erreicht 
werden. 
Zum Schluß will ich noch auf eine Initiative auf-

merksam machen, die die Indust rie- und Handels-
kammern zur Zeit starten: Mit dem Motto „Karriere 
mit Lehre" werben sie für den Nachwuchs in der 
betrieblichen Ausbildung. Immer mehr Unternehmer 
erkennen, welches Führungspotential ihnen in den 
betrieblich ausgebildeten Mitarbeitern zur Verfügung 
steht. 
Doch mancher Entscheidungsträger meint immer 

noch, daß Studierte die besseren Voraussetzungen für 
Führungsaufgaben mitbrächten. Deshalb muß die 
berufliche Weiterbildung der betrieblich Ausgebilde-
ten noch stärker in die Personalentwicklungskonzepte 
der Betriebe integriert werden, so daß diese durch die 
betriebliche Ausbildung und eine entsprechende 
Weiterbildung tatsächlich Karriere mit Lehre machen 
können. 

Leistung im Beruf muß das ausschlaggebende Kri-
terium sein, nicht der formale Bildungsabschluß und 
die damit verbundenen Bildungsberechtigungen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir, meine Damen und Herren, wir Politiker und 
Politikerinnen, müssen dafür sorgen, daß der Entwick-
lungsstand, den die berufliche Bildung inzwischen 
erreicht hat, wie ich dargestellt habe, auch mit der 
gesellschaftlichen Wertschätzung in Einklang ge-
bracht wird. Das ist derzeit das Hauptproblem. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD — Eduard 

Oswald [CDU/CSU]: Das ist wichtig!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat jetzt der 
Kollege Dr. Peter Ramsauer. 
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Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Wenn ich das Thema der heutigen Debatte nun einmal 
aus dem Blickwinkel der Wirtschaftspolitik und auch 
etwas aus dem Blickwinkel der Arbeits - und Sozial-
politik betrachte, so liegen darin eine ganze Reihe 
bemerkenswerter Aspekte; denn die positiven wie 
auch die negativen Früchte der Bildungspolitik lan-
den früher oder später auf dem Arbeitsmarkt bzw. bei 
der Wirtschaft. 
Deshalb will ich mit einem Bekenntnis beginnen: 

Ich glaube, die Wirtschaft hat in den vergangenen 
30 Jahren die Bildungspolitik vernachlässigt und sie 
viel zu sehr den reinen Bildungspolitikern überlas-
sen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Als in den 60er Jahren von Dahrendorf, von Picht und 
von der immer noch sehr rüstigen, fleißigen und 
rastlosen ehemaligen Kollegin Hamm-Brücher die 
deutsche Bildungskatastrophe ausgerufen wurde, 

(Zuruf der Abg. Gerlinde Hämmerle [SPD]) 
hat sich die Wirtschaft nicht darum geschert, zu welch 
verrückten Auswüchsen die falschen Schlußfolgerun-
gen aus dieser Proklamation der Bildungskatastrophe 
langfristig geführt haben. 
Die Bildungspolitik hat sich verselbständigt, und 

das Bildungssystem produziert leider Gottes schon in 
erheblichem Ausmaß am Bedarf der Wirtschaft und 
des Arbeitsmarktes vorbei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr! — 
Widerspruch bei der SPD) 

Derzeit wird viel über den Wirtschaftsstandort 
Deutschland gesprochen, auch von Vorrednern. 

(Abg. Eckart  Kuhlwein [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Dabei ist auch als wichtiger Standortfaktor zu nennen, 
ob sich unser Bildungssystem wirklich am langfristi-
gen und an dem an Zukunftsmärkten ausgerichteten 
Bedarf der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes orien-
tiert oder ob alle auch noch so weltfremden Studien-
wünsche unbedingt erfüllt werden müssen, die dann 
am Arbeitsmarkt oft keine Chance haben und bei 
denen die Arbeitsmarktpolitik quasi als Reparaturbe-
trieb herhalten muß, der sie für die strukturellen 
Verwerfungen des Bildungssystems aber auf gar kei-
nen Fall sein kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Ramsauer, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Kuhl-
wein? — Ich bewundere, wie jemand einen so langen 
Satz formulieren kann. 

(Heiterkeit) 
Das konnte ein Thomas Mann. Ich komme einfach 
nicht dazwischen. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident, in 
dieser Hinsicht habe ich einiges von Ihnen gelernt. 

(Erneute Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Aber Sie gestatten die 
Zwischenfrage? 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Selbstverständ-
lich. 

Eckart Kuhlwein (SPD): Herr Kollege Ramsauer, ist 
Ihnen, nachdem wir Ihre Darstellung der Geschichte 
der Bildungspolitik der Bundesrepublik gehört haben, 
vielleicht in Erinnerung, daß in einer großen Koalition, 
die unsere Parteien gemeinsam verantwortet haben, 
1969 bereits ein sehr zukunftsbezogenes gemeinsa-
mes Berufsbildungsgesetz geschaffen wurde, das 
gerade den Bereich, von dem Sie sprechen, neu 
geregelt und auf neue Füße gestellt hat, und ist Ihnen 
vielleicht in Erinnerung, daß es in der sozialliberalen 
Koalition einen Bundesbildungsminister Helmut 
Rohde gab, der gerade die berufliche Bildung zum 
Schwerpunkt seiner Arbeit gemacht hat, und ist Ihnen 
vielleicht in Erinnerung, daß ein Öffnungsbeschluß, 
der 1977 zwischen dem Bundeskanzler Helmut 
Schmidt und den Ministerpräsidenten der Länder 
vereinbart wurde, sowohl die Öffnung der Hochschu-
len als auch die Forderung nach einem Ausbildungs-
platz für alle enthalten hat, und würden Sie jetzt 
immer noch behaupten, daß in den vergangenen 20 
Jahren nur Hochschulpolitik gemacht worden wäre? 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Ramsauer, 
ich nehme die Bemerkung über die Länge Ihres Satzes 
zurück und übertrage sie auf den Kollegen Kuhl-
wein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der SPD) 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
stelle daraufhin fest, daß es sich um vier Zwischenfra-
gen gehandelt hat, die ich alle vier mit einem klaren Ja 
beantworten kann. All dies ist mir in Erinnerung, aber 
ich kann trotzdem nicht umhin festzustellen, wie die 
Entwicklungen tatsächlich sind. Wenn beispielsweise 
in meinem Wahlkreis ein diplomierter Ozeanologe zu 
mir kommt und erwartet, daß er in diesem von Bergen 
und zugegebenermaßen über 30 Seen wunderschön 
geprägten Wahlkreis eine Beschäftigungsgarantie 
vom Abgeordneten bekommt, dann kann ich nur 
sagen: Außer beim Sporttauchen gibt es für Tiefsee-
forscher und diplomierte Ozeanologen keine Chance, 
auf diesem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. So habe ich 
auch noch für meinen Wahlkreis und seinen Fremden-
verkehr Werbung gemacht. Aber ich möchte damit 
nur sagen, lieber Herr Kollege, daß wir uns die 
tatsächlichen Entwicklungen ansehen müssen. 
Genau an dein Punkt kann ich gleich in meiner Rede 

fortfahren: Jeder achte Akademiker läßt sich nur mit 
einem erheblichen Nachqualifizierungsaufwand am 
Arbeitsmarkt unterbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist so!) 
— Es ist leider Gottes so. Im Jahr 1992 — für 1993 sind 
diese Zahlen noch nicht verfügbar — nahmen bei-
spielsweise fast 22 000 westdeutsche Hochschulab-
solventen an Maßnahmen für Fortbildung und 
Umschulung teil. Es ist geradezu pe rvers und eigent-
lich der Arbeitsmarktpolitik und ihren Beitragszah-
lern, den Arbeitnehmern wie den Arbeitgebern, nicht 
zumutbar, wenn Hochschulabsolventen von zum Teil 
weltfremden Studiengängen erst auf Kosten der Bun- 
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desanstalt für Arbeit arbeitsmarktpolitisch behandelt 
werden müssen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

oder sich Umschulungsmaßnahmen unterziehen müs-
sen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So etwas ist 
untragbar!) 

um für den Arbeitsmarkt tauglich gemacht zu werden. 
Ich halte dies für verkehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. — Günter Rixe [SPD]: 
Das liegt an ihren Studiengängen!) 

Ich möchte deshalb die Feststellung in der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft zum Berufsbildungsbericht 1993 aus-
drücklich unterstreichen, daß die Bildungspolitik in 
einem engen Zusammenhang mit der Wirtschafts-, 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik steht und 
daß sie einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung 
des Standorts Deutschland leistet und damit die 
Zukunftschancen der jungen Generation sichern 
muß. 

Lassen Sie mich dazu aber noch einige weitere 
Zahlen nennen. Im Jahr 1992 waren knapp zwei 
Drittel der arbeitslosen Erwerbspersonen mit einem 
Hochschul- oder Fachhochschuldiplom jünger als 
40 Jahre. Probleme im besten Alter, muß man hier 
wohl sagen. Bei den Wirtschaftswissenschaftlern z. B. 
bewarben sich 892 um je 100 amtlich gemeldete 
Stellen. Zum Vergleich: 1991 waren es erst 560. Bei 
den Sozialwissenschaftlern bewarben sich rein rech-
nerisch sogar 2 563 um je 100 offene Stellen. Auf der 
anderen Seite rechnen die Spitzenorganisationen der 
deutschen Wirtschaft vor, daß — mit erheblicher 
Dunkelziffer — derzeit knapp 100 000 Lehrplätze in 
Deutschland unbesetzt sind, 12 000 davon allein in 
den neuen Bundesländern. 

Um so bedenklicher stimmt es, daß 1991 — bei sich 
tendenziell weiter öffnender Schere — die Zahl der 
Studenten in Deutschland erstmals die Zahl der Lehr-
linge überschritten hat. Im Wintersemester 1992/93 
drängelten sich schon 1,83 Millionen Studenten in den 
Hörsälen, während sich gleichzeitig nur 1,67 Millio-
nen Jugendliche als Lehrlinge auf ihre berufliche 
Zukunft vorbereiteten. Herr Minister Ortleb, Sie 
haben das vorhin so schön vornehm formuliert. Sie 
haben von einer zurückgehenden Beteiligung am 
dualen System gesprochen. Ich sage, wir haben immer 
weniger Lehrlinge. Das ist das Problem. Ich frage mich 
als Praktiker beispielsweise, wer in Deutschland auf 
Baustellen noch tatsächlich bauen soll, wenn es, was 
die Zahlen vorhersagen, in absehbarer Zeit mehr 
planende Architekten als Maurer gibt. 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Schürmann-Bau!) 

—Auch das wäre ein gutes, ein tagesaktuelles Thema. 
— Dann soll sich ja niemand darüber aufregen, wenn 
die deutsche Wirtschaft und gerade auch die Bauwirt-
schaft immer mehr Anleihen auf ausländischen 
Arbeitsmärkten nimmt, siehe die Problematik der 
Werkvertragsarbeitnehmer. 

Deshalb kann ich nur dringend in Erinnerung rufen, 
was der Berufsbildungsbericht 1993 ausweist, daß 
nämlich 

... auch im Jahre 2010 der Bedarf an Fachkräften 
aus der beruflichen Bildung rund zwei Drittel der 
Erwerbstätigen betragen wird, wobei der Bedarf 
an Meister- und Technikerqualifikationen über-
durchschnittlich wachsen dürfte. 

Aus diesem Grund, aber auch deshalb, weil ich 
einer der wenigen gelernten Handwerksmeister in 
diesem Hohen Hause bin — neben z. B. Ihnen, Herr 
Rixe —, begrüße ich es ausdrücklich, daß nach der 
ursprünglich geplanten vollständigen Streichung der 
Meisterprüfungsförderung bzw. der Aufstiegsfortbil-
dung nach dem AFG nun eine Ersatzlösung gefunden 
worden ist, mit der auch Meisterprüfungskurse im 
Handwerk durch die Vergabe von stark zinsverbillig-
ten Darlehen gefördert werden. Mit diesem Förder-
programm, das zunächst auf fünf Jahre angelegt ist 
und ein Volumen von 600 Millionen DM pro Jahr hat, 
können wir aber auch etwas in Richtung Existenz-
gründungen und damit zur Schaffung neuer Arbeits-
plätze tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nach 

diesen wirtschafts- und arbeitsmarktbezogenen 
Aspekten aber auch noch eine eher renten- oder 
sozialpolitische Anmerkung im Zusammenhang mit 
den langen Studienzeiten machen. Ich halte es für 
eine generell fatale Entwicklung, wenn durch ein 
immer höheres Erwerbseintritts- und ein immer gerin-
geres Erwerbsaustrittsalter die Zahl der Leistungser-
bringer immer weiter verringert und die Zahl der 
Empfänger von Transferleistungen — dazu zähle ich 
auch die Empfänger von Bildungsleistungen — immer 
weiter erhöht wird. Das Bild von Deutschland als dem 
Land mit den ältesten Studenten und den jüngsten 
Rentnern ist bekannt. Das kann aber auf Dauer nicht 
gutgehen. Ich frage mich auch, ob es sich ältere 
Menschen so ohne weiteres gefallen lassen, wenn wir 
von ihnen verlangen, immer länger zu arbeiten, bevor 
sie in Rente gehen können, während immer mehr 
leistungsfähige junge Leute immer länger studieren. 
Hinzu kommt, daß wir hinsichtlich der langen Stu-
diendauer die jungen Menschen für den europawei-
ten Wettbewerb um qualifizierte Arbeitsplätze fit 
machen müssen. 
Aus wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Sicht 

ist es durchweg zu begrüßen, daß die Beschlußemp-
fehlung des Bildungsausschusses zum Berufsbil-
dungsbericht die berufliche Bildung als Schwerpunkt 
künftiger Bildungspolitik hervorhebt. Es kann bei-
spielsweise nicht angestrengt genug daran gearbeitet 
werden, die Attraktivität des dualen Systems im 
Bewußtsein der Öffentlichkeit noch sehr viel positiver 
zu verankern. 

Wenn immer gefordert wird, die Gleichwertigkeit 
von allgemeiner und beruflicher Bildung zu forcie-
ren, dann — und da weiche ich vielleicht von einigen 
Kollegen auch im eigenen Lager ab — halte ich es 
nicht für den unbedingt richtigen Weg, mehr oder 
weniger bedingungslos die Hochschulen zu öffnen 
und noch weiter zu vermassen. 

(Zurufe von der SPD und der F.D.P.) 
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Denn ich glaube: Dieses Land, die Wirtschaft und auch 
diese Gesellschaft, braucht Stätten der Elitebildung, 
und wenn wir die Universitäten weiter vermassen, 
verlieren die Universitäten ihre Aufgabe auch der 
Elitebildung. Wenn Sie mit Personalchefs großer 
Unternehmen reden, dann sagen diese: Wir können 
unseren Spitzennachwuchsbedarf immer weniger von 
Universitäten decken. 

(Günter Rixe [SPD]: Nein, da sagt die Wirt

-

schaft ganz etwas anderes! Da sind Sie auf 
dem falschen Dampfer!) 

Das führt dazu, daß sich solche Indus trien ihre Spit-
zenleute auf eigenen Elitebildungsstätten gegen teu-
res Geld heranziehen. 
Auch der Kollege Jork hat davon gesprochen: Wenn 

von Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher 
Bildung geredet wird, dann wirkt es um so hohler, 
wenn letztlich dann doch zuwenig dazu getan wird, 
um die weiterhin substantiellen Unterschiede hin-
sichtlich der Behandlung von Studenten und Meister-
schülern auf Grund der Förderung nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz einerseits bzw. dem 
Arbeitsförderungsgesetz andererseits zugunsten der 
Meisterschüler abzubauen. Einige Beispiele dafür: 
Beträgt die Dauer der Förderung bei Meisterschü-

lern maximal 24 Monate, kann die Höchstdauer für 
Studenten bis zu 12 Semester betragen. Oder: Wäh-
rend nach dem BAföG eine Kostenanpassung der 
Fördersätze alle zwei Jahre erfolgt, ist eine solche 
Kostenanpassung bei Meisteranwärtern nicht vorge-
sehen. Und ein weiterer von vielen Unterschieden: 
Die nach dem BAföG Antragsberechtigten haben bis 
zu ihrer Förderung in der Regel keine Steuer- und 
Abgabenleistungen erbracht. Geförderte Meister-
schüler haben jedoch zuvor bereits beitrags- und 
steuerpflichtige Tätigkeiten ausgeübt. Oder: Studien-
gebühren für Hoch- und Fachhochschulabsolventen 
fallen nur in unwesentlichem Umfang an. Hingegen 
werden von Meisterschülern in der Regel Teilnahme-
kosten für Bildungsmaßnahmen in ganz erheblichem 
Umfang gefordert. 
Man könnte die Aufzählung beliebig fortsetzen. Ich 

möchte aber mit diesen wenigen Beispielen sagen und 
fordern, daß die Förderungen von Studenten einer-
seits und Meisterschülern andererseits so oder so 
einander substantiell angenähert werden müssen, 
wenn wir Politiker es mit der Gleichwertigkeit beider 
Bildungsrichtungen wirklich ernst meinen. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Christa 
Lörcher, Sie haben, wenn ich es recht weiß, zum 
erstenmal in diesem Hohen Hause das Wort. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Christa Lörcher (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frauen sind mehr als die Hälfte 
unserer Bevölkerung. Frauen sind etwa die Hälfte der 
in unseren Schulen Lernenden, Frauen haben inzwi-
schen in unserem allgemeinbildenden Schulsystem 
die gleichen Chancen wie Männer. Wie ist ihre 

Situation in der beruflichen Aus- und Weiterbildung? 
Von Ihnen, Herr Minister, habe ich dazu nicht viel 
gehört. 

Der Frauenanteil in der betrieblichen Ausbildung 
liegt seit Jahren bei etwa 40 %. Im Jahre 1991 be trug 
er laut Berufsbildungsbericht in Gesamtdeutschland 
41,6 %. In den westlichen Bundesländern war er 
deutlich höher als in den östlichen. Das trifft — es ist 
mehrfach angesprochen worden — die Frauen im 
Osten besonders hart. Denn sie waren sowohl eine 
Ausbildung wie auch einen Arbeitsplatz gewöhnt. 

Mehr als die Hälfte der weiblichen Auszubildenden 
— rund 55 % — konzentrierten sich auf zehn Berufe. 
Die häufigsten davon im Westen: Arzthelferin, Kauf-
frau im Einzelhandel, Friseurin, Büro- und Industrie-
kauffrau. Im Osten ist die Situation etwas anders. 
Gastronomieberufe, wie z. B. Köchin, waren dort 1991 
unter den zehn häufigsten Berufen noch vertreten. 

Zum Vergleich: Bei den männlichen Auszubilden-
den waren gut 38 % in den zehn am häufigsten 
gewählten Berufen vertreten, angeführt von Kraft-
fahrzeugmechaniker und Elektroinstallateur im We-
sten. Im Osten waren es Industriemechaniker, Maurer 
und dann erst Kraftfahrzeugmechaniker. 

Besonders hohe Anteile von Frauen fanden sich in 
den Bereichen Hauswirtschaft und freie Berufe, über 
95 %. 

Recht ausgewogen war das Geschlechterverhältnis 
im öffentlichen Dienst und bei Industrie und Handel; 
der Frauenanteil lag zwischen 40 und 50 %. Zwischen 
25 und 35 % be trug der Frauenanteil in der Landwirt-
schaft und im Handwerk. 

Der Anteil junger Frauen in männlich dominierten 
Berufen blieb von 1990 auf 1991 fast konstant bei rund 
9 %; auf je elf Auszubildende kamen also eine Frau 
und zehn Männer. Entsprechende Zahlen über Män-
ner in weiblich dominierten Berufen, wie z. B. Arzthel-
ferin oder Diätassistentin, wären ebenfalls wichtig. 

Auch in der Weiterbildung liegt der Anteil der 
Frauen unter dem der Männer, vor allem in der 
beruflichen, weniger in der allgemeinen Weiterbil-
dung. 

Unterschiedlich sind zum Teil auch die Motive für 
Weiterbildung. Beide Geschlechter halten Anpas-
sungsweiterbildung für wichtig. Beruflich aufsteigen 
zu können ist dagegen laut Berufsbildungsbericht für 
Frauen weniger wichtig als für Männer. Nur jede 
fünfte Frau, aber etwa jeder dritte Mann macht 
Weiterbildung mit dem Ziel des beruflichen Auf-
stiegs. 

Daß hier Rahmenbedingungen, z. B. die mangelnde 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, eine Rolle 
spielen — fehlende Kindergartenplätze sind an erster 
Stelle zu nennen —, ist bekannt, wird aber leider nicht 
genügend berücksichtigt und auch erst recht nicht 
genügend verändert. 

Wie ist die Situation ausländischer Jugendlicher? 
Die schulische Situation hat sich in rund zehn Jahren 
deutlich verbessert. Der Anteil der ausländischen 
Jugendlichen mit Hochschulreife und mit mittlerem 
Abschluß ist wesentlich gestiegen, und zwar auf das 
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Doppelte bzw. etwa das Anderthalbfache, allerdings 
auf einem immer noch recht niedrigen Niveau. Der 
Anteil derjenigen mit Hauptschulabschluß blieb fast 
gleich bei etwas über 40 %. Aber immer noch rund 
20 % der jungen Ausländer und Ausländerinnen ver-
lassen die Hauptschule ohne Abschluß, während es 
bei den deutschen Jugendlichen nur 6 % sind. Beide 
Zahlen sind viel zu hoch. 

Erstaunlich gering ist aber — trotz erhöhter Sprach-
kompetenz und gestiegener Schulbildung — die Aus-
bildungsbeteiligung ausländischer Jugendlicher. Mit 
rund 37 % betrug sie im Jahre 1991 nur etwa die Hälfte 
derjenigen von deutschen Jugendlichen. Diese betrug 
etwa 70 %. Auch bei den Auszubildenden mit auslän-
discher Staatsbürgerschaft sind junge Männer mit 
rund 60 % weit stärker vertreten als junge Frauen mit 
rund 40 %. 

Eine positive Einstellung zu ausländischen Auszu-
bildenden hat inzwischen erfreulicherweise beson-
ders das Handwerk. Es ist heute mehrfach angespro-
chen worden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Etwa jeder zehnte Ausbildungsplatz dort wurde im 
Jahre 1991 von ausländischen Jugendlichen einge-
nommen. 

Die recht hohe Quote vorzeitig gelöster Ausbil-
dungsverträge im Handwerk West läßt sich sicher 
durch zusätzliche sozialpädagogische Qualifikatio-
nen der Ausbilder und Ausbilderinnen noch verrin-
gern. Bei Industrie und H andel war es etwa jeder 
15. Ausbildungsplatz, der mit ausländischen Jugend-
lichen besetzt war, im öffentlichen Dienst dagegen lag 
die Quote im Jahre 1991 nur bei 2,4 %. Hier ist also 
großer Aufklärungs- und Handlungsbedarf. 

Ein paar Sätze noch zur Ausbildung im Gesund-
heitswesen. Der Bereich Gesundheit verbraucht rund 
ein Zehntel unseres gesamten Bruttosozialprodukts, 
— 300 Milliarden DM von etwa 3 Billionen —, ist also 
ein wesentlicher Faktor für die Wirtschaft und die 
Menschen in unserem Land. 

Den Berufen in diesem Bereich wird eine Spalte, 
also eine halbe Seite des Berufsbildungsberichts 1993 
gewidmet. Damit wird der steigenden Bedeutung und 
den veränderten Anforderungen in diesen Berufen, 
z. B. durch den zunehmenden Anteil älterer Men-
schen in unserer Gesellschaft, in keiner Weise Rech-
nung getragen. 

Qualifizierung und Ausbildungsbereitschaft in die-
sem Bereich können Konsequenzen für die Gesund-
heit und das Wohlbefinden jedes einzelnen von uns 
haben. Die Qualität dieser Ausbildungen und die 
Nachwuchsförderung für diese Berufe müssen für uns 
hohe Priorität haben. Dabei kommt Berufen mit Kom-
petenz in Aufklärung, Information, Beratung über die 
eigene Gesundheit und den Umgang mit ihr sowie der 
Entwicklung von Fähigkeiten für Hilfe zur Selbsthilfe 
immer größere Bedeutung zu. Den steigenden Kosten 
im Gesundheitswesen können wir nicht durch immer 

neue Umverteilungen, sondern vor allem durch ein 
anderes Gesundheitsverhalten entgegenwirken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der F.D.P.: Sehr gut! — Dr. Wolfgang Weng 

[Gerlingen] [F.D.P.]: Fangen wir an!) 

Der Berufsbildungsbericht 1993 enthält viele und 
wichtige Daten. Aber andere wichtige Daten fehlen, 
siehe Gesundheitswesen. Es gibt Aussagen, gerade 
im Bereich der Frauen und der ausländischen Jugend-
lichen, die nichtssagend, unpräzise, zum Teil auch 
diskriminierend sind. Dazu drei Beispiele. 

Das erste: 

Einige Berufe wurden jedoch von mehr jungen 
Frauen gewählt als früher. 

Das steht auf Seite 55. 

Oder: 

Vor dem Hintergrund des für die neunziger Jahre 
für viele Bereiche zu erwartenden Fach- und 
Führungskräftemangels wird es für die Unterneh-
men immer notwendiger werden, sich bei der 
Personalgewinnung nicht länger nur auf das 
männliche Potential zu beschränken. 

Das steht auf Seite 137. 

Das dritte Beispiel. Zur Zukunftsorientierung junger 
Migranten steht auf Seite 69 zu lesen: 

Von allen bisher analysierten Faktoren besteht 
zwischen der Bleibeorientierung und der Lebens-
zufriedenheit in der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft der stärkste Zusammenhang ... Die 
entscheidenden Voraussetzungen sind allerdings 
die emotionale Hinwendung und Identifikation 
mit der Bundesrepublik. 

(Zuruf von der F.D.P.: Mit der Bundesregie

-

rung!)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für mich sind 
entscheidende Voraussetzungen für ein demokrati-
sches Zusammenleben bei uns die Wahrung der 
Menschenwürde und der Unverletzlichkeit der Person 
für alle bei uns lebenden Menschen und die Verwirk-
lichung der Chancengleichheit in Schule, Beruf und 
Gesellschaft, unabhängig von Geschlecht, Nationali-
tät, Religion und anderen Merkmalen. 

Im Berufsbildungsbericht 1993 fehlen konkrete 
Angaben, welche Mittel für Frauenförderung in der 
betrieblichen Aus- und Weiterbildung bereitgestellt 
werden und welche Konzepte zu ihrer Verwirklichung 
nötig sind. Es fehlen konkrete Angaben, welche Mittel 
und Konzepte eingesetzt werden, um ausländischen 
Jugendlichen die gleichen Chancen zu geben, wie 
diese Chancen verwirklicht werden können, sowie 
Angaben über Mittel und Konzepte, um Vorurteile 
und Ausländerfeindlichkeit abzubauen. Es fehlen 
Daten und Rahmenbedingungen wie z. B. die Berufe 
im Gesundheitswesen strukturiert und die Ausbildun-
gen qualifizierter werden können. Einige dieser 
Berufe — z. B. Altenpflege, Heilerziehungspflege — 
sind noch nicht einmal bundeseinheitlich geregelt, 
andere, trotz Novellierung und intensiver Bemühun-
gen von unserer Seite, nicht in das Berufsbildungsge-
setz einbezogen, Beispiel: Diätassistentin. Ob das 
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wohl daran liegt, daß dies vorwiegend von Frauen 
ausgeübte Berufe sind? 
Zukunftsorientierte Ausbildungsplätze in genügen-

der Zahl, Qualität bei Ausbildungsstellen und Ausbil-
dungspersonal, gleichberechtigte Mitwirkung von 
Frauen und ausländischen Mitbürgerinnen und Mit-
bürgern in allen Berufsbereichen — dazu sind große 
intellektuelle und finanzielle Anstrengungen nötig. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Lörcher, 
Sie sind ein gutes Stück über Ihre Redezeit hinaus. 

Christa Lörcher (SPD): Gut, ich würde gern noch 
einen Schlußsatz sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Selbstverständlich. 

Christa Lörcher (SPD): Unsere Zukunft liegt in der 
Hand unserer Kinder und Jugendlichen. Für ihre 
demokratische Grundhaltung, für ihre beruflichen 
und sozialen Qualifikationen müssen wir mehr tun als 
bisher. Das will die SPD. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Es ist nicht so leicht, sich 
mit der Redezeit zurechtzufinden. Das war ja auch 
Ihre erste Rede; aber auch der eine oder andere 
Kollege bedarf der Erinnerung: Wenn das gelbe Licht 
aufleuchtet, dann haben Sie noch eine Minute, und 
wenn das rote Licht aufleuchtet, ist die Redezeit 
eigentlich vorbei. 

(Zuruf von der F.D.P.: Bei Rot ist alles vorbei! 
— Günter Rixe [SPD]: Das können wir auch 

noch ändern an dem Pult!) 
Ich erteile das Wort der Kollegin Ma ria Eichhorn. 

Maria Eichhorn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Bildung ist ein 
lebenslanger Prozeß. Ausbildung allein reicht heute 
kaum noch aus, um im Erwerbsleben bestehen zu 
können. Berufliche Qualifikationen müssen im Laufe 
des Berufslebens aktualisiert und weiterentwickelt 
werden. Weiterbildung hat daher im Rahmen der 
beruflichen Bildung einen hohen Stellenwert. Deswe-
gen werde ich heute auf diese Weiterbildung beson-
ders eingehen. 
Ich habe bereits in den Debatten zu mehreren 

Berufsbildungsberichten, Herr Kollege Rixe und Frau 
Kollegin Lörcher, das Thema Frauen und Ausbildung 
besonders angesprochen; daher heute nur einen Satz 
dazu. Ich gestehe durchaus ein, daß es in diesem 
Bereich noch Defizite gibt. Aber man darf auch nicht 
übersehen, daß sich gerade in den letzten Jahren im 
Ausbildungsbereich der Frauen sehr viel Positives 
entwickelt hat. 
Technische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 

Veränderungen verlangen die Bereitschaft zu lebens-
langem Lernen. Lebenslanges Lernen ist Herausfor-
derung und Chance zur Erhaltung und Verbesserung 
der persönlichen Perspektiven. Lebenslanges Lernen 

heißt, geeignete Situationen im Beruf und in der 
Freizeit als Lernchance zu nutzen. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, darf ich Sie 
einen Moment unterbrechen. Ich wollte nur sagen: 
Solche Randunterhaltungen sind — bei entsprechen-
der Lautstärke — auch dann zu hören, wenn sie in 
Plattdeutsch geführt werden. 

(Günter Rixe [SPD]: Se snackt platt! Herr 
Präsident, die üben doch noch!) 

Maria Eichhorn (CDU/CSU): Nicht nur aus persön-
lichen, sondern auch aus ökonomischen Gründen ist 
Weiterbildung für den einzelnen eine Investition in 
die Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bedeutung der beruflichen Weiterbildung der 
Mitarbeiter schlägt sich zunehmend in erhöhten Mit-
telansätzen in den Betrieben nieder. Berufliche Wei-
terbildung steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit den beruflichen Qualifikationen. Sie dient der 
Vertiefung sowie dem Erwerb neuer beruflicher 
Fähigkeiten und ist damit auch Voraussetzung für den 
beruflichen Aufstieg. Berufliche Weiterbildung 
braucht den direkten Kontakt zur betrieblichen Praxis 
und geschieht daher überwiegend in Betrieben und 
Einrichtungen der Wirtschaft. 

Seit 1979 läßt das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft in dreijährigem Abstand eine reprä-
sentative Befragung zum Weiterbildungsverhalten 
durchführen. Die neuesten Zahlen beziehen sich auf 
das Jahr 1991, in dem sich die Erfassung erstmals auf 
das Bundesgebiet nach der Wiedervereinigung 
erstreckte. 1991 haben 37 % der Deutschen im Alter 
von 19 bis 64 Jahren an Maßnahmen zur Weiterbil-
dung teilgenommen. Dies ist der höchste Stand seit 
Beginn der Trendanalyse im Jahre 1979. Damals 
wurde eine Teilnahmequote von 23 % ermittelt. 
Auch im Vergleich zu 1988 ist die Weiterbildungs-

beteiligung leicht angestiegen. In den neuen Bundes-
ländern waren die Bürger 1991 etwas weiterbildungs-
aktiver als in den alten Ländern. 
Im Unterschied zur allgemeinen Weiterbildung ist 

bei der beruflichen Weiterbildung ein deutlicher 
Anstieg zu verzeichnen. Befragt nach der Wichtigkeit, 
erklärten weit über 90 % aller Befragten, die berufli-
che Weiterbildung von Erwerbstätigen sei sehr wich-
tig oder wichtig. 
Die Einschätzung des eigenen Bedarfs an berufli-

cher Weiterbildung stimmt jedoch damit nicht immer 
überein. Dabei ist ein Zusammenhang mit der Vorbil-
dung zu erkennen. Je höher die Qualifikation, desto 
größer ist die Bereitschaft, an Weiterbildungsmaßnah-
men teilzunehmen. So nehmen Erwerbstätige mit 
Hochschulabschluß vier- bis fünfmal so oft an Maß-
nahmen zur beruflichen Weiterbildung teil wie Unge-
lernte. 
Im Bereich Industrie und Handel lag die Zahl der 

Teilnehmer an Weiterbildungsprüfungen 1991 bei 
rund 75 000. Dabei entfielen auf den kaufmännischen 
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Bereich über zwei Drittel, auf den gewerblich-techni-
schen Bereich knapp ein Drittel der Teilnehmer. 

Bei den Meisterprüfungen im Handwerk ist die 
Teilnehmerzahl seit 1980 kontinuierlich angestiegen. 
Sie erreichte 1991 die Zahl von rund 59 000. 

Bei Fortbildungsprüfungen im Handwerk wurden 
über 16 000 Teilnehmer registriert. 

Die Förderung der Meisterausbildung erfolgt in 
Zukunft über das Bundesministerium für Wirtschaft 
und ist weiterhin gesichert. Langfristig müssen wir 
jedoch unter dem Gesichtspunkt der Gleichwertigkeit 
von beruflicher und allgemeiner Bildung für eine 
gerechtere Neuregelung der Ausbildungsförderung 
sorgen. Es geht nicht an, daß Studenten selbstver-
ständlich BAföG, teilweise als Zuschuß, erhalten, 
während angehende Meister höchstenfalls mit Darle-
hen gefördert werden. Ich kann hier die Ausführun-
gen von Kollegen Ramsauer nur unterstreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Die Anzahl der Absolventen einer Umschulung 
stieg in den Jahren 1987 bis 1989 an, ging seit 1990 
zurück und betrug 1991 rund 32 000. 

Frauen beteiligen sich seltener an Weiterbildung 
als Männer. Die Teilnahmequote lag bundesweit für 
Männer bei 39 %, für Frauen bei 35 %. Beim länger-
fristigen Vergleich fällt jedoch auf, daß sich die 
Beteiligung von Männern und Frauen kontinuierlich 
immer mehr annähert. 

Meine Damen und Herren, warum sind Frauen an 
Weiterbildung weniger beteiligt? Grund ist die unter-
schiedliche Lebenssituation. Erwerbstätige nehmen 
häufiger an Weiterbildung teil als Nichterwerbstätige. 
Bundesweit ist etwa die Hälfte der Frauen zwischen 19 
und 64 Jahren erwerbstätig, bei den Männern dage-
gen sind es drei Viertel. Im Gegensatz dazu nehmen 
Frauen häufiger an allgemeiner Weiterbildung teil als 
Männer. Dies ist sicher auf familienfreundlichere 
Angebote zurückzuführen. 

Bei einer Befragung stellte sich klar heraus, daß die 
zeitliche Unvereinbarkeit von Haushaltsführung, Kin-
derbetreuung und Weiterbildung für Frauen mit  Kin

-

dern ein erhebliches Weiterbildungshindernis dar-
stellt. Daher fordere ich die Wirtschaft auf, vermehrt 
familienfreundliche Weiterbildung, möglichst mit 
Kinderbetreuung, anzubieten, um auch Frauen mit 
kleinen Kindern Weiterbildung zu ermöglichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Insgesamt fällt auf, daß die Unterschiede bei der 
Weiterbildungsbeteiligung von Männern und Frauen 
in den neuen Bundesländern geringer sind. Dies ist 
darauf zurückzuführen, daß dort die Erwerbstätigkeit 
von Frauen höher ist und die Unterschiede hinsicht-
lich des Berufsabschlusses und der beruflichen Stel-
lung zwischen Männern und Frauen geringer sind. 

Meine Damen und Herren, am Schluß der heutigen 
Debatte haben wir über eine Empfehlung des Euro-
päischen Rates über den Zugang zur beruflichen 
Weiterbildung abzustimmen. Ein wesentliches Krite-
rium bei der Vorgabe von Zielen und Empfehlungen 
für die Berufsbildungspolitik der Europäischen 

Gemeinschaft muß die Beachtung des Subsidiaritäts-
prinzips sein. Der Vertrag über die Europäische Union 
bestimmt ausführlich Zuständigkeiten der Gemein-
schaft im Bereich der Berufsbildung. 
Deshalb haben wir im Ausschuß bekräftigt — und 

ich betone es hier nochmals ausdrücklich —, daß die 
berufliche Weiterbildung vor allem in der Verantwor-
tung der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer liegt. 
Dem Staat kommt damit nur eine subsidiäre Rolle 
zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
An dieser Stelle bedanke ich mich bei den Trägern 

der beruflichen Weiterbildung für ihre hervorragende 
Arbeit. Insbesondere seit den achtziger Jahren haben 
Kammern und Verbände ein umfangreiches Weiter-
bildungsangebot entwickelt. Aus den schmalen Pro-
grammbroschüren von einst sind dicke Bildungskata-
loge geworden. So gaben bei einer Umfrage unter 
1 500 Betrieben in meiner Heimatregion mehr als 
55 % der Firmen an, daß ihre Mitarbeiter regelmäßig 
an Seminaren und Kursen der Kammern teilneh-
men. 

Die 13 Einzelempfehlungen des Kommissionsvor-
schlages enthalten eine Vielzahl konkreter, in ihren 
Kostenwirkungen nicht abzuschätzender Maßnah-
men. Nach geltendem EG-Recht kann die Gemein-
schaft jedoch nur allgemeine Grundsätze für eine 
gemeinsame Berufsbildungspolitik aufstellen. Nach 
dem Vertrag von Maastricht sind die Mitgliedstaaten 
für Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bildung 
selbst verantwortlich. Deshalb fordern wir in der 
Beschlußempfehlung die Bundesregierung auf, in den 
Beratungen im Rat der EG auf eine rechtlich unver-
bindliche Empfehlung der Gemeinschaft hinzuwir-
ken, die nicht in die Berufsbildungssysteme der Mit-
gliedstaaten eingreift. 

Technischer Fortschritt, wirtschaftlicher und sozia-
ler Wandel und der sich verschärfende Wettbewerb 
lassen die Bedeutung der beruflichen Weiterbildung 
weiter steigen. Weiterbildung ist eine Zukunftsauf-
gabe, der sich jeder einzelne, jeder Betrieb, die 
gesamte Wirtschaft und die Gesellschaft stellen müs-
sen. Im Mittelpunkt der beruflichen Weiterbildung 
stehen die Anforderungen der Betriebe und der 
Arbeitswelt. Deshalb kann berufliche Weiterbildung 
ihre Aufgabe nur erfüllen, wenn sie praxisnah und 
flexibel auf sich ändernde Anforderungen reagieren 
kann. Daher benötigt sie entsprechende Freiräume. 
Unsere Aufgabe ist es, dafür Sorge zu tragen, daß 
diese Freiräume auch im gemeinsamen Europäischen 
Binnenmarkt erhalten bleiben. 

Ich bitte Sie daher, der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses zur Empfehlung des Rates zuzustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Peter 
Eckardt, Sie haben in dieser Debatte das letzte 
Wort. 

Dr. Peter Eckardt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auch diese heute zu 
Ende gehende Debatte über den Berufsbildungsbe- 
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richt 1993 hat deutlich gemacht, was die Redner 
meiner Fraktion schon zu den Berufsbildungsberich-
ten 1991 und 1992 gesagt haben: Die Jahre der 
liberal-konservativen Regierung waren keine Jahre 
der bildungspolitischen Innovation. 
Der Kollege Hansen hat natürlich die Gelegenheit 

nicht verstreichen lassen, auf die niedersächsische 
Schulpolitik hinzuweisen und den zweiten Berufs-
schultag zu kritisieren. Wenn es ein ausgewogenes 
Verhältnis von Theorie und Praxis geben soll, dann 
muß man dazu sagen, daß ein Verhältnis von 2:3 
natürlich immer noch nicht ausgewogen ist. Da man 
die Neuerung durch ein schulisches Berufsgrundbil-
dungsjahr mit hohem Theorieanteil teilweise wieder 
korrigiert hat, ist das, so denke ich, schon der richtige 
Weg, auf dem man fortschreiten sollte. 
Den Vorsprung, den unser Land in der Bildungspo-

litik der 70er Jahre gehabt hat und der damals 
sinnfälligerweise durch eine vergleichsweise niedrige 
Jugendarbeitslosenquote und die Neuordnung der 
Metall- und Elektroberufe gekennzeichnet war, ist in 
den letzten Jahren geschwunden, politisch verspielt 
worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Hansen? 

Dr. Peter Eckardt (SPD): Ja, natürlich. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Kollege Eckardt, weil Sie 
mich angesprochen haben, möchte ich fragen: Teilen 
Sie nicht die Auffassung und die Sorgen der nieder-
sächsischen Wirtschaft, gerade auch der heute hier 
immer wieder zitierten Handwerksbetriebe, daß bei 
fünf Arbeitstagen — genau genommen nur vierein-
halb, wenn man dies auf die tägliche Arbeitszeit 
bezieht — zwei Berufsschultage dazu führen, daß die 
von uns allen, über Fraktionsgrenzen hinaus gelobte 
Verknüpfung von betrieblicher, d. h. praxisnaher 
Ausbildung und der theoretischen Ausbildung in der 
Schule — unabhängig davon, wie das organisiert ist, 
in Blockunterricht oder nicht — zunehmend verrin-
gert wird, weil sich die Auszubildenden maximal drei, 
meistens aber nur zweieinhalb Tage im Bet rieb befin-
den? Deshalb wird gerade im Handwerk gesagt, die 
Ausbildung könne dann nicht mehr den bisherigen 
Standard halten, weil die qualifizierte Praxisnähe 
vernachlässigt wird. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter-Julius Cro

-

nenberg) 

Dr. Peter Eckardt (SPD): Herr Kollege Hansen, 
wenn Sie das aus der Interessenlage eines Hand-
werksmeisters betrachten, der den Auszubildenden 
eine möglichst lange Zeit in der Woche im Bet rieb 
haben möchte, damit er für ihn Arbeiten leisten kann, 
dann haben Sie recht. 

(Günter Rixe [SPD]: Richtig!) 
Wenn es aber um ein definiertes Interesse dieses 
Arbeitnehmers geht, möglichst theoretisch und prak-
tisch hochqualifiziert ausgebildet zu werden, dann, so 
denke ich, ist in allen Berufen, die hohe Theorieanteile 
haben, auch denen des Handwerks, ein zweiter 
Berufsschultag — übrigens mit Zustimmung der 

Handwerker und der Gewerkschaften eingeführt — 
unabdingbar notwendig. Auf ihn kann eigentlich 
nicht verzichtet werden. Das gilt auch für die Berufe, 
von denen man herkömmlicherweise denkt, daß hohe 
Theorieteile im traditionellen Sinne nicht notwendig 
gewesen wären. 

(Günter Rixe [SPD]: Und ein fortschrittlicher 
Handwerksmeister denkt genauso wie die, 
die du eben genannt hast! - weiterer Zuruf 

von der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Hansen, zu einer weiteren Zwischenfrage. 
Bitte schön. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Kollege Eckardt, eine 
Zusatzfrage. Darf ich den ersten Teil Ihrer Antwort so 
verstehen, daß Sie suggerieren wollten, daß gerade in 
Handwerksbetrieben Lehrlinge nicht ausgebildet, 
sondern ausgenutzt werden? 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Peter Eckardt (SPD): Es gibt Handwerksbe-
triebe, Herr Kollege Hansen, die ich Ihnen zeigen 
kann, wo das so ist, und es gibt eine Menge Hand-
werksbetriebe, wo das nicht so ist. Wie alles im Leben 
muß man das sehr differenziert betrachten. 
Es wird, glaube ich, gesellschaftspolitisch und auch 

wirtschaftspolitisch in Deutschland Zeit, die berufli-
che Bildung an die technologischen Veränderungen 
der 80er und 90er Jahre anzupassen, sie europäisch 
konkurrenzfähig zu machen und ihr den bildungspo-
litischen Stellenwert zu verschaffen, der die Attrakti-
vität des Wirtschaftsstandortes Deutschland aus-
macht. 
Dabei betrachten wir Erstausbildung und Weiter-

bildung als eine Einheit. Ich lobe ausdrücklich die von 
der CDU/CSU-Fraktion artikulierte Meinung, was die 
von uns allen gewünschte Meisterausbildung und 
deren Finanzierung durch das AFG betrifft. 
Herr Kollege Ramsauer, was Ihren Ozeanologen auf 

der Zugspitze betrifft: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ozeanogra

-

phen!) 
Es geht ja nicht um die Zugspitze und den Ozeano-
graphen und daß der studiert hat, es geht vielmehr 
darum, was er studiert hat. Wenn Sie z. B. wissen, wie 
es zu Studienentscheidungen kommt, so wissen Sie 
auch, daß da die Defizite liegen, wenn Sie das Studium 
nicht reglementieren wollen, nämlich im Mangel an 
ausreichender Beratung und auch in mangelnder 
Flexibilität. Daher kommt es, daß dieser junge Kollege 
dann gerade bei Ihnen in der Gegend versucht, einen 
Arbeitsplatz zu finden. 
Zu einigen Tatbeständen und Entwicklungen der 

Berufsbildung will ich aus Sicht meiner Fraktion 
zusammenfassend ein paar Punkte sagen. 
Erstens. Die Zahl der Industriebetriebe, die ausbil-

den, geht seit Jahren zurück. Dies gilt auch für die 
modernen Metall- und Elektroberufe, die vor Jahren 
mit viel politischer Mühe und pädagogischer Anstren-
gung neu geordnet wurden und zu ihrer Zeit als sehr 
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zukunftsträchtig galten. Diese Entwicklung muß mit 
Hilfe aller Verantwortlichen endlich und bald rück-
gängig gemacht werden. 

(Beifall der Abg. Dr. Margret Funke-Schmitt

-

Rink [F.D.P.]) 

Zweitens. Die Zahl der Ausbildungsabbrecher, 
besonders im Handwerk, ist erschreckend hoch. 
Ebenso erschreckend ist die Zahl derer, die keine 
Berufsausbildung beginnen oder erfolgreich abschlie-
ßen. Durch Verstärkung der sozialpädagogischen 
Begleitmaßnahmen und finanziellen Hilfen für 
Benachteiligte muß hier und in Zukunft noch mehr 
getan werden als bisher. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink 

[F.D.P.]) 

Drittens. Die Berufswahl vieler Jugendlicher wird 
von den Befähigten und Beauftragten nicht in der 
Weise unterstützt, wie es zur Berufsvorbereitung, zur 
vorberuflichen Bildung oder zur beruflichen Nach-
qualifizierung, besonders für lernbeeinträchtigte Ju-
gendliche, notwendig wäre. Wir mahnen eine bessere 
Zusammenarbeit von Schule, Hochschule, Berufsbe-
ratung und Sozialpädagogik an. Fehlentscheidungen 
in der Berufswahl — das gilt übrigens auch für ein 
Hochschulstudium — hinterlassen Schicksale und 
vergeuden finanzielle Ressourcen. 

Viertens. Der Qualifikationsbedarf und die Qualifi-
kationsstruktur der Arbeitsplätze und Arbeitspro-
zesse haben sich in den letzten zehn Jahren im 
mittleren Bereich der Produktion und der Dienstlei-
stungen so verbessert, daß qualifizierte Facharbeiter 
mit Absolventen von Fachschulen und Fachhochschu-
len konkurrieren müssen und dies auch vielfach 
können. 

Die für die Wirtschaft bisher kostenfreie Ausbildung 
an den Fachschulen und Fachhochschulen schafft 
einen vermeintlichen Konkurrenzvorsprung, der un-
ter anderen Vorzeichen erneut die Frage nach der 
Finanzierung der beruflichen Bildung als öffentliche 
Aufgabe stellt, wenn einige Betriebe nicht für ihren 
eigenen Qualifikationsbedarf sorgen, sondern von der 
Gesellschaft oder von den anderen Betrieben gut 
ausgebildete Fachkräfte einstellen. 

Fünftens. Der von interessierten Gruppen immer 
wieder diskutierte Konflikt, zu hohe Studentenzahlen 
und zu geringe Zahl der Auszubildenden, sollte 
endlich beendet werden. 

Das duale System der Berufsausbildung beruht auf 
der Ausbildungswilligkeit und der Ausbildungsmög-
lichkeit der Einzelbetriebe und auch auf dem freien 
Willen und der Motivation der Jugendlichen und der 
Erwachsenen, sich ausbilden zu lassen oder zu studie-
ren oder beides hintereinander zu versuchen. Bei 
dieser Wahlfreiheit sollte es auch in Zukunft bleiben. 
Dies gebietet bereits das Grundgesetz. 

Sechstens. Die technologische Entwicklung wie 
auch Veränderungen der Arbeitsorganisation in 
Deutschland waren in den letzten Jahren so umwäl-
zend und so innovativ, daß die Modernisierung und 
Attraktivitätssteigerung der Berufsausbildung drin-
gend diesem Prozeß angepaßt werden muß. Dies gilt 

für die Ausstattung der Berufsschulen und der Ausbil-
dungswerkstätten gleichermaßen. 

Herr Minister, da Sie lesenswerte Vorschläge zur 
Struktur- und Inhaltsverbesserung des Medizinstudi-
ums geschrieben haben, würde ich es für sinnvoll 
halten, daß Sie ähnliches auch über gewerbliche 
Berufe und deren Inhalt und Struktur sagen, um hier 
deutlich zu machen, daß es nicht nur um eine quanti-
tative, sondern auch um eine qualitative Veränderung 
der Berufsausbildung in Struktur und Inhalt geht. 

Für uns Sozialdemokraten hat Bildungspolitik 
— das ist kein Geheimnis — einen zentralen politi-
schen Stellenwert, den wir nicht nur sprachlich deut-
lich machen wollen. Berufliche Bildung ist das Mittel 
für die Menschen, die durch Arbeit ihr Leben gestal-
ten, und für die Rentabilität der Betriebe, mit dem in 
einem hochindustrialisierten Land Wohlstand und 
Frieden garantiert wird. Wir vermissen im Berufsbil-
dungsbericht 1993 hierzu eine politische Perspek-
tive. 

Wenn ich den Entwurf zum Berufsbildungsbericht 
1994 richtig gelesen habe, Herr Minister, stelle ich 
fest, daß dort einige Worte zu dem von mir 1993 
kritisierten Mangel stehen. Ich hoffe sehr, daß im 
Prozeß der Abstimmung Ihres Hauses diese Sätze 
dann auch stehenbleiben und nicht in geänderter 
Form dem Ausschuß und dem Parlament vorgelegt 
werden. 

(Zuruf des Abg. Eduard Oswald [CDU/ 
CSU]) 

— Ja, da gibt es zwischen einem Entwurf und dem, 
was nachher dem Parlament vorgelegt wird, immer 
Veränderungen. Wenn Sie das aufmerksam lesen, 
Herr Kollege, werden Sie sehen, warum und aus 
welchen Gründen solche Unterschiede zustande 
gekommen sind. Das Kabinett ist dann immer eine Art 
letzte Hürde, wo sprachliche Feinheiten in Richtung 
der augenblicklich geltenden Ideologie korrigiert 
werden. Ich hoffe, daß das im 94er Bericht nicht so 
geschieht, sondern daß der Entwurf so bleibt. 

Ich möchte meinen Schlußsatz benutzen, um den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung in Berlin und in Bonn zu 
danken. Ohne deren wissenschaftliche Arbeit wären 
wir in Deutschland z. B. im Bereich der Berufsbildung 
nicht in der Lage, diesen Bereich so differenziert zu 
diskutieren, wie das hier geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Worauf es mir aber besonders ankommt, ist: Wir 
müssen aus dem Material des BIBB auch, Herr Staats-
sekretär, die richtigen Konsequenzen ziehen. Wie Sie 
wissen, hapert es daran bei einigen manchmal. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, damit sind wir am Ende der 
Aussprache und kommen zur Abstimmung, und zwar 
zunächst einmal über die Beschlußempfehlung des 
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Ausschusses für Bildung und Wissenschaft zum 
Berufsbildungsbericht 1993. 
Dieser Bericht liegt Ihnen auf den Drucksachen 

12/4652 und 12/6336 vor. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — 
Dann  ist die Beschlußempfehlung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen angenommen worden. 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD. Dieser 
Entschließungsantrag liegt Ihnen auf der Drucksache 
12/6545 vor. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? — Wer stimmt dagegen? — 
Dann  ist dieser Entschließungsantrag mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen abgelehnt worden. 
Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-

lung des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
zum Vorschlag der EG über den Zugang zur berufli-
chen Weiterbildung ab. Sie liegt Ihnen auf der Druck-
sache 12/4930 vor. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? — Wer stimmt dagegen? — 

(Eduard  Oswald [CDU/CSU]: Seid ihr nicht 
für Weiterbildung? — Zuruf von der SPD: 

Und wie!) 
Enthaltungen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Stimme der Abgeordneten Frau Dr. Enkelmann ange-
nommen worden. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]: 
Nein, alle von uns!) 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 12/5495, 12/5783 und 12/5831 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. — Andere Vorschläge werden nicht gemacht. 
Dann darf ich dies als beschlossen feststellen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr Tages-
ordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der großen Anfrage der Abgeordne-
ten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Dietrich 
Austermann, Heinz-Günter Bargfrede, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Carl Ewen, A rne 
Börnsen (Ritterhude), Freimut Duve, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD sowie 
der Abgeordneten Lisa Peters, Dr. Michaela 
Blunk (Lübeck), Günther Bredehorn, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 
sowie des Abgeordneten Dr. Klaus-Dieter 
Feige und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Situation der Niederdeutschen Sprache *) 
— Drucksachen 12/5355, 12/6073 — 

Der  Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer dreiviertel Stunde vor. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Das ist offensichtlich der Fall. 
Meine Damen und Herren, die Redner zu diesem 

Tagesordnungspunkt haben mir mitgeteilt, daß sie 
ihre Beiträge zum Teil in Niederdeutsch sprechen 
möchten. Ich möchte mich für die Abweichung von 
unserer Regel einsetzen — normalerweise erfolgen 
die Beratungen in Hochdeutsch —, weil es sich beim 
Niederdeutschen nicht um einen Dialekt, sondern um 

*) Hochdeutsche Fassung aller Redebeiträge zu Tagesord-
nungspunkt 12 siehe Anlage 3. 

eine historisch gewachsene Einzelsprache im deut-
schen Sprachraum handelt. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Ich möchte darauf hinweisen, daß sichergestellt ist, 

daß die Redebeiträge dem Stenographischen Dienst 
in hochdeutscher Sprache zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Der Kollege Gal

-

lus wird übersetzen!) 
Auch möchte ich darauf hinweisen, daß das Ganze 
nicht ganz so ungewöhnlich ist, wie es der eine oder 
andere meint; denn es hat einmal den Abgeordneten 
Kreuzeder gegeben, der seine Redebeiträge im Ple-
num ausschließlich in seinem heimatlichen Dialekt 
abgegeben hat, 

(Zurufe von der F.D.P.: Das war ja auch 
Dialekt!) 

und somit der Stenographische Dienst daran gewöhnt 
ist, auch ungewöhnliche Redebeiträge richtig zu 
erfassen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Er konnte es 
nicht anders!) 

Meine Damen und Herren, ich selber bin Sauerlän-
der und komme aus einer Gegend, wo angeblich die 
größten Dickköppe sitzen: Wat se welt, dat welt se. 
Deswegen will ich, daß das so geschieht, möchte aber 
trotzdem die Zustimmung des Hauses einholen, daß 
Sie mit diesem Verfahren einverstanden sind. — Das 
ist offensichtlich der Fall. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Auch die Bay- 
ern stimmen zu!) 

Dann können wir mit der Debatte beginnen. Ich 
erteile zunächst einmal dem Staatsminister Helmut 
Schäfer das Wort. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Leive Damens un Herrens! — Ich 
habe geübt. — Leive nedderdüütsche Landslüüt! Die 
niederdeutsche Sprache verfügt über einen reichen 
literarischen Fundus. Mit „Ut de Franzosentied" oder 
„Onkel Bräsig" von F ritz Reuter, „Kaspar Ohm un 
Ick" von John Brinkmann oder „Burkävers" — ich 
übersetze, Herr Präsident: Maikäfer — von Rudolf 
Tarnow möchte ich stellvertretend nur einige Bei-
spiele nennen. Die niederdeutsche Sprache ist Teil 
des europäischen Kulturerbes, Teil der einzigartigen 
kulturellen Vielfalt Europas, die wir schützen und 
fördern wollen. 

(Beifall im ganzen Hause) 
In der föderal verfaßten Bundesrepublik Deutsch-

land sind es die Länder, die entsprechend ihrer 
Kulturhoheit auf regionaler Ebene Maßnahmen zum 
Schutz und zur Förderung von Sprachen ergreifen, die 
regional von der Amtssprache Deutsch abweichen. 
Die Bundesregierung begrüßt diese Anstrengungen 
der Länder zur Erhaltung der sprachlich-kulturellen 
Vielfalt unseres Landes. Die norddeutschen Länder 
bemühen sich um den Schutz und die Förderung 
namentlich von Niederdeutsch, Friesisch und Dä-
nisch. Im europäischen Vergleich wird deutlich, daß 
unsere Länder Vorbildliches leisten. Die Handlungs- 
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möglichkeiten der Bundesregierung dagegen sind 
angesichts der Länderkompetenzen eng begrenzt. 

Unsere niederdeutschen Landsleute sind zu Recht 
bemüht, die Schutz- und Fördermöglichkeiten ihrer 
Sprache zu verbessern. Bei ihrer Suche sind sie auf die 
Europäische Charta der Regional- oder Minderhei-
tensprachen gestoßen und fordern eine Anmeldung 
von Niederdeutsch zu Teil III dieser Charta. Ganz wie 
bei Wilhelm Busch: 

Max un Moritz harm wat raaken, 
Klattern stracks rop op'n Daaken. 

Ich hoffe, es war richtig, Herr Kollege. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU — Manfred Richter [Bremerha

-

ven] [F.D.P.]: Dat hebbt Se god mokt!) 

— Das war der Hamburger Teil. Niederdeutsch ist ja, 
wie ich feststelle, wiederum in sich sehr mannigfal-
tig. 

Für die Bundesregierung und die anderen Unter-
zeichnerstaaten ist die Charta ein Element eines 
umfassenderen Minderheitenschutzsystems im Rah-
men des Europarates, so wie es die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates in ihrer Empfehlung 
1201 betreffend Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorgezeichnet hat. Der 
Deutsche Bundestag hat sich dieser Empfehlung aus-
drücklich angeschlossen. In diesem größeren europa-
politischen Zusammenhang muß auch die Charta 
gesehen werden. 

Im Kontext eines internationalen Minderheiten-
schutzsystems soll die Sprachencharta die Lebensbe-
dingungen der nationalen Minderheiten in ihren 
jeweiligen Wohnsitzstaaten verbessern helfen. Das 
Verbot der Diskriminierung und die Verbesserung der 
Möglichkeiten, Minderheitensprachen auch gebrau-
chen zu dürfen, sollen das identitätsstiftende Kommu-
nikationsmittel schützen, das für das Überleben natio-
naler Minderheiten von entscheidender, von zentraler 
Bedeutung ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne
-

ten der CDU/CSU, der SPD und der PDS/ 
Linke Liste) 

Die Bundesregierung denkt dabei auch an die 
deutschsprachigen Minderheiten in Mittel- und 
Osteuropa. 

Die Charta macht in ihrer Definition keinen Unter-
schied zwischen Regional- und Minderheitenspra-
chen. Das Adjektiv „Regional-" in der Definition sollte 
einigen anderen Mitgliedstaaten des Europarates den 
Beitritt zur Charta erleichtern. Ich brauche das hier 
nicht zu erläutern. Die Bezeichnung verdeckt also den 
im Europarat bestehenden Dissens über den Begriff 
der Minderheit. 

Die für Regional- oder Minderheitensprachen ein-
heitliche Definition der Charta lautet — ich zitiere —: 

... der Ausdruck „Regional- oder Minderheiten-
sprachen" bezeichnet Sprachen, 

— die herkömmlicherweise in einem bestimmten 
Gebiet eines Staates von Angehörigen dieses 
Staates gebraucht werden, die eine Gruppe bil

-

den, deren Zahl kleiner ist als die der übrigen 
Bevölkerung des Staates und 
— die sich von der Amtssprache dieses Staates 
unterscheiden. 

Damit wird deutlich, daß diese Sprachen als identi-
tätsstiftendes Attribut von Minderheiten verstanden 
werden. 
Wir sind uns alle einig in der Einschätzung des 

Niederdeutschen als eines bedeutenden Kulturgutes. 
Ich hoffe, wir können uns ebenso einig sein über die 
Feststellung, daß diejenigen, die das Niederdeutsche 
lieben, pflegen, sprechen, sich dadurch nicht als 
Minderheit in Deutschland identifizieren wollen. 
Also, leive nedderdüütsche Landslüüt, lat de Kark inn 
Dörp! 
Bei der Unterzeichnung der Charta durch die Bun-

desrepublik Deutschland bestand folgerichtig zwi-
schen der Bundesregierung und der Ständigen Ver-
tragskommission der Länder Einvernehmen darüber, 
daß nur Dänisch und Sorbisch als echte Minderheiten-
sprachen zu Teil III der Charta anzumelden seien. 
Ungeachtet der von mir vorgetragenen grundsätzli-

chen Bedenken hat sich die Bundesregierung frühzei-
tig bereit erklärt, dem Wunsch der Konferenz Nord-
deutschland zu entsprechen und Niederdeutsch zu 
Teil II der Charta anzumelden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 
Mit diesem politischen Signal will die Bundesregie-
rung  international im Rahmen des Europarates deut-
lich zur Geltung bringen, welchen hohen Stellenwert 
sie der niederdeutschen Sprache als wertvollem Teil 
unseres kulturellen Erbes beimißt. 
In ihrer Antwort auf die Große Anfrage zur Situation 

der niederdeutschen Sprache hat die Bundesregie-
rung aber auch versucht — und das ist ja der Punkt, der 
meine niederdeutschen Kollegen hier besonders 
berührt — folgendes deutlich zu machen: Eine end-
gültige Entscheidung darüber, welche Sprachen 
neben Dänisch und Sorbisch zu Teil III der Charta 
angemeldet werden sollen, wird die Bundesregierung 
erst dann fällen können, wenn hierzu ein abgestimm-
tes Votum der Lander vorliegt. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Dat kummt bald!) 
Denn es sind die Länder und ihre Bürger, die mögliche 
Kosten eines solchen Verfahrens — ich darf das hier 
sehr deutlich sagen — zu tragen haben werden, da es 
die Länder sind, die die sprachliche und kulturelle 
Vielfalt im Rahmen ihrer Verantwortung zu schützen 
und zu fördern haben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mi-
nister, bevor Sie das Rednerpult verlassen: Da ist noch 
der Wunsch nach einer Zwischenfrage. Sind Sie 
bereit, dieselbe zu beantworten? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es war mir klar, daß man mich jetzt hier in 
Verlegenheit bringt, denn sie wird auf niederdeutsch 
kommen. Bitte schön, Herr Kollege Richter. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Richter. 
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Stootsminister, Se hebbt ja över de Kompetenzen wat 
seggt, und Se hebbt recht, dat geiht Bund und de 
Länder an, und dat möten wi tosamen maken. Und Se 
sölben, Se hebbt dat ja bannig good makt, und ick 
weet, dat dat gar nich so einfach is. 
Aber könnt Se mi seggen: Gift dat överhaupt 

Mitglieder von de Bundsregeern — und, wenn ja, 
wiveel möcht dat sinn —, de plattdüiltsch snacken 
könnt? 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Also, lieber Herr Kollege, ich habe es voll 
verstanden. Ich habe mich bisher noch nicht umgehört 
— das muß man hier ja sagen —, wer in der Bundes

-

regierung plattdütsch spricht, welcher Minister, wel

-

cher Staatsminister oder Staatssekretär. Der Kollege 
Ortleb hätte sicherlich, da er ja,wenn ich recht sehe, 
aus Rostock kommt, zumindest ein Verständnis für 
eine „zweite Fremdsprache", muß ich ja jetzt sagen. 
Ich meine, Herr Kollege, wir sollten kommenden 
Btmdeskanzlern empfehlen, Wert darauf zu legen, 
daß diese wichtige Gruppe in allen zukünftigen Bun

-

deskabinetten entsprechend vertreten sein soll. 
Vielen Dank. 
(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, bevor ich dem Abgeordneten 
Börnsen das Wort erteile, möchte ich von Ihnen eine 
Zustimmung einholen. Die Damen und Herren 
Antragsteller haben, wie sich das für ein ordentliches 
Beratungsverfahren gehört, einen Entschließungsan

-

trag ausgearbeitet. Aber sie haben sich — das ist ein 
unordentliches Verfahren — so intensiv mit der Sache 
beschäftigt, daß sie übersehen haben, die Zustim

-

mung ihrer jeweiligen Fraktionen einzuholen. Ich 
möchte sozusagen unter Umgehung des Rituals bei 
Ihnen vorab die Zustimmung einholen, daß ich Sie am 
Ende der Debatte frage, ob der vorgesehene Ent -

schließungsantrag an den Innenausschuß überwiesen 
werden kann. Wenn diese Zustimmung vorliegt und 
die Verhandlungen in Niederdeutsch oder Platt 
geführt werden sollen, stellt die Verwaltung selbstver

-

ständlich sicher, daß Dolmetscher vorhanden sind. 
Unter dieser Prämisse werde ich den Antrag — mit 
Ihrer Zustimmung, wie ich hoffe — zur Abstimmung 
bringen. 
Zunächst erteile ich dem Abgeordneten Wolfgang 

Börnsen das Wort. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Ver

-

ehrte Boos von uns Parlament! Leeve Fruunsliiiid und 
Mannslaild! Hebben de egenlich in Bonn nix anners to 
doon, as över Platt in Platt to snaken? Gifft dat nich 
wat, wat veel wichtiger is für uns Minschen, för 
Freeden, Seekerheit un Arbeit to sorgen? Ick glöv, dat 
dröppt to. Aver nich alleen. Ick finn, we hebb uns ok 
tun de Kulturängste von de Minschen to kiimmern. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Nee! Mehr as 50 000 Minschen twischen Glücks

-

burg un Greifswald hebben in de letzten 15 Monaten 

dür ehr Ünnerschrift fordert: Nedderdiiiitsch mutt in 
Deel III vun de Europacharta för Regional- un Minder

-

heitenspraaken. 

Un wiel mi dat een wichtige Anliegen nich nur för 
uns all, sonnern ok för de Regierung is, will ick dat 
noch mol op hochdüütsch seggen — dat geiht um de 
regionale Identität —: Die über 50 000 Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes befürchten, daß ihre 
Heimatsprache langfristig verlorengeht, daß Nieder

-

deutsch für Kinder und Enkel keine Zukunft mehr hat, 
daß sie ein Stück Halt gebende Lebenssicherheit 
verlieren. Denn Moderspraak is: to Huus sien, een 
Barg von Seekerheit hebben, een Stück Heimat beho

-

len. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Diese Besorgnis um den Verlust von regionaler 
Identität nimmt in einem größer und einheitlicher 
werdenden Europa zu. Die großen Sprachen wie 
Deutsch, Englisch, Französisch und Spanisch sind 
gesichert. Awer wat is mit de lütten? Mehr als 30 
verschiedene Regionalsprachen werden in den 27 Eu

-

roparatsstaaten gesprochen, eine farbige Vielfalt. Sie 
zu achten, zu sichern und zu fördern ist Absicht des 
Europarates. 

Wir haben erkannt, welcher Sprengsatz in Minder

-

heiten, auch nur sprachlicher Art, stecken kann, wenn 
nicht konfliktmindernde Maßnahmen ergriffen wer

-

den. So ist z. B. der Sprachenstreit zwischen Wallonen 
und Flamen bis heute nicht gänzlich ausgestanden. 

Wir beobachten mit Besorgnis, daß die modernen 
Massenmedien, voran das Fernsehen, regionale 
Sprachinseln austrocknen, wir damit an Vielfalt ver

-

lieren. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Wir wissen, daß dieser Reichtum unseres Kontinents 
seine Kulturfarbigkeit ist. Sie ist schöpferisch, kreativ, 
anregend und kritikfördernd. 

Die Europäische Sprachencharta will gleiches 
Recht für alle. Sie will dazu eine europarechtliche 
Absicherung der lütten, der kleinen Sprachen. Dat is 
good so, un wi schulln „ja" seggen darto. 

Un dat is ok de Stäh, wo de Lüüd fünsch wurn sünd. 
Uns Butenminister — de Staatsminister is jo hier — 
hett secht: „Sorbisch un Dänisch, de will ik wohl 
bedenken för Deel III, awer mit Nedderdüütsch und 
Freesch, nee, dat kann nix warn." 

De Freesen darbohm an de Nordseeküst sünn mit 
7 000 Laid veel to wenig, und de Nedderdtititschen 
mit acht Millionen, nee, de sünn uns to veel. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Aber grundsätzlich — und nun kommt die Sprache der 
Diplomaten — sei er dafür, so schrieb er. 

Grundsätzlich aufgeschlossen zeigen sich auch die 
sieben betroffenen Länder, in denen Niederdeutsch 
gesprochen wird, von Vorpommern bis hin zu Nord

-

rhein-Westfalen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab

-

geordneter, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Ferdi Tillmann aus dem Sauerland zu 
beantworten? 
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Wolfgang Bömsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Gerne, 
Herr Präsident, wenn dat nich op mien Tiet angerech-
net ward. 

Ferdi Tillmann (CDU/CSU): Heer Präsidente, draw 
iek an düser Stelle mol ne Tüskerfroge stellen? Iek 
denke, dat draw iek, und danke uch daför. 
Laiwe Kollege Börnsen, könn Ey mey bestätigen, 

dat use Siuerländske Platt un äuk dat Münsterländske 
Platt en wichtigen Däil von der Niederduitsken 
Sproke sind un äuk säu viel weet sind, dat se unbe-
dingt un op jäiden Fall in däin Däil drai van düeser 
Europacharta kummen maitet, un häw iek net recht, 
wenn iek op usen siuerländske Dichter Grimme ver-
waite, dai saggte: „Bai ehrlik Plattduisk kuiert, met 
diäm deil ik det leste Stück Braud."? 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Ferdi, 
ick find, dat hest Du ganz fein mokt. Ick will ok seggen: 
Mit Di will ick ok mien letztes Stück Brot deeln 
Aber richtig ist schon: Das münsterländische und 

auch das sauerländische Platt sind ganz kernige und 
urgesteinsartige Mundarten der großen niederdeut-
schen Sprache, die — das darf ich noch einmal sagen; 
der Präsident hat das vorhin ja auch deutlich 
gemacht — eine historisch gewachsene Einzelsprache 
und eben kein Dialekt ist, auch wenn mancher aus 
Schwaben, Hessen, Sachsen oder Bayern vielleicht 
sagt: Na ja, eigentlich gehören wir auch hierhin. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Abge-
ordnete Frau Bl ank hat ebenfalls den Wunsch, eine 
Zwischenfrage zu stellen. 

Renate Blank (CDU/CSU): Herr Präsident, als Frän-
kin bin ich natürlich bemüht, dieser Debatte zu folgen. 
Ich habe, nachdem ich sie bisher sprachlich und 
inhaltlich verstanden habe, die Bitte, daß auch die 
Zwischenfragen in Hochdeutsch gestellt werden, 
damit auch ich der Debatte folgen kann. Denn sonst 
gibt es Schwierigkeiten. Den Kollegen Börnsen ver-
stehe ich gerade noch, aber das Niederdeutsch des 
Kollegen Tillmann war schwer zu verstehen. Viel-
leicht geht es anderen Kollegen ebenso. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, zunächst einmal wird der Abgeordnete 
Börnsen antworten, vermutlich in Hochdeutsch. Im 
übrigen: Wie ich den Abgeordneten Ferdi Tillmann 
kenne, stellt er sich gerne als Dolmetscher zur Verfü-
gung.  
Herr Abgeordneter Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Obwohl 
unsere Kollegin aus Franken kommt, finde ich es ganz 
toll, daß sie sagt, ich möchte dabeisein. Das ist auch 
nicht selbstverständlich. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Unser Kollege Ferdi Tillmann hat in seinem Platt 

gefragt, ob es nicht richtig ist, auch das sauerländische 
und münsteraner Platt im Rahmen dieser Sprachen-
charta europarechtlich abzusichern. Da kann ich 

Ihnen nur zustimmen, weil beide Teile Mundarten der 
großen plattdeutschen Sprache sind. Das ist, wie 
gesagt, eben kein Dialekt, sondern eine historisch 
gewachsene Einzelsprache. 

Ich möchte gerne fortfahren und darauf aufmerk-
sam machen, daß es vor allem die Furcht vor zusätz-
lichen Finanzmitteln war, die auch die Bundesländer 
ein bißchen haben zögern und zaudern lassen. Die 
Bundesregierung selbst hatte lange Zeit auch sehr viel 
Verständnis dafür. Aber gerade weil man sich zurück-
gehalten hat, wurden die plattdeutsch Sprechenden 
so richtig grimmig, grantig, gräsig und kamen richtig 
in die Puschen. Denn 50 000 Unterschriften, das ist 
schon etwas. De hebben ok secht: Düvel man ook, uns 
Spraak dörf nich kopfheister Bahn. 

Viele verkennen bei uns, daß wir eine Renaissance 
der Regionalsprachen erleben, und zwar in ganz 
Europa. Niederdeutsch gehört dazu. In der Hansezeit 
war das Niederdeutsche nebenbei die größte Han-
dels-, Amts- und Arbeitssprache im gesamten nordeu-
ropäischen Raum. Von dieser Weltsprache hat sich das 
Niederdeutsche in Norddeutschland weitgehend zu 
einer Zweitsprache zurückentwickelt. 

8 Millionen Menschen sprechen es noch, aber, wie 
gesagt, Niederdeutsch ist eine eigenständige Sprache 
mit vielen Mundarten — Ferdi Tillmann hat das ja 
eben beispielhaft gezeigt —: De een snaken, de 
annern praan, de drütten küren oder kadadöten 
sogor. 

(Heiterkeit) 

Das Niederdeutsche ist vor allen Dingen in der 
Nachkriegszeit mit den vielen Flüchtlingen und Hei-
matvertriebenen zu einer Zweitsprache geworden. Es 
ist dazu gekommen, daß das Hochdeutsche Vorrang 
bekam. Aber das andere ist parallel weitergelaufen. 

Menschen, die mehrsprachig aufwachsen, sind 
nachgewiesenermaßen viel eher bereit, noch weitere 
Sprachen zu lernen. Mehrsprachigkeit ist eine Vor-
aussetzung für internationales Denken, wichtig für 
Verständigung und Verständnis. Sie macht aufge-
schlossen für andere Kulturen und deren Besonder-
heiten. Sprachenvielfalt ist wichtiger Ausgangspunkt 
für ein Europa, in dem Intoleranz und Fremdenfeind-
lichkeit nicht länger auf dem Vormarsch sein sollen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Un een, de plattdüütsch snaken kann, is nu lang 
keen Döösbaddel. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Doch — das will ich kritisch anmerken — Minder-
heiten- und Regionalsprachen können auch Anders

-

sprachige ausgrenzen. Und wenn sie zusätzlich ideo-
logisiert werden, radikalisieren sie die Menschen und 
entfremden sie. Auch setzen sie ihre Zukunft aufs 
Spiel, wenn allein auf das Originelle, Romantische, 
Museale Wert gelegt wird, wenn man bei Herz und 
Schmerz, Gemüt und Großvaterflair bleibt und nicht 
bereit ist, Phantasie und Kreativität zu beweisen, 
Lebendigkeit für eine Sprache zu sichern. 

Schließlich benötigt auch eine Regional- und Min-
derheitensprache Achtung und Anerkennung sowie 
eine institutionelle Begleitung, um so den sprachli- 
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Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
chen Wildwuchs, der mit der Zeit entsteht, einzudäm-
men. Darüber hinaus benötigt eine solche Sprache 
eine Förderung, die konsequent bei der jungen Gene-
ration beginnt und alle Kulturbereiche umfaßt. 

Marks Müüs: Een Moderspraak, de nich mit de Tied 
geiht, verleert an Form, Format und Faszination. 
Das Niederdeutsche — das hat der Staatsminister 

schon gesagt — ist ein Kulturgut ersten Ranges. Wenn 
jetzt — was sich bei der Macht der Medien abzeich-
net — das Generationsstaffelholz an diese Fernsehge-
neration nicht weitergegeben wird, geht auch ein 
Stück Kulturvielfalt in unserem Land verloren. 
Unsere geschichtlichen Erfahrungen sollten uns 

davor bewahren, auf die verabsolutierende Gleichset-
zung von Nationalstaat und Sprache zu setzen, die das 
19. Jahrhundert prägte. Krieg, Chaos und Konflikte 
waren die Folge davon. 

Minderheitensprachgruppen sind keine Fremdkör-
per, sondern eher eine kulturelle Bereicherung und 
Belebung. Diese Erfahrung machen wir — Hans 
Wiesen ist ja hier — täglich im Norden Schleswig-
Holsteins, wo sich der dänische Bevölkerungsanteil 
aktiv am gesellschaftlichen, politischen und kulturel-
len Leben beteiligt. 

Ein Europa der Regionen muß auch Raum für 
Sprachenvielfalt sichern. 

(Beifall im ganzen Hause) 

In die Charta „On regional or minority languages in 
Europe" gehört auch die Regionalsprache Nieder-
deutsch. Mit Elan und anhaltender Energie haben seit 
Monaten Gilden und Folkloregruppen, Vereine und 
Verbände, das Institut für Niederdeutsche Sprache in 
Bremen, viele aufrechte Bürgerinnen und Bürger und 
Bünde um einen Platz für ihre Muttersprache in einem 
neuen Europa gestritten. Im Verband mit vielen 
engagierten Kollegen in Bonn haben sie letzten Endes 
Wirkung erzielt. 

Niedersachsen und Schleswig-Holstein haben jetzt 
mitgeteilt, daß die 35 erforderlichen Kriterien für die 
Anerkennung in ihren Bundesländern bereits erfüllt 
sind. Bremen prüft noch, Hamburg macht mit, wenn 
die Großen mitmachen. NRW sagt ja. Drei Antworten 
stehen noch aus. 

Jetzt, Herr Staatsminister, muß die Bundesregie-
rung Farbe bekennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Börnsen, der Abgeordnete Ferdi Tillmann 
aus dem Sauerland möchte noch einmal eine Tüsker-
froge stellen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Bitte. 

Ferdi Tillmann (CDU/CSU): Herr Präsident, draw 
iek düsse Froge up plattduitsk stellen, auk wenn 
meine kure Kollegin Blank dat beanstand' hätt? lek 
bin gerne bereit, ehr dat to übersetten. — Iek sai un 
höre kainen Widerspruch. Dorum darf iek op platt 
frogen. 

Kollege Börnsen, bo Ey gerade van der Regierunge 
spreket, also van Bonn kuiert: Is et net in Bonn auk säu, 
as use Dichter Grimme, däin iek all zitäirt hewwe, 
saggte — iek zitiere nu —: 

Hy stieket Geld. 
Bat Huiser, bat Huiser! bat Trappen derfüar! 
Doch fehlte an allen de Nyendüähr. 

— Denken Sie an den Schürmann-Bau. — 
Bat Lui, bat Luie! — do kriemelt de Stroten 
Van Affendaren un Affekoten, 
Van Kackelaters und Registraters, 
Van Richters und Schrywers und andern 
Pankraters; 
Un alles sau fyne, sau stoots binoh, 
As' wan ik des Sundags no'r Haumisse goh;" 

Un maitet siek, Kollege Börnsen, düese „Schrywers un 
Pankraters" niu nit footens intensiv ümme düese 
quere Sake kümmern? 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause — 
Manfred Richter [Bremerhaven] [F.D.P.]: 

Awer wat hett he gegen de Richter?) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Ick 
dacht, Ferdi, du süllst dat noch översetten. 

(Zurufe: Nein!) 
Ferdi Tillmann hat schon recht: Es geht jetzt darum, 

daß sich eben auch die Verwaltung, die Bürokraten, 
die Schreiber — das ist ernst gemeint — darum 
bemühen, dieser Forderung der großen niederdeut-
schen Gemeinde zu entsprechen. Dafür bin ich auch, 
und dafür sind die 90 Kollegen, die diese überfraktio-
nelle Initiative unterstützen. 
Ick finn, nu kann man de Knütt dörhaun. Dor bitt 

keen Muus de Faden of — ok de Regierung kömmt da 
nich an vorbie —: Nedderdüütsch hört in de Charta för 
de Spraaken. 

Danke. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Carl Ewen das Wort. 

Carl Ewen (SPD): Hooggeachte Präsident! Leve 
Leden van dit Hoge Huus! Wi proten — un ick hör to de 
Proters, obwohl dat allwedder gefährlich is, wenn man 

 dat seggen deit; denn een Proter in Nedderdütsk is 
een, der rundum snaden deit, der keen Ehrlichkeit 
hett — vandaag over de Antwoord, de de Regeren uns 
mit Schrieven von d' 4. November 1993 to weten 
geven hett. Mennigeen, de dat lesen hett un sien of hör 
Verstand daarbi neet in Huus laten hett, de is up 't Enn 
heel dörnanner: Up de een Kant seggt de Regeren, 
Nedderdütsk is keen Regional- of Minderheiten

-spraak, un'n paar Rieg wieder: „Die Eigenständigkeit 
wird anerkannt. " 
Man daar kummt dat heel nich up an. Well nalesen 

deit, wat in de Präambel seggt word, denn heet dat 
daar in de darde Block, dat jede Minske dat Recht hett, 
in Huus, also privat, un ok daar, waar annern dat ok 
hören könnt, also öffentlich, sien Taal to proten. Dat 
steiht schreven in de Inte rnationale Overeenkummst 
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over den Rechten van Börgers in den Vereente Natio-
nen. 

Wi proten so faak over „multikulturelle Vielfalt" . Wi 
sölen seker griechisch danzen, engelsk proten, an 
Spaßmakeree ut de Nederlanden uns Freid finnen, 
Wien ut Italien drinken of Aquavit ut Dänemark, un up 
dat Enn wunnern wi uns, wen uns de hele Budel 
spanisch vörkummen deit. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

In de Präambel steiht in de seßde Block, dat Schuul 
un Hülp för den Spraken, de neet al Lü proten, en gode 
Bidrag is för den Gemeenskupp in Europa. Wolfgang 
Börnsen hett dat up hoogdütsk fein verklort, dann 
bruk ick dat nich to översetten. Daarum menen wi van 
de SPD mit all de annern Makers, de dat ünnerschre-
ben hebben, dat Nedderdütsk in dat Kapitel III v an  de 
Charta hört. De Germanisten sühn sük eenig, dat 
Nedderdütsk en egen Spraak för sük is un keen 
Dialekt van't Hoogdütsk. Wenn dat anners weer, 
kennen de Stenographen dat m an  all so upschrieven, 
wat wi hier seggen, un brukten keen Hülp von uns. 
Denn wenn de Bayern hier proten, dat kannst men-
nigmaal ok bald nich verstahn, aber se meent alltid, 
dat is hoogdütsk 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Wer noch an Karl Kisslinger denken deit oder an 
Schorsch Bamberg, de weet, dat wi dat mennigmaal 
nich verstohn hebbt. 

(Heiterkeit) 

Dat wem keen Franken, dat wern Baye rn , Frau 
Blank. 

Ich darf auf hochdeutsch einfügen: Finanzminister 
Swieter aus dem niedersächsischen Kabinett hat mit-
geteilt, daß die Landesregierung die Förderung der 
niederdeutschen Sprache als einen wesentlichen 
Bestandteil der Literaturförderung betrachtet, aber 
auch der Förderung der Kultur und Heimatpflege. 
Dabei gilt die Losung: Platt, aber nicht flach. 

Die niedersächsische Landesregierung hat die nie-
derdeutsche Sprache verstärkt gefördert, so daß die 
verlangten 35 konkreten Voraussetzungen des 
Teils III der Charta bereits erfüllt sind. Sie strebt 
deshalb die Aufnahme des Niederdeutschen in diesen 
Teil an. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Der Minister führt an: Bei der „Ostfriesischen Land-
schaft" z. B. fördert das Land ein Pilotprojekt an 
Schulen. 25 ostfriesische Schulen aller Typen und 
Stufen sind hierbei vertreten. Außerdem wird das 
Niederdeutsche im Schulbereich im Rahmen von 
Arbeitsgemeinschaften, Vorlesewettbewerben sowie 
in der Lehrerfortbildung gefördert. Die Herausgabe 
von niederdeutschen Wörterbüchern wird mit For-
schungsmitteln unterstützt. An den Universitäten in 
Göttingen und Oldenburg wird Niederdeutsch geför-
dert, ebenso an den Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung und durch die Aktivitäten der niederdeut-
schen Bühnen. Dem Institut für niederdeutsche Spra-
che in Bremen wächst bei der Entwicklung von 
länderübergreifenden Projekten eine zentrale Rolle 
zu. 

Ik meen, dat is wichtig för uns, dat wi nich alleen 
stohnt. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Nu will ik seggen: De Regeren sull sük'n Stöt geven, 

nochmaal mit Neddersassen, Sleswig-Holsteen un all 
de armer Staaten proten. Un dann ran damit, geevt Jo 
'n Stöt, mellt dat an för Kapitel III. Anners seggen de Lü 
noch: An disse Regeren kannst keen Farv an krie-
gen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Lisa Peters aus Buxte-
hude. 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Präsident! Min leeve 
Mannslüüd un Froonslüüd! Hüüt snackt wi platt, un 
ick will ok fast alles op platt seggen. Ick nehm an, Frau 
Blank, Se nehm mi dat nich ganz so üvel. 
Wenn mi dat hüüt vör dree Johr einer vertelt har, dat 

ick noch mal de Gelegenheit har, in Düütschen 
Bundesdag so ganz offiziell platt snacken to können, 
un mi de Präsident ok noch offiziell dat Wurt erdeelt, 
denn har ick dacht, dat is jo gor nich möglich. Da har 
ick echt jede Wett gegen holn. 
Nu is dat sowiet. De Bundesregierung het uns Grode 

Anfrog to de Sok von dat Plattdüütsche beantwurt. Un 
stellt Jo vör, uns so wichtigen Geschäftsführers — se 
speelen een ganz grode Rull hier in Bonn; hebb ick ja 
schnell markt — 

(Heiterkeit) 
— jo, do mutt man sick god mit holn — hebbt uns sogor 
ganze dreeviertel Stunn geben, mihr nich. Deshalb 
mutt ick jetzt een beten schneller snacken. 
Uns Kollegen un ok de Froonslüüd hier in Bundes-

dag mutt ick dorümm um „mildernde Umständ" bitten 
— Frau Blank, dat hebb ick all extra don —, dat Ji mi 
viellicht nich immer verstohn. Ober dat is gor nich so 
slecht; denn dat, wat man nich verstohn deit, doför 
mutt man sick nich rechtfertigen. So is dat eenfach. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Plattdüütsch — oder Nedderdüütsch, wi dat so ganz 
offiziell heet — is mien Muttersprok. Ick denk mei-
stens plattdüütsch, to Huus snackt wi platt. Un hier in 
Bonn muss ick mi dat nich mol afgewöhnen. Hier 
snack ick ok mit all de, de ick so kenn, platt. 
Nu wür jo ganz schnell klor — dat hebbt einige 

vorher seggt —, dat se sick in de Europäische Gemein-
schaft — hüüt heet dat jo EU — öber de Sproken 
ünnerholn harn, un se harm wat ganz Fastes afmokt. 
Se wulln de Regional- und Minderheitensproken 
besonders schützen. In März 1988 hätt de Ständige 
Konferenz de Europäische Charta för de Regional-
und Minderheitensproken besloten. Dor heet dat in de 
Präambel, de Vörspann — dat mutt ick op hochdü-
ütsch seggen, weil dat so scheun is; mol seihe, ob ick 
dat richtig afliest krieg —: 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [F.D.P.]: 
Dat is nich so eenfach!) 

In Anbetracht dessen, daß das Recht der Bevölke

-

rung, sich in ihrem privaten und gesellschaftli- 
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chen Leben in ihren Regional- und Minderheiten-
sprachen auszudrücken, ein unantastbares Recht 
in Übereinstimmung mit den in der Internationa-
len Vereinbarung der Vereinten Nationen über 
die bürgerlichen und politischen Rechte, in der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten des Europarats sowie in der 
Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa enthaltenen Grund-
sätze darstellt ... 

Ich glaube, das ist wichtig für alle hochdeutsch 
Sprechenden. Carl Ewen har dat eben all erwähnt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Mi dücht eenfach, beter kann man dat öberhaupt nich 
seggen. Dat mutt man nich unbedingt in Hochdüütsch 
öbersetten, hebb ick ober doon. 

De Hochdüütschen, de hier im Sool sitt, de brukt 
öberhaupt keen Angst hebben, dat wi se irgendwie 
verdrängt. Deshalb könnt de Mannslüüd und de 
Froonslüüd, de in Sool sund — ober hüüt sind nich 
ganz so veel dovon hier —, ihren Dialekt ruhig wedder 
snacken. Un de ut de Freistooten könnt hier auch 
wedder ganz selbstbewußt sitten. 

Uns Bundesregeerung wür sick tämlich schnell mit 
den Regeerungen ut Schleswig-Hulsteen und Bran-
nenborg eenig: Friesisch, Dänisch und Sorbisch schull 
in de Charta, Deel III, anmellt warn. Ober Plattdü-
ütsch? Nee. Is dat öberhaupt een Sprok?, hebbt se 
seggt. Hier müssen wi erst Bewiese söken, Frünn 
gewinnen un düchtig bohrn. Dat hebbt wi jo ok 
schafft. 

Dat Godachten von Professor Menke seggt ganz 
klor, Plattdüütsch is een eegene Sprok. Dor bit keen 
Muus een Foden af. Dat is eenfach so. 

(Beifall im ganzen Hause) 

8 bis 10 Millionen Minschen snackt platt. Dormit is 
dat 'n Regionalsprok, wi de Charta dat vörschrifft. 
Deshalb mutt uns Bundesregeerung nich op de Min-
nerheiten rumhaun. Dat is wat von güstern. 

Mit uns Kollegen und Kolleginnen köm wi ok 
schnell to Putt. Ruckzuck harm wi de ganzen Ünner-
schriften hebbt. Dormit stünn de Grode Anfrog. Een 
„Grode" müß dat schon ween, sonst harm wi hier hüüt 
nich doröber snacken kunnt. Een Lütte Anfrog, de wür 
all längst irgendwo in de Akten verschwunden. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

In all de Bundeslänner, wo platt snackt ward, harm 
wi schnell Frünn funnen. Ok de Landdagsfrakschonen 
in de Flächenlänner hebbt uns düchtig Kolben. Se 
hebbt Andräg stellt, se hebbt ganz dumm frogt — ick 
frei mi, dat hier hüüt so veel ut de Länner sitt —, un se 
hebbt dat op denn Punkt bröcht. Un erst de eenfachen 
Lüüd öberall in Lann — dat is hier seggt worn —, de 
hebbt seggt: Plattdüütsch mutt blieben, un wi stoht 
dorto. Dat mutt erholn warn. 

Se hebbt an de Ministerpräsidenten schreeben. Ick 
hebb mi seggen loten: Schröder in Hannober hett sick 
noch een por Waschkörb köpen muss, domit he 
öberhaupt de veelen Breef irgendwo opbewohrn 
kunnt. Sonst war he domit gor nich klorkömmt. 

Doför möcht ick mi öberhaupt bedanken: bie de 
veelen Minschen, de uns eenfach schrieven hebbt. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Dat zeigt mol, dat disse Scheune, warme Sprok bi de 
Minschen in Norddüütschland een ganz Broten Wert 
hett. 
Plattdüütsch, domit kannst fast allns seggen, wat du 

denkst. Du kannst de Minschen ganz schlecht belei-
digen. 

(Heiterkeit) 
— Is so. — Ok wenn du dat ganz düütlich seggst, denn 
is dat noch immer so. Un weil dat ok so blieven schull, 
deshalb meinen wi, dat „uns Sprok" in de Europäische 
Charta, Deel III, opnohm warn mutt. Do givt dat nix 
anners. Hier geiht dat nur noch grode ut, un do sund wi 
uns ok alle einig. 
In Deel III hebbt se ganz veel rinschreben. Bestim-

mungen nennt se dat. 35 mußt du dorvon inholn — ick 
meen de Länner. Alle twee Johr möt se sick in 
Europarot melln, een richtigen Bericht afgeben, dor-
mit dat ok alles nich vergeten ward. 
Mien Heimatland Nedersachsen kann dat, seggt 

uns toständige Ministerin. Un Heide Simonis — dat is 
all seggt worn — in Hulsteen hett ok all afnickt un will 
tostimmen. De Bürgermeister in Hamborg meent, he 
kann dor nich so ganz mitholn. 31 Punkte, de kriegt he 
ok tosamen. Ober — so hett he seggt; mien Vörredner 
hett dat ok all seggt — wenn de Flächenstooten dat 
meent, dann mokt wi dat mit. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete Peters, es gibt den Wunsch nach einer 
Zwischenfrage. Sind Sie bereit, diese zu beantwor-
ten? 

Lisa Peters (F.D.P.): Ja, wenn se ut Mecklenburg-
Vorpommern kommt. 

Susanne Jaffke (CDU/CSU): Ick heff hüüt morgen 
extra miene Heimatfarben antreckt: witt un blau. 
Leeve Kollegin, man künnt in dat Nedderdüütsche 

so manches seggen, wat man in dat Hochdüütsche 
nich seggen kann. Da gevt dat 'n beten wat in dat 
Negative. Awer nu fräg ick Se, ob Se mi dor tostimmen 
könnt: Mien lütten, seuten Schietbüddel, dat is sowat 
Seutes, und dat künnst nich op hochdeutsch seggen, 
awer dat künnst als grode Leivesbezeugung för den 
Allerleevsten seggen. Stimmen Se mi dor to? 

Lisa Peters (F.D.P.): Dor kann ick ganz un gor 
tostimmen. Ober ob ick dat hüüt to Herrn Schäfer 
seggen würd, dat würd ick mi noch mol öberleggen. 
Dor mutt he uns erst noch wat anners seggen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch der 
Abgeordnete Manfred Richter aus Bremerhaven 
möchte noch eine Zwischenfrage stellen. 

Lisa Peters (F.D.P.): Ja, de Bremer mööt sick ok noch 
mol melln. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (F.D.P.): Frau 
Peters, könnt Se mi tostimmen, dat dat so is, dat een in 
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Norddüütschland Plattdüütsch eenfach brukt un dat 
dat düütlich ward an de lütte Geschicht von de dree 
olln Lüüd, de am Sündag vor de Kark sitt, as dat Auto 
vorfährt mit'n Hamburger Kennzeichen un de Frog 
stellt ward: Können Sie mir sagen, wo es hier nach 
Itzehoe geht? De seggt nix. Un da seggt de Fahrer: 
Excuse me, can you tell me the way to Itzhoe? De seggt 
nix. Un da seggt de Fahrer: Excusez, la direction pour 
Itzehoe, s'il vous plaît? Un de seggt nix. 

Na, de gevt Gas un föhrt. Viertelstünn loter seggt de 
een to de annern: Dat wass 'n klooken Kerl, de konnt 
dree Sproken. Da seggt de anner: Un wat hett 'm dat 
nützt? 

(Heiterkeit) 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Richter, un die Frog wür, 
ob ick ok meenen do, dat wi dor, wo wi wohnen deit, 
nämlich in Bremerhoben un in Buxtehude, ohne 
Plattdüütsch gor nich utkommen. Dat mein ick. Dat 
kann ick noch all in de Antwort mit ringeben; ick 
konnt dat nich mit opschreben, sonst wür dat to lang 
worden. 

Ick bün seit 20 Johrn in de Kommunalpolitik un ok in 
de Personalausschüsse. Dor hett sick mol rumsnackt: 
Im Kreis Stade und in der Stadt Buxtehude kannst Du 
Dich nur bewerben, wenn Du Plattdeutsch kannst; 
danach fragt Lisa Peters immer. Ick will nur, dat de 
Lüüd, de wi bi uns in de Gemeinde, in de Stadt und in 
Kreis anstellt, nich ins Ungewisse loopt. Deshalb is dat 
ganz richtig, dat se dat mindestens verstohn deit. 

(Beifall im ganzen Hause) 

De Bundesregeerung hett jo ihr Interesse bekundt 
und hett dor ok grod mitwirkt. Se hett ganz klor 
seggt: 

Die Bundesregierung hat an der Ausarbeitung 
der Charta im Interesse ihrer Bemühungen um 
die Wahrung des europäischen kulturellen Erbes 
und eines wirksamen Menschenrechts- und Min-
derheitenschutzes im Rahmen des Europarates 
aktiv mitgewirkt. 

So wiet, so god. 

Mi dücht — un dat dücht uns sicher alln —, jetzt 
schall se man kräftig wieter mitwirken, Herr Schäfer, 
un ok uns Regionalsprok Plattdüütsch mit anmelln, 
wenn se Sorbisch, Friesisch und Dänisch anmellt — för 
Deel III. Wat anners gifft dat öberhaupt nich. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sonst möt wi dat Utwärtige Amt oder den Binnenmi-
nister — dor schull dat jo nu hinkommen, hebbt 
Börnsen mi seggt — noch mol angeihn. Denn möt wi 
dor noch mol optreten mit de 10 Millionen Minschen 
un ton grode Demonstraschon opmarschieren — rich-
tig friedlich, versteiht sick. Ich glöv, de Ünnerstützung 
kriegt wi. Dor komm so veel Lüüd nach Bonn, de hebbt 
Ji hier noch gor nich seihn. 

Wi möt nu eenfach wedder plattdüütsch snacken. 
Dor hebbt alle een Anspruch op. In de Grundschool 
mut dat möglich wern. Wer dat studeern will, de mut 
dat könn. Un op dat Rothus mutt man dat ok noch av 
und to snacken. 

De Artikel VIII in de Charta beschäftigt sick mit de 
Zeitungen — dor boben sund hüüt jo fürchterlich veel 
Medien. Dor steiht ganz scheun in, dat de sick ok mol 
um uns kümmern schalln. Dat hett ok schon Carl Ewen 
— oder wür dat Börnsen — seggt. Se schüllt sick ok mol 
um uns kümmern un nicht nur limmer um de Groden. 
Dat se dat hüüt dot, dat is schon wichtig. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wie möt dat allns ünnerstützen. 

De rode Lamp is all wedder hier. Deshalb kann ick 
mi egentlich nur noch bedanken un dat annere 
eenfach vergeeten. Ick bedank mi ganz düütlich bi 
Börnsen, de as Ackergaul richtig scheun vörobgangen 
is, ober ok bi min Frakschon, wo de meisten jo 
Hochdüütsche sünd, de uns so positiv annomm 
hefft. 

Ick wünsch mi — ick glöv, dat dörf ick hier seggen —, 
dat wi noch ganz veele Johrn plattdüütsch snacken 
könnt un Manfred Richter ünnen in Woterwark platt-
düütsch singen künnt, dat möglichst 'n Masse dorhin 
kommt un tohört. Ick wünsch mi, dat Ji alle wedder 
mitmokt un allns ünnerstützt, wat wi in diese Richtung 
ünnernehmen. Ick glöv, dat dot wi för uns all. 

Scheun Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Voraus-
setzung, Frau Abgeordnete Peters, für diesen Ihren 
Wunsch ist ja, daß ich den Entschließungsantrag von 
Ihnen auch schriftlich bekomme, der das bewegen 
soll; denn sonst kann ich nachher nicht darüber 
abstimmen lassen. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Das macht unser Vor

-

mann Wolfgang Börnsen!) 

— Dann bin ich beruhigt. 

Dann erteile ich nunmehr dem Minister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft, Forsten und Fischerei des Lan-
des Schleswig-Holstein, Hans Wiesen, das Wort. 

Minister Hans Wiesen (Schleswig-Holstein): Leeve 
Herr Vörsitter! — Deit mi leed, aver bi us kennt wi in 
dat Plattdüütsche de Präsidenten nich so recht, des-
wegen is dat nur de Vörsitter nu. — Leeve Fruunslüüd 
un leeve Mannslüüd! „Wi mööten de Lüüd mehr up 
dat Muul kieken." Dat hett ja al Luther wußt, un de 
weer nich mal en Plattdüütschen. Mi dücht, wi schullt 
de Minschen ook de Gelegenheit geben, dat se in de 
Ämter und wo immer se sick äußern wüllt, ook in ihrer 
Heimatspraak, dat Plattdüütsche, sick uutdrücken 
könnt. Vor allen Dingen ook bi de Amtsstuben, bi de 
Amtsohrn schull disse Spraak ook nutzt waarn konnt. 
Se könnt uns denn wedder seggen, wat is ehr Möösahl 
un ehr Plaag, wat is ehr Freud un Wünsche, und se 
könnt us weder seggen, wat se wüllt. 

Mi dücht, dat up dat Muul kieken un de Lüüd 
tohöm, dat deit wi alldaags nie genooch, und da könnt 
wi noch en bitten wat tooleggen. De plattdüütsche 
Spraak, de macht den Toogang to de Minschen lichter. 
Dat markt se vielleicht ook an de Atmosphär 
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von disse Diskussion hier. Dat is en fründlich 
Spraak. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Nu mocht ick mi hartlich bedanken för disse Gele-
genheit, hier de Minderheetenspraaken to diskutie-
ren un vorantobrengen. Un hölpt se met un sorgt se 
daför, dat wi nich nur dat Plattdüütsche und dat 
Däänsche, sondern ook dat Friesische, wat up ehren 
Spraak „Freesche" het, in de Charta kriecht, all drei 
Spraaken, un dat Sorbsche doto, in de Afdeelung III 
von de Charta. Dat is mi ganz wichtig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mini-
ster, der Abgeordnete Koppelin möchte Ihnen gerne 
eine Zwischenfrage stellen. Sind Sie bereit? — 
Bitte. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Leve Kollech Hans Wie-
sen, nun häv ik og en Frock an Se. — In Schleswig-
Holsteen is de Landesregierung jo bös achterran, dat 
wi de Gleichstellung von Mannslüt un von Frunslüt 
bekomt. Wat säch de Regierung dorto, da Kollech 
Börnsen von Nedderdüütsch als „Moderspraak" 
schnackt hät? Vader is doch og wichti, wenn dat um 
uns Nedderdüütsch geiht. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Minister Hans Wiesen (Schleswig-Holstein): Leve 
Herr Koppelin, wi geiht do bi de Gliekstellung in de 
Spraak al so wiet: Wenn ick als Burerminister mal dat 
Word „de Strohballen" nimm, denn seeg ick glieks 
doto „de Strohballerina", dat dat son bitten uutwogen 
is. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 
Denn hebbt wi nokieken in Schleswig-Holstein. Un 

ick freu mi — de Wolfgang Börnsen het dat al 
erwähnt —, dat wi all de 35 Punkte, die erfüllt wärn 
mööt för de Charta, Afdeelung III, in Schleswig-
Holstein tosammen hebbt. Dat heißt, bi us kann dat 
losgoon. Ick bet de Bundsregierung ganz hartlich, 
denn den Wech ook fritomoaken. Dat wär ganz goot 
so. 

„An Anfang weer dat Word." Dat steit ja all bi 
Johannis, Kap. een, Vers een. Un dit Word, dat weer ja 
mit Sicherheit nich nur in Hochdüütsch gsprooken, 
sondern ook in Plattdüütsch oder Sorbisch oder 
Freesch oder Dänisch. Un de Herr dor booben de het 
dat wiss annahmen. Un worum schöllt wi dat up de 
Erde nich? Denn mookt wi dat ook. Wi mögen unsere 
Landslüüd versikkern: Jüm könnt in jüms Tung in 
jams Ort us verklikkern, worum dat geihn soll. Dat will 
wi versickern. Mi dücht, dat is en goot Möchlichkeit, 
nu disse Tosammenarbeit ook ton Erfolch to brin-
gen. 

Vi ville vaere Dem yderst taknemmelig. — Dat weer 
Dänisch und hett: Wir wären Ihnen sehr dankbar. 

Wees sü gödj än dou dat for Us. — Dat weer Freesch 
un hett: Bitte, tun Sie uns diesen Gefallen. 

Ick dörf vellicht in disse Tosammenhang erinnern 
an dat Kopenhagener Protokoll, an die alte Landessat-
zung von Schleswig-Holstein — beide Dokumente aus 
dem Jahr 1949 —, an die Bonn/Kopenhagener Erklä-
rung von 1955, nach denen bei uns im Grenzgebiet die 
Minderheitenfragen — das sagen viele, glaube ich, zu 
Recht — vorbildlich gelöst worden sind, auch ein-
schließlich des Rechts auf die eigene Sprache, ob es 
Dänisch oder Friesisch oder Deutsch oder Plattdeutsch 
ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Das ist eine gute Grundlage zum Zusammenleben. 
Dat sali ook so blieven. Dat sall de dänischen un 
düütschspraakigen Lüüd gliekermaßen frommen. 

Uns Freesen ahne Westküst — binnen- und buten-
lands — pleegt 'ne ole Traditschon; dat sund mannig, 
Wolfgang Börnsen, tein-, fofteinduusend Minschen. In 
de Ssentrum disser Traditschon steiht de Spraak. En 
olen Küssenschützer as ick, de weet: We nich will 
dieken, de mutt wieken. — Oversett in disse Saak heet 
dat vellicht: Tomindsten chartamäßig in Afdeelung III 
affedern, dat Freesche ook. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann geef dat vellicht ook son bitten sanftere 
Strietkultur in de Bundestag, Herr Präsident, wenn da 
öfter maal ne plattdüütsche Diskussion maakt ward. 

In min Brotberuf as Buernminister mit Tooständig-
keiten för de Verbruukers, de Forsten un de Fischerie 
warr ick dag för dag op Platt anschreeben, ansproo-
ken, midunder ook ansprungen: fründli, vergnöögt, 
fröhli, teils ook mal begehrli, in goode wi in harte 
Tiden. 

Wat wöer dat schoin, dücht mi as Buernminister, 
wenn de ganzen komplizierten Regelungen von der 
EG un ook von de Bundesregierung op Platt översett 
warm schullen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Dann gung dat riddig schoin liek un nich so kringelig 
dorto, dann kunn man dat ook beter verstohn. Dat 
wöer fiep so. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Anfangen in Kiel 
domit!) 

— Wi moakt ja nich so 'n kringeligen Krom. 

Bilöftig: Da harr ick vergangene Week so 'n lütt 
'Problem mit dem fröheren Kolleg Karl Eigen. Dat weer 
en ganz eegenortig Problem. Dat weer eegenortiger-
weise op hochdüütsch. Deswegen ist dat schiefgohn. 
Nu hett he avers mehr Tid. He is nu nich mehr 
Präsident. Nu ward he vellicht af un too maal wat too 'n 
Höögen läsen, up plattdüütsch. Denn, dücht mi, geiht 
dat wedder beter. 

De Europäische Charta, Afdeelung III, mutt jeden-
falls dringli optaakelt warm  am  de kloren, de ver-
ständlichen un de fründlichen Spraaken vun de Men-
schen, de in uns' Land wohnen und leven. Un dat is 
eben dat Dänische, dat Friesische un dat Platt oder 
Neederdüütsche. Jedenfalls ut de Sicht von Schles-
wig-Holstein schull dat so warm. 
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Dann hoop wi ook, dat dat ook vun de jüngere 
Generation wedder sprooken ward, ick segg mal, egal 
ob in de School, in de Amtsstube, in de Kark — in de 
Kroog sowieso. Mi dücht, dann hebt wi wat för unser 
Lüüd doon, ook so 'n bet 'n wat för dat Hart, wat do am 
lichtesten Millen  doot, wenn de Minschen sick in ehr 
Mudderspraak unnerhollen kunnen. Denn föhlt se 
sick wohl. Dat is de wichtigste Opdrag, den wi all 
tohoop hebben. 
Ick bedank mi, dat Se so artig toohört hebbt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr die Abgeordnete Angela Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Waženy knjes 
prezident! Česćeni přitomnii! Nažel njeje w našej 
skupince žadyn zapóslanc, kiž wobknj eži tutu rjanu, 
dotal hiio nimale hodžinu slyšanu rěe hike  rjenšeje 
kónčiny Němskeje. 
Njedriwojcy toho chcu so tola wupreji ć  ke predleža-

cym Wulkim naprašowanju. 
Jedna so tu tola wo rée, we kotrej z nam spisowa ćelj o 

kae Klaus Groth, Friedrich Wilhelm Grimme a njeza-
pomnity Fritz Reuter swoje wumi łske twórby darichu. 
A rée, kotraž méješe za eas H anse najwietši wuznam, 
nic jenož ale tež jako nošer kultury. 
Meine Damen und Herren, heute wird hier im 

Bundestag plattdeutsch gesprochen. Ich habe mir 
allerdings erlaubt, Ihnen diese meine eigene Minder-
heitensprache vorzustellen. Dabei bin ich mir sicher, 
daß nur ein Bruchteil der Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages eine der Sprachen, die hier 
gesprochen wurden, vollständig versteht. 
Sollte es Usus werden, daß jedes Mitglied des 

Deutschen Bundestages in den Plenarsitzungen in 
seiner Regional- bzw. Minderheitensprache oder in 
anderen Sprachen als der üblichen Amtssprache auf-
tritt, dann werden unsere Sitzungen sicherlich farben-
froher, kurzweiliger, lebendiger, aber auch noch 
erheblich länger. 
Meine Damen und Herren, „die wahre Heimat ist 

eigentlich die Sprache", hat Wilhelm von Humboldt 
einmal geäußert. Jede Sprache verbindet Menschen 
miteinander, birgt in sich Geschichte, Traditionen und 
ist Teil der gesamten Kultur, ob in Europa oder der 
ganzen Welt. Schon allein aus diesem Grunde müßten 
jede Sprache und auch jeder Dialekt Schutz und 
möglichst breite Förderung erfahren. 
Jedes Verschwinden einer Sprache betrachte ich als 

einen Schritt auf dem Wege der kulturellen Verar-
mung der Völker. 

(Beifall im ganzen Hause) 
Natürlich können Sprachen nicht per Gesetz und 

auch nicht künstlich erhalten werden, aber ein zu 
leichtfertiger Umgang mit noch vorhandenen Spra-
chen und Dialekten beschleunigt nur ihren Verfall. 
Die seit dem Zweiten Weltkrieg geschaffenen inter-

nationalen Instrumentarien haben auf dem Gebiet der 
Menschenrechte und damit auch für nationale Min-
derheiten und Volksgruppen viel Positives gebracht. 
Wenigstens in der Theorie; denn die praktische Ver- 

wirklichung der überaus zahlreichen unverbindlichen 
Erklärungen blieb oft aus. Übrig blieben viele inter-
nationale Deklarationen. 

Die vorliegende Charta bietet erneut die Möglich-
keit, auf einem ganz bestimmten Gebiet der Men-
schenrechte einen Schritt weiter zu gehen, aber eben 
nur die Möglichkeit. Die Arbeit zur Durchsetzung 
dieser Charta liegt im Inneren eines jeden Staates, in 
der Umsetzung von Prinzipien in eine entsprechende 
Gesetzgebung und in dem Willen, Regional- und 
Minderheitensprachen nicht nur gegen Diskriminie-
rung zu verteidigen, sondern auch tatsächlich zu 
schützen und zu fördern. 

Bund und Länder sollten hier Hand in Hand wirken, 
von der ideellen bis hin zur finanziellen Förderung. 
Dabei geht es nicht nur um die sogenannten aner-
kannten Regional- und Minderheitensprachen Dä-
nisch, Sorbisch und — davon gehe ich aus — auch 
Friesisch, sondern um die gesamte Vielfalt der deut-
schen Sprache und Kultur. Es geht hier um unsere 
Geschichte und unsere Gegenwart, um unser Verhält-
nis zur kulturellen Vielfalt und zum europäischen 
Kulturleben. Ein zu engstirniges Herangehen ist in 
diesen Fragen fehl am Platze. 

Ich persönlich befürworte die Zuordnung der nie-
derdeutschen Sprache zum Teil II der Charta der 
Regional- und Minderheitensprachen, denn auch 
seriöse Sprachwissenschaftler sprechen dem Nieder-
deutschen eine besondere Stellung zu. Ich würde mir 
aber zugleich wünschen, daß Bundesregierung und 
Landesregierungen generell dem Erhalt und dem 
Schutz der Dialekte der deutschen Sprache — unge-
achtet internationaler Abkommen — größte Aufmerk-
samkeit widmen. 

Zum Abschluß noch eine Bemerkung. Bisher hat 
— wie in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage festgestellt wird — noch kein Unter-
zeichnerstaat diese Charta ratifiziert. Ich hoffe, dies 
möge kein Grund für die Bundesregierung sein, die 
Ratifizierung in Deutschland unnötig lange hinauszu-
zögern. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste, der SPD und 
der F.D.P.) 

Vieles muß zwar gründlich vorbereitet und in natio-
nale Gesetzgebung transformiert werden; aber ich 
glaube, es stände der Bundesregierung gut zu 
Gesicht, wenigstens in diesem Fall als leuchtendes 
Vorbild voranzugehen und sehr bald den Ratifizie-
rungsprozeß in die Wege zu leiten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste, der SPD, 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 

bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Klaus-Dieter Feige das 
Wort. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wenn ich meinen Redebeitrag jetzt nicht 
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in unserer so wohlklingenden niederdeutschen Spra-
che halte, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Oh, wie schade!) 

so werten Sie das bitte nicht als Mißachtung dieser 
Debatte. Aber es ist nichts schlimmer, als wenn einer 
so tut, als ob er es kann und das gar nicht 
beherrscht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 

SPD und der F.D.P.) 

Ich sehe meine Unfähigkeit in diesem Sinne sogar 
ausdrücklich als ein Argument dafür, dem Anliegen 
der 90 Abgeordneten des Bundestages zu entspre-
chen und die plattdeutsche Sprache in den Teil III der 
„Europäischen Charta der Regional- und Minderhei-
tensprachen" zu übernehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

In der ehemaligen DDR gab es nur unzureichende 
Möglichkeiten, die niederdeutsche Sprache aktiv zu 
erlernen. Diese Chance hatten aber offensichtlich 
auch in den alten Bundesländern nur wenige jüngere 
Menschen. Und nur weil mich die Neugier trieb, die 
Menschen im Norden Deutschlands zu begreifen, die 
schon vor der DDR-Gründung bei uns gelebt haben 
und wußten, wie es früher einmal bei uns war, bin ich 
heute zumindest in der Lage, die niederdeutsche 
Sprache wenigstens weitgehend in Wort und Schrift 
zu verstehen. So ist das Anliegen, bedrohte Sprachen 
vor dem Aussterben zu bewahren, für mich nicht 
weniger als das Bewahren von Geschichte, gemeinsa-
mer Geschichte eines zusammengehörenden Nord-
deutschlands. 

Vielleicht liegen hier auch die Ursachen für die 
weitgehende „offizielle" Vernachlässigung dieses 
Kulturgutes durch die ehemalige Staatsführung in der 
DDR; diese Erinnerung paßte nicht gut zur deutsch-
deutschen Zweistaatlichkeit. Andererseits hatte man 
sich wohl auch im vorwendlichen Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein irgendwie damit abgefunden, daß 
es zwei niederdeutsche Regionen gibt — aber heute 
einmal Schwamm darüber! Wichtig ist in diesem 
Sinne wohl nur, daß sich aus zwei unterkritischen 
Massen endlich wieder ein gemeinsamer Sprachraum 
herausgebildet hat, in dem die Chance besteht, den 
Untergang einer der bedeutendsten mitteleuropäi-
schen Sprachen zu verhindern. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der F.D.P. 

und der PDS/Linke Liste) 

Aber weit ab davon sind wir wahrlich nicht mehr. 

Es stimmt, die Umsetzung der Charta kostet auch 
Geld. Das kostet die Korrektur von Fehlern in der 
Vergangenheit immer. Doch wenn wir nicht Voll-
strecker dieser historischen Fehler sein wollen, dann 
gehört die niederdeutsche Sprache ohne Wenn und 
Aber in die Gruppe von Regionalsprachen des Tei-
les III der Europäischen Charta. Andernfalls verdrän-
gen wir ein wichtiges Kapitel norddeutscher 
Geschichte aus dem Bewußtsein der Bevölkerung. 

In Mecklenburg-Vorpommern ist das Plattdeutsche 
heute vor allem noch bei den älteren Menschen in der 
Landwirtschaft lebendig geblieben. Auch bei den 
Fischern und Werftarbeitern an der Küste ist Platt 
gebräuchlich. Gerade von den Werftarbeitern in War-
nemünde habe ich gelernt, daß Niederdeutsch auch 
sehr viel mit Demokratie zu tun hat. Und ich glaube, 
manch einer von ihnen hat im Herbst 1989 auch an die 
Worte Fritz Reuters nach durchstandener Festun-
gshaft aus „Ut mine Festungstid" gedacht: 

Äwer Du büst fri! Du kannst Bahn, wohen Du 
willst! De Welt steiht Di apen! — Jä, äwer wecke 
Weg is de rechte? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der F.D.P.) 

Ich glaube, dieses Bewußtsein war in den Köpfen der 
Menschen wichtig, um sich in Norddeutschland die 
Demokratie zurückzuholen. 

Aber, meine Damen und Herren, das Niederdeut-
sche leistet auch einen guten Beitrag zur Überwin-
dung von Politikverdrossenheit. Ich entdeckte in 
einem Gedicht von Rudolf Tarnow einen interessan-
ten Beitrag. Tarnow, der 1867 in meiner Geburtsstadt 
Parchim — oder, wie man bei uns sagt, Pütt — zur Welt 
kam, kommentierte den damaligen Reichstagswahl-
kampf mit folgenden Worten: 

Dor rädte körtens einer mal 
In Klütz ok tau de Reichsdagwahl 
Un jedwerein von nah un fiern 
Güng hen, de Räd sick antauhürn. 

Das waren noch Zeiten, meine Damen und Herren: 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der F.D.P. sowie bei Abgeordneten der 

SPD und der PDS/Linke Liste) 

Stellen Sie sich vor, es ist Wahlkampf, Sie reden 
plattdeutsch, und alle kommen hin. Spätestens jetzt 
müßte auch dem letzen Kollegen in unserem Plenum 
hier klar sein: Ein Europa der Regionen ohne die 
niederdeutsche Sprache ist mit uns nicht zu 
machen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit — und 
tschüß. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Heinz-Günter Barg-
frede. 

Heinz-Günter Bargfrede (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Leve Froonslüüd! Leve Mannslüüd! Ick bin de 
letzte Redner 

(Widerspruch bei der SPD) 

— kummt noch eener? Oh, Entschuldigung — un kann 
faststellen: Wi sünd us hier vendag all tohoop ennich. 
Ick hey ennige Passagen eben so mitkregen. En 
Utenstehende kuhn den Endruck hämm, dat is hier 
mehr en Schovernack und dat wör nich iernst gement. 
Ick mein, disse Indruck dröff nich entstohn. Mit de 
Charta is us dat iernst. Deshalb will ick ook ruhig 
ennige Sätze hier in hoochdüütsch seggen. 
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Weshalb setzen wir uns eigentlich über alle Partei-
grenzen hinweg für die Förderung der plattdeutschen 
Sprache ein? Ich meine, jeder von uns tut das, weil er 
ganz persönlich empfindet, Plattdeutsch ist für ihn ein 
Stück Heimat, und Plattdeutsch führt die Menschen 
bei uns in der Heimat zusammen. Wenn man Platt-
deutsch spricht, fühlt man sich ganz anders miteinan-
der verbunden. 

Weil Plattdeutsch verbindet und zusammenführt, 
gibt es bei uns auf dem Lande auch immer mehr 
plattdeutsche Vereine und plattdeutsche Theaterauf-
führungen. Und die plattdeutschen Theaterauffüh-
rungen sind alle bis auf den letzten Platz besetzt. 

Weil Plattdeutsch zusammenführt und verbindet, 
gibt es bei uns auch immer mehr plattdeutsche Got-
tesdienste. Es gibt eine Arbeitsgemeinschaft platt-
deutschsprechender Pastoren. Es gibt ein plattdeut-
sches Liederbuch. Un de plattdeutschen Gottesdien-
ste sünd veel betet besökt bi us up'm Lande as de 
hoochdüütschen. 

Weil Plattdeutsch zusammenführt und verbindet, 
sind auch auf Plattdeutsch geführte politische Veran-
staltungen ganz anders. Da gibt es keine Spur von 
Politikverdrossenheit, sondern da wird im Geiste 
gegenseitiger Achtung und gegenseitiger Anerken-
nung diskutiert. Un wenn ick mit mienem SPD- 
Kollegen Carl Ewen schnacken do auf plattdüütsch, 
denn is dat för mi jedesmol en ganz prima Kerl. Dat is 
hi sowieso, over denn noch veel mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Weil Plattdeutsch verbindet und zusammenführt, ist 
es so großartig, daß wir jetzt nach der Wie dervereini-
gung mit Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt zwei weitere Länder haben, in denen Platt-
deutsch gesprochen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

So ist Plattdeutsch ein ganz wichtiges Stück Gemein-
samkeit im wiede rvereinigten Deutschland. 

Ich habe das ganz deutlich am 3. Oktober 1990 bei 
einer Festveranstaltung in Güstrow im Ernst-Barlach-
Theater gespürt. Da war ich als stellvertretender 
Landrat und habe die Partnerschaftsurkunden ausge-
tauscht und auch von der Arbeit unserer Freudenthal-
Gesellschaft erzählt, die jedes Jahr einen Literatur-
preis für niederdeutsche Sprache ausschreibt. 1990 
waren zum ersten Mal ganz viele Einsendungen aus 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt da-
bei. Und fast alle diese Einsendungen haben sich mit 
der Zeit der Wende befaßt, mit der friedlichen Revo-
lution. Die Freudenthal-Gesellschaft hat dann auch 
ein Buch herausgegeben „De Talglicht-Revolu-
schon", das hervorragend angekommen ist. 

Bei den Vorlesungen ist dann etwas sehr deutlich 
geworden, und das habe ich damals im Ernst-
Barlach-Theater gesagt, un dat segg ick fetz mol up 
Plattdüütsch: „Be de Vorlesungen is düütlich worm, 
dat Platt in Mecklenburg un in Güstrow ungefihr 
genau sou is wie unser Rodenborger Platt. Sou'n Platt 
wie in Güstrow verstoot wi in Rodenborg fehl beter as 
dat Platt von de Lüüd in Wilhelmshoben oder Emden, 
obwohl dat ook Nedersassen sünd." Bis dahin war das 
eine ziemlich förmliche und steife Festveranstaltung. 

Aber diese wenigen plattdeutschen Sätze haben das 
Eis gebrochen. Es gab riesigen Beifall, und dadurch 
wurde das ein richtiges Fest der Einheit. 

Deshalb ist es so wunderbar, daß wir jetzt in 
Deutschland, so z. B. in Sachsen-Anhalt und Mecklen-
burg-Vorpommern, auch Plattdeutsch sprechen. Es ist 
ein Stück Zusammengehörigkeitsgefühl in Deutsch-
land. 

Deshalb is dat so wichtig, dat ook Plattdüütsch 
schnackt ward: de Schleswig-Holsteiner mit de Meck-
lenburger und de Nedersassen mit de Sassen-Anhal-
tiner. Deshalb is dat ook wichtig, dat unsere Kinner 
Plattdüütsch schnackt, un unsere Enkel und ook 
unsere Urenkel schüllt noch Plattdüütsch schnacken. 
Und domit se dat dout, müüt wi j etz in die Charta rin, in 
den Deel III. Un daför loat us gemeinsam kämpfen. Un 
wenn wi all tohocp holt, denn schafft wi dat ook. 

Schönen Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Ulrich Janzen. 

Dr. Ulrich Janzen (SPD): Herr Präsident! Mine 
Damen und Herren! Dat letzte Wort het hüüt eich de 
Regierung, dat letzte Wort hey ick hier. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Kort vör Wihnachten hemm wi hier tosammensiäten 
un uns över de Kultur in de rügen Länder unterholn. 
Un wenn wi uns hüüt mit de plattdüütsche Sprak 
befaten, dann is dat glik to Beginn von dat nige Johr 
schon werrer een Bidrag von uns Parlament för de 
Kultur. Und dat holl ick tonächst eenmal för sehr 
wichtig. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Leider licht de Mangel totid noch dorin, dat disse 
Utspraken immer irst dann tostann kommen, wenn 
groote Anfragen stellt worm sind. Dat kann und möt in 
de Tokunft anners warm. 

Ik stamm ut Vörpommern, dat is eene Region, wo 
dat Plattdüütsche noch deep Wördeln hett. Dennoch 
hemm wie ok dor de Gefohr von eene schliekende 
Verarmung von disse Sprak. Mine Großöllem spraken 
limmer, mine Öllern noch häufig Platt. Mine Kinner 
verstahn de Sprak dorgegen bloß ingeschränkt. 
Besonners upn Lann bi uns und bi de Fischer ward de 
nederdüütsche Sprak limmer noch benutzt. Wichtig 
för dat Överlewen von dat Plattdüütsche sind bi uns 
ook de Theater. Wie hemm in Stralsund eene „platt-
düütsch Späldäl" : Dat sünd Amatöre, de as Institution 
schon över söbentig Johr existiert und limmer noch 
utverköfte Vörstellungen uptowiesen hem. 

Wägen de Wichtigkeit, de nederdüütsche Sprak as 
Kulturgaut to erhallen, mücht ick unsere Landesregie-
rung in Schwerin von hier ut upförrern, den Andrag für 
de Upnahm von de nederdüütsche Sprak in den 
Deil III von de europäische Charta besonners to 
unnerstützen un dormit uck een entspräkendes 
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Signal, dat jetzt von de Bundesregierung utgahn is, 
uptogriepen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

In allen Diskussionen över Kultur spälen immer 
werrer de Kosten eene herutragende Rull. Ick häv den 
Indruck, dat de bether zögerliche Haltung von de 
Regierungsstellen bi Bund und Länner uck werrer 
dissen Gedankenhinnergrund hätt. Deshalb hier noch 
een Vergliek: Mit väl — Engagement und uck berech-
tigt — kämpfen Naturschützer um den Erholt utstar-
bender Planten un Tiere. Uck bi uns an de Küst givt dat 
sonn Bemeugen un unsere Landesregierung unner-
stützt dat ook, sogor wenn Kosten dor sind. Dat is good 
so! 

Soll dor öber nich ook de utstarbende nederdüüt-
sche Sprak den glieken Wert hemm wie de Gesang 
von seltenen Vöögeln, de dat to schützen gelt? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Ick glöv nich, ob sich jemand firnen ward, de mi hier 
werrerspreken künnt. 

Ich dank för dat Tauhuren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, wir sind jetzt am Ende der 
Aussprache. Eine prompte Verwaltung hat dafür 
gesorgt, daß der eben angekündigte Entschließungs-
antrag inzwischen eine Drucksachennummer, näm-
lich 12/6579, hat. Ich will ihn kurz vorlesen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, Rahmen 
der Ratifizierung der europäischen Charta für 
regionale und Minderheitensprachen neben der 
beabsichtigten Benennung von Sorbisch, Dä-
nisch und Friesisch auch die niederdeutsche 
Sprache für Teil III der Charta zu nennen. 

Es wird vorgeschlagen, den Entschließungsantrag an 
den Innenausschuß zu überweisen. Ich nehme an, die 
niederdeutsche Übersetzung wird nachgeliefert. 
— Wenn das Haus damit einverstanden ist, dann darf 
ich den Überweisungsvorschlag als beschlossen fest-
stellen. 

Damit sind wir am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes. 

Ich rufe Zusatzpunkt 6 auf: 

ZP6 Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dirk Fischer (Hamburg), Renate 
Blank, Dr. Dionys Jobst, weiteren Abgeordne-
ten und der Fraktion der CDU/CSU sowie den 
Abgeordneten Ekkehard Gries, Horst F ried-
rich, Roland Kohn, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Binnenschif-
fahrtsaufgabengesetzes 

— Drucksache 12/6381 — 
(Erste Beratung 199. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (16. Ausschuß) 
— Drucksache 12/6571 — 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Carl Ewen 

Er liegt Ihnen auf Drucksachen 12/6381 und 12/6571 
vor. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kön-
nen also gleich zur Abstimmung kommen. Diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünschen, bitte ich um das Handzeichen. 
— Dagegen? — Enthaltungen? — Der Entwurf ist in 
zweiter Lesung einstimmig angenommen worden. 
Wer dem Gesetzentwurf in 

dritter Beratung 
zuzustimmen gedenkt, den bitte ich, sich vom Platz zu 
erheben. — Dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist 
der Gesetzentwurf einstimmig angenommen worden. 
Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Gruppe der PDS/Linke 
Liste 
Haltung der Bundesregierung zur Erweite-
rung der Aufgaben der Bundeswehr auf Ein-
sätze bei inneren Angelegenheiten der Bun-
desrepublik Deutschland 

Ich möchte die Aussprache eröffnen. Das Wort 
erteile ich der Abgeordneten Frau Andrea Lederer. 

Andrea Lederer (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Vor gut einem Jahr sprach 
Bundeskanzler Kohl vom „Staatsnotstand" im Zusam-
menhang mit den Zahlen asylsuchender Flüchtlinge. 
Wir haben damals gewarnt und gesagt: Wer einen 
solchen Begriff einführt, der wird auch entsprechende 
Maßnahmen treffen wollen. 
Ein Jahr später bestätigt der Vorsitzende der CDU/ 

CSU-Fraktion diese düstere Prognose. Er tritt eine 
Debatte über den Einsatz der Bundeswehr im Innern 
los und nennt als Einsatzort u. a. die Grenze im Osten, 
als Einsatzziel die militärische Bekämpfung von 
Zuwanderungen. — Ich hätte es übrigens für ange-
bracht gehalten, daß Herr Dr. Schäuble heute an 
dieser Aktuellen Stunde teilnimmt, um seine Position 
zu verteidigen. 

(Beifall des Abg. Gerd Wartenberg [Berlin] 
[SPD]) 

Vor genau dieser Logik warnte Gregor Gysi in der 
fatalen Asyldebatte vom 26. Mai des letzten Jahres. 
Ich will ihn zitieren: 

Aus der Erfahrung der DDR ergibt sich eine 
weitere Lehre, die zwingender Natur ist ... Wer 
Mauern an  den Grenzen errichtet, egal, ob sie aus 
Infrarotstrahlen oder aus Beton bestehen, der 
wird auch die Bereitschaft zum Schießen aufbrin-
gen müssen, damit solche Mauern einen Sinn 
machen. 

Genau diese Logik nimmt ihren Lauf mit der Forde-
rung Schäubles nach Militarisierung der inneren 
Sicherheit — seine Art nachzudenken, wie er es zu 
nennen beliebt. 
Herr Schäuble behauptet, keine andere Republik 

als diese hier zu wollen. Mit dem neuen Vorschlag und 
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auch mit den bereits durchgesetzten Verfassungsän-
derungen verändert er jedoch das Wesen dieser 
Republik nachhaltig, und zwar in den zentralen Fun-
damenten. Die Erfahrung zeigt: Wer l ange genug 
bohrt, der kriegt auch die dicksten Löcher ins Grund-
gesetz. Zur Durchsetzung der Notstandsverfassung 
bedurfte es einer achtjährigen Diskussion, das Asyl-
recht konnte nach sechs Jahren faktisch abgeschafft 
werden, und Auslandseinsätze der Bundeswehr dürf-
ten wohl nach einem siebenjährigen Debattenvorlauf 
bald legitimiert werden. 

Im heutigen Inte rview in der „Süddeutschen Zei-
tung" bekräftigt Herr Schäuble noch einmal mit 
Nachdruck seine Forderung — ich zitiere —: 

Das Thema wird so lange auf der Tagesordnung 
bleiben,..., bis es in dem Sinne gelöst wird, den 
ich vorgeschlagen habe. 

Machtpolitik par excellence! Ich glaube ihm, daß er 
dies vorhat. Ich kann nur hoffen, daß wir ihm eine 
seiner härtesten Niederlagen verschaffen können. 

Die Regierungskoalition springt mit dem Grundge-
setz um wie mit einer einfachen Verwaltungsanord-
nung. Die Väter und Mütter des Grundgesetzes wer-
den mit ihrem damaligen Verständnis von Demokra-
tie, von Menschen- und Grundrechten angesichts der 
Politik der Regierung heute zu Verfassungsfeinden 
abgestempelt. 

Herr Schäuble stimuliert mit solchen Forderungen 
dazu, militaristischer und autoritärer Phantasie freien 
Lauf zu lassen. Er will offenkundig die Stahlhelmfrak-
tion in den Reihen der CDU/CSU wiederbeleben. Ein 
Beispiel war schon gestern der Beitrag von Herrn 
Hornhues in der Debatte um den NATO-Gipfel, in 
dem er von den Möglichkeiten anderer Armeen im 
Einsatz gegen Plünderer schwärmte. Viele befürch-
ten, daß solche Fallbeispiele auch auf Einsätze gegen 
Demonstranten, gegen soziale Proteste in diesem 
Land ausgedehnt werden. 

Das ist nicht ganz von der H and zu weisen, zumal 
wir in der Person von Herrn Schäuble jemanden 
haben, der es nicht unterlassen kann, zum Neujahrs-
wechsel neue drastische Sozialkürzungen anzukündi-
gen. Auch ich befürchte, daß sich der Einsatz im 
Inneren nicht nur an den Grenzen betätigen wird. Das 
aber wäre keine Steigerung, es wäre eine ebensolche 
Katastrophe wie jeglicher Einsatz gegen Menschen, 
die in der Bundesrepublik Deutschland Zuflucht 
suchen. 

Herr Schäuble spricht in dem erwähnten Inte rview 
in der „Süddeutschen Zeitung" von Überlegungen, 
was man angesichts des sozialen Gefälles in Europa, 
wo es womöglich sehr rasch „zu ungeheuren Entla-
dungen" kommen könne, tun könne. Was hat Herr 
Schäuble vor? Was hat die CDU/CSU-Fraktion vor, die 
laut Herrn Schäuble keine abweichende Meinung in 
dieser Frage hat? 

Schotten dicht, Schießbefehl an der Grenze, Über-
wachung, Repression gegen Protestierende im 
Innern? 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Ihr Mauer

-

helden! Das müßt ihr gerade sagen!) 

Herr Schäuble will diese Republik, aber in einer 
zutiefst reaktionären Definition. Die Gestaltung dieser 
Republik in seinem Sinne führt zu einer komplett 
anderen staatlichen und gesellschaftlichen Ordnung, 
zu einem autoritären Staat. 
Mit dem Vorschlag von Herrn Schäuble ist ein neuer 

Stein ins Rollen gebracht. Wenn sich hier nicht alle 
unmißverständlich und ohne jegliche Einschränkung 
und Relativierung von den Absichten Herrn Schäub-
les öffentlich distanzieren, dann steht uns dieses 
Projekt ins Haus. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sie als Kollabora

-

teur des Henkers müssen uns das gerade 
sagen!)  

— Ich will Ihnen etwas sagen: Ich nenne gerade 
beispielsweise den Schießbefehl an der Grenze; das 
traf natürlich in der DDR zu. Der Unterschied ist nur 
folgender: Wir sind längst weg von solchen Ideen, und 
Sie bewegen sich gerade darauf zu. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Erwin Mar-
schewski [CDU/CSU]: Da habt ihr einen 
schönen Satz auf der Parteischule gelernt! — 
Paul  Breuer [CDU/CSU]: Jahrelang Leute 
umgebracht, und jetzt seid ihr weg davon!) 

Wer nur den geringsten Zweifel daran läßt, wer sich 
nicht unmißverständlich von solchen Überlegungen 
distanziert und wer sich nur darauf stützt, daß die 
Mehrheitsverhältnisse fehlen, nicht aber darauf, daß 
so etwas aus politischen, emanzipatorischen, morali-
schen und historischen Gründen nicht umgesetzt 
werden darf, der beteiligt sich an  der geistigen Mili-
tarisierung der Innenpolitik. 
In diesem Sinne hat sich der Bundeskanzler bereits 

mitschuldig gemacht, indem er nämlich geschwiegen 
hat. 
Ich danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Breuer, den Ausspruch „Kollaborateur des 
Henkers" weise ich als unparlamenta risch zurück. 
Ich erteile dem Abgeordneten Johannes Gerster das 

Wort. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
schon eine besondere Dreistigkeit, daß ausgerechnet 
die PDS, die letzte Nachhut des SED-Staates, an 
dessen Grenzen Menschen mit einer perfekten Todes-
maschinerie kalt abgeknallt worden sind, es wagt, 
sich hier gegen Überlegungen aufzuspielen, wie in 
einem Rechtsstaat Grenzen gegen Kriminalität, gegen 
Schlepperunwesen und menschenverachtende Men-
schenverschleppung geschaffen werden sollen. Das 
ist schon unglaublich! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Dafür fehlt Ihnen jegliche moralische Berechtigung. 
Ich mache Ihnen einen Vorschlag: Sie sollten, nach-

dem die SED die Menschen in der früheren DDR 
ausgeplündert hat und die PDS hohe Kapitalien aus 
diesen Ausbeutermethoden besitzt, einen Hilfsfonds 
für die Angehörigen der über 400 an der Grenze 
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erschossenen und umgebrachten Menschen einrich-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Schaffen Sie einen Hilfsfonds und melden Sie sich 
dann in dieser Debatte zurück, aber nicht vorher! 

(Widerspruch der Abg. Andrea Lederer 
[PDS/Linke Liste]) 

Und wenn wir gerade bei den „Freundlichkeiten" 
sind, darf ich auch in Richtung SPD etwas sagen: Ich 
finde es schon schlimm, wenn Ihr Parteivorsitzender 
Scharping die Überlegungen, ob man die Bundes-
wehr etwa zur Sicherung von Grenzen einsetzen 
sollte, mit dem Franco-Regime und dessen Methoden 
in Verbindung bringt. Ist Ihnen eigentlich bewußt, 
daß, nachdem in fast allen Rechtsstaaten, in Großbri-
tannien, in den USA, in Östereich, in Holland, in 
Frankreich, die Armee natürlich zur Sicherung der 
inneren Sicherheit und Ordnung bei Katastrophen 
und anderen Dingen eingesetzt werden kann, 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Das ist 
genau der Punkt!) 

nachdem die Gendarme rie in Frankreich, die Carabi-
nieri in Italien sogar Teil der Armee sind, 

(Widerspruch bei der SPD) 

mit einem Bild wie „Franco-Methoden" alle westli-
chen Staaten beleidigt werden, daß Sie die Armeen 
von Großbritannien, Italien, Frankreich beleidigen? 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD) 

— Sagen Sie das einmal Ihrem Herrn Scharping! Ist 
Ihnen eigentlich bewußt, daß Sie auch die Bundes-
wehr beleidigen, wenn Sie die Bundeswehr mit der 
Armee Spaniens zu Franco-Zeiten gleichsetzen? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Nicht die Armee, 
sondern die, die sich so äußern!) 

Ich muß schon sagen, das war ein außenpolitischer 
Ausrutscher Ihres Parteivorsitzenden. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Konzen -
trieren Sie sich auf den Beitrag Ihres Frak

-

tionsvorsitzenden!) 

Wenn er sich auf internationalem Parkett bewegen 
soll, Vorsicht in bezug auf die Beleidigung befreunde-
ter Staaten und ihrer Armeen! Halten Sie sich zurück! 
Das war kein guter Start. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. — Widerspruch bei der 
SPD) 

Meine Damen, meine Herren, es gibt neue Pro-
bleme, die wir lösen müssen. Wir müssen uns vor allen 
Dingen an unseren östlichen Grenzen mit folgenden 
Dingen auseinandersetzen: erstens mit der nach wie 
vor erfolgenden illegalen Zuwanderung von Men-
schen aus wirtschaftlichen Gründen, zweitens mit der 
Bekämpfung der Schlepper - und Schleuserkriminali-
tät und drittens mit der Bekämpfung der übrigen 
Erscheinungsformen der grenzüberschreitenden, 
häufig organisierten Kriminalität. 

Wenn man bedenkt — und bitte merken Sie sich 
das, meine Damen, meine Herren von den Sozialde-
mokraten, sehr genau —, daß es gerade die SPD- 

Länder sind, das Saarland, Bremen, Schleswig-Hol-
stein, zum Teil Niedersachsen, die die Bereitschafts-
polizei abgebaut haben, weswegen der Bundesgrenz-
schutz als Sicherheitsreserve zunehmend in den Län-
dern eingesetzt werden muß und für die Grenzsiche-
rung fehlt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört, hört!) 
dann ist es schon eine wichtige Frage, ob wir bei einer 
Bundeswehr mit 370 000 Mann nicht Wege suchen, 
um sie hilfsweise, und zwar genau mit rechtsstaatli-
chen Mitteln — das kann möglicherweise Gesetzesän-
derungen bedeuten —, einzusetzen, um Sicherheit 
herzustellen. 
Das internationale Verbrechen, die internationale 

Kriminalität, internationale Banden gefährden natür-
lich ein ganzes Stück unserer Sicherheit. Da dies an 
der Gott sei Dank geöffneten Grenze zwischen Ost 
und West zu besonders gefährlichen Entwicklungen 
führt, müssen wir nach neuen Wegen suchen. 
Natürlich wollen wir den grenzüberschreitenden 

Verkehr. Das hat also nichts mit Abschottung, sondern 
nur mit Überlegungen zu tun — und es ist richtig, daß 
sie angestellt werden, und sie müssen auch weiter 
betrieben werden —, ob wir in Zukunft angesichts 
eines vorhandenen Potentials an Sicherheitskräften 
und angesichts der Tatsache, daß im Polizeibereich 
15 000 Stellen nicht besetzt sind und uns Polizei in der 
Tat fehlt, hier nicht eine Kombination möglich machen 
sollten, wie sie in den genannten Rechtsstaaten selbst-
verständlich ist — natürlich auf einer klaren rechtli-
chen Basis, natürlich mit einer klaren Aufgabenbe-
grenzung und natürlich mit einer festen Aufgabenzu-
weisung. Das heißt, Bundesgrenzschutz und bayeri-
sche Grenzpolizei würden mehr die klassischen Auf-
gaben der Polizei wahrnehmen können, wir könnten 
aber die Bundeswehr durchaus etwa zur Sicherung 
längerer Grenzabschnitte einsetzen — es ist eine 
grüne, eine offene Grenze —, um hier das zuneh-
mende Überschwappen auch sehr gefährlicher Krimi-
nalität auszuschließen. 
Meine Damen, meine Herren, meine Bitte ist, ein 

bißchen kreativ und innovativ zu denken und vor allen 
Dingen nicht demagogisch etwas zu unterstellen, was 
kein Mensch in der CDU/CSU-Fraktion will. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski [SPD]: Halten Sie sich bei Ihrem 

letzten Wort den Spiegel vor!) 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Erwin Horn. 

Erwin Horn (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich will hier nicht in die 
politischen Auseinandersetzungen eingreifen, die aus 
der rheinland -pfälzischen Lokalpolitik stammen. Ich 
denke, das Thema ist wirklich von anderer Dimension, 
als eine persönliche Rivalität vor dem Bundestag 
austragen zu wollen. 

(Beifall bei der SPD, der F.D.P. und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Paul Breuer 
[CDU/CSU]: Der Scharpingsche Ausflug war 

in die Provinzpolitik!) 
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Kein anderer Gesellschaftsbereich hat die Schwie-
rigkeiten und Verwerfungen als Folge der deutschen 
Einheit so hervorragend gemeistert wie die deutsche 
Bundeswehr. Die Integration sich ehemals feindlich 
gegenüberstehender Truppen wurde reibungslos 
vollzogen. Die Soldaten haben darüber hinaus bei der 
Reduzierung ein hohes Maß an persönlichen, berufli-
chen und familiären Opfern gebracht. Die Organisa-
tion und Neustrukturierung der Bundeswehr wurde 
von den Soldaten trotz vieler Einschnitte in den 
persönlichen und familiären Bereich mitgestaltet und 
mitgetragen. Dafür gebührt unseren Soldaten Dank 
und Anerkennung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Primat der Politik, meine Damen und Herren, ist für 
die deutsche Bundeswehr unbestritten, ja, selbstver-
ständlich. 

(Beifall des Abg. Paul Breuer [CDU/CSU]) 

Aber die Soldaten können nicht zur Manipulations-
masse der Politik degradiert werden. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — Paul 
Breuer [CDU/CSU]: Wer will das denn?) 

Was hat eigentlich Herrn Schäuble zu dieser unsin-
nigen Forderung bewogen, zumal er sich ausdrücklich 
nicht dazu äußert, an welche konkrete Krisensituation 
er denkt. 

Welche Ziele verfolgt Herr Schäuble mit seinen 
Einlassungen? Will er von der katastrophalen Finanz- 
und Sozialpolitik dieser Bundesregierung ablenken? 
Will er den Grundkonsens der demokratischen Par-
teien rein parteitaktischen Zwecken in einem Wahl-
kampfjahr opfern? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Verunsicherung 
betreiben möchte er!) 

Oder steht er in der Tradition der deutschen Rechten, 
das eigene Volk erst im Inneren zu spalten und dann 
eine Politik der Abenteuer durchzuführen? 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

— Es wird wohl noch gestattet sein, Theodor Heuss zu 
zitieren. — Oder beschreibt er nur den Zustand dieser 
Bundesregierung, die nicht fähig ist, die wirklichen 
Probleme zu lösen? Oder ist es ein weiteres Zeichen 
der totalen Konfusion dieser Regierung? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es stellt sich zum dritten die Frage: Wen will Herr 
Schäuble denn eigentlich erreichen? 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Sich 
selbst!) 

Die Liberalen wie Hans-Dietrich Genscher oder 
Justizministerin Frau Leutheusser-Schnarrenberger 
haben unmißverständlich nein zu diesen Plänen 
gesagt. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Er will die 
Reps beeindrucken!) 

Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft, das CDU- 
Mitglied Lutz, widersetzt sich solchen Plänen ent-
schieden. Nicht minder eindeutig ist die Absage des 
eigentlich zuständigen Ministers der Verteidigung, 

Volker Rühe, gegenüber solchen Forderungen. Ich 
bin ihm in dieser Hinsicht ausgesprochen dankbar. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Wer die Bundeswehr im Innern einsetzen will, der 

will eine andere Republik und auch eine andere 
Bundeswehr. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Quatsch!) 
Da hat er unsere Gegnerschaft. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Man kann nicht glaubwürdig den Bürgern ständig 
Verfassungsloyalität abfordern, aber als verantwortli-
cher Politiker unser Grundgesetz wie einen Abreißka-
lender behandeln. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Bundeswehr, im demokratischen Geist geformt, 
von Christdemokraten, von Freidemokraten und nicht 
zuletzt auch von Sozialdemokraten wie Fritz Erler, 
Helmut Schmidt und Georg Leber, hat die Prinzipien 
der rechtlichen Bindung an unseren Staat, der Wah-
rung der verfassungsmäßigen Grundsätze und der 
Inneren Führung zu ihrer Identität gemacht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, geben 
Sie dieser Bundeswehr endlich eine neue Definition 
des notwendigen Auftrags, und haspeln Sie hier nicht 
über die Grenzen des Zulässigen hinaus! Der Staats-
bürger in Uniform — das ist die Identität der Bundes-
wehr, die sie bisher hatte —, der dem Staatsbürger in 
Zivil vorurteilslos begegnete, soll auch künftig Leit-
bild sozialdemokratischer und, wie ich denke, 
gesamtdemokratischer Politik sein. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordenten Jürgen Koppelin das 
Wort. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, daß ich mit 
einem Zitat beginne. 

Die Bundeswehr hat eine klare Auftragslage und 
ausreichende Aufgaben: die Landesverteidigung 
und die Verteidigung des Bündnisses, zusätzlich 
das internationale Engagement. Damit ist die 
Bundeswehr voll ausgelastet. Sie wird sich auch 
in Zukunft auf diese Aufgaben konzentrieren. 
Zwischen äußerer und innerer Sicherheit, zwi-
schen Armee und Polizei sollte auch in Zukunft 
unterschieden werden. 

Dieses Zitat, das wir als freie Demokraten voll unter-
stützen, stammt von Volker Rühe und ist vom 23. De-
zember. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeorden

-

ten der CDU/CSU) 

Der Einsatz der Bundeswehr kann im Inneren bei 
Naturkatastrophen, bei schweren Unglücksfällen 
oder bei einem bewaffneten Aufstand erfolgen. Dieser 
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Einsatz erfolgt dann immer nur als Polizeikraft. So 
regelt das Artikel 87a unseres Grundgesetzes. 

Es gibt für die F.D.P. keinen Grund, über andere 
Regelungen für den Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren nachzudenken oder solche Forderungen, wie 
wir sie vorhin vom Kollegen Gerster gehört haben, 
aufzustellen. 

Wir sollten allerdings — das will ich hier auch 
sagen — dem Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU 
nicht das Recht absprechen, die Thematik eines Ein-
satzes der Bundeswehr im Inneren ansprechen zu 
dürfen. Das halte ich für legitim und für sein gutes 
Recht. Eine Zustimmung zu solchen Vorstellungen 
wird es von der F.D.P. nicht geben. 

Für uns Freie Demokraten ist es viel notwendiger, 
daß wir intensiv darüber nachdenken, wie wir die 
Polizei in den Ländern und den Bundesgrenzschutz so 
stärken, daß sie die ihnen gestellten Aufgaben wahr-
nehmen können. Die Polizei, aber auch der Bundes-
grenzschutz sind den w andelnden Verhältnissen 
unserer Zeit nicht angepaßt worden. 

Die Ausrüstung von Polizei und BGS, die Kommu-
nikationsmittel, die Arbeitszeit, die Arbeitsbedingun-
gen, zum Beispiel beim BGS als Folge der Wiederver-
einigung, aber auch die neuen Arten der Kriminalität 
haben leider bisher nicht dazu geführt, daß wir die 
Bedingungen für Polizei und BGS verbessert haben. 

Deshalb haben wir als F.D.P. Anfang September 
1993 auf unserer Klausurtagung in Nürnberg gefor-
dert, daß die Ausrüstung der Polizei und auch des BGS 
gründlich modernisiert werden muß, daß beide perso-
nell verstärkt werden und daß die Polizei auf eine 
bessere internationale Zusammenarbeit ausgerichtet 
werden muß. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Richtig!) 

Es ist auch keine Lösung, die versäumten Verbes-
serungen dadurch auszugleichen — das will ich auch 
in dieser Stelle sagen —, daß vom Innenminister 
gefordert wird, daß 465 Bundeswehrangehörige den 
BGS im Grenzeinsatz unterstützen sollen. Das ist nach 
meiner Auffassung eine Aushöhlung unserer Verfas-
sung. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sehr wahr! — Beifall 
des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wer den Einsatz der Bundeswehr auch im Inneren 
fordert, der glaubt anscheinend, er könne unseren 
Bürgern die totale Sicherheit versprechen. Das ist 
jedoch unrealistisch. Die totale Sicherheit ist auf dem 
Boden unserer Verfassung überhaupt nicht erreich-
bar. Das Thema Innere Sicherheit ist viel zu ernst, als 
daß es für populistische Vereinfachungen dienen 
sollte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die weltweite Wanderungsbewegung und der 
internationale Terrorismus werden von uns Freien 
Demokraten sehr ernst genommen. Aber die Forde-
rung, deswegen auch den Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren zu ermöglichen, geht — so meine ich — an der 
Realität vorbei. Wer solche Forderungen aufstellt, der 
muß anscheinend das Gefühl haben, daß demnächst 

die Kosaken kämen, um ihre Pferde im Rhein zu 
tränken. Davon kann wirklich nicht die Rede sein. 
Mich würde nicht überraschen, wenn von den 

gleichen Leuten 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
— Herr Kollege Breuer — auch noch der Wunsch nach 
Dienstverpflichtung käme. Das paßt doch in diesen 
Katalog. 
Im übrigen sind die Forderungen, die der CDU/ 

CSU-Fraktionsvorsitzende in seinem B rief an die 
Mitglieder seiner Fraktion aufgestellt hat, nicht neu. 
Bereits bei der Debatte zur Notstandsgesetzgebung 
kamen solche Forderungen aus den Reihen der 
Union. 
Die F.D.P. hat damals als Opposition diese Forde-

rung vehement abgelehnt. Ich darf Ihnen wirklich 
empfehlen, die Reden zum Beispiel von Hans-Dietrich 
Genscher, Walter Scheel und Wolfram Dorn zur Not-
standsgesetzgebung nachzulesen. Unsere Haltung 
war damals klar und ist auch heute klar: Die Bundes-
wehr ist für unsere äußere Sicherheit zuständig, Poli-
zei und Bundesgrenzschutz für die innere Sicherheit. 
Daran sollten wir nicht rütteln. 
Wenn jedoch die Gedanken von Herrn Schäuble 

dazu führen, daß wir uns in nächster Zeit verstärkt mit 
den Problemen und Schwierigkeiten bei BGS und 
Polizei befassen, wenn wir stärker als bisher die 
Sorgen der Bürger über Kriminalität und Mafia-
Wesen ernst nehmen, und wenn wir alle, wo immer 
wir es können, unsere Demokratie stärken, dann hat 
diese Diskussion doch noch etwas Gutes gehabt. 
Vielen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeorden

-

ten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Wolfg ang Ull-
mann. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei 
dem Vorschlag, Bundeswehreinheiten zur Abwehr 
von Massenmigrationen einzusetzen, handelt es sich 
um das Verhältnis von Innen- und Außenpolitik. Ich 
will mit einer Feststellung zur Außenpolitik begin-
nen. 
Der Tatbestand ist klar: Die öffentliche Bemerkung 

von Präsident Walesa, keine Macht zu haben, den 
Durchmarsch von Flüchtlingsmassen durch Polen in 
unser Land hindern zu können, signalisiert das Schei-
tern jener Politik der Ersetzung des Asylrechts durch 
ein staatliches Abschieberecht. Damit ist nun alles 
eingetreten, was von den Kritikern der Drittstaatenre-
gelung immer vorausgesagt worden ist. 
Mehrere Urteile dokumentieren ihre verfassungs-

rechtliche Bedenklichkeit; zwischen Frankreich und 
Deutschland kam es zu Fällen des von der Genfer 
Konvention verbotenen Hinundherschiebens. Wer 
einmal einer Abschiebehaftanstalt einen Besuch 
abgestattet hat — was ich sehr empfehle —, dem wird 
die rechtsstaatliche Bedenklichkeit des ganzen Ver-
fahrens und des von ihm teilweise bis zum Unerträg- 
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lichen verschärften Elends hilfloser Flüchtlinge bis zur 
Schmerzgrenze demonstriert. Und nun hat Präsident 
Walesa es unumwunden ausgesprochen: Das Migra-
tionsproblem wird sich trotz solcher Manipulationen 
im Grundrechtsbereich eher verschärfen. 

Damit bin ich beim Verfassungsaspekt des vorge-
schlagenen Truppeneinsatzes. Keineswegs trifft die 
Behauptung zu, es gebe im Grundgesetz keine aus-
drückliche Regelung dieser Frage. Insofern, Herr 
Gerster, lief Ihre Polemik vorhin vollkommen leer. Sie 
hätten auch noch die deutsche Lage anführen können. 
Sie ist ja geregelt. 

In Art. 87a Abs. 4 sind Bedingungen und Inhalt des 
Bundeswehreinsatzes in der von Art. 87a Abs. 2 
geforderten Ausdrücklichkeit festgelegt, und zwar in 
der Ausdrücklichkeit für den inneren Einsatz. Es 
müssen in diesem Fall gegeben sein: die Unfähigkeit 
eines Bundeslandes, mit der eingetretenen Gefähr-
dung allein fertig zu werden, Polizei und Bundes-
grenzschutz reichen zur Hilfe nicht aus. Dann kann 
die Bundeswehr beim Schutz von zivilen Objekten 
und bei der Bekämpfung organisierter und militärisch 
bewaffneter Aufständischer eingesetzt werden. 

Daß Flüchtlinge keine organisierten und militärisch 
bewaffneten Aufständischen sind, braucht wohl nicht 
eigens dargetan zu werden. Nun wird argumentiert, 
gerade deswegen bedürfe es ja der Grundgesetzän-
derung. Aber wie soll diese denn nun eigentlich 
lauten? Soll sie eben jene abenteuerliche Gleichset-
zung von Flüchtlingen und Aufständischen vollzie-
hen, oder soll sie Massenfluchten als Verteidigungs-
fall im Sinne von Art. 115 a deklarieren? 

Das Grundgesetz sieht aber eine ganz andere 
Offenheit für Änderungen des traditionellen Verhält-
nisses von Außen- und Innenpolitik vor, nämlich in 
dem in Art. 24 beschriebenen System kollektiver 
Sicherheit, einer friedlichen und dauerhaften Ord-
nung in Europa. In diese Richtung blickt das Grund-
gesetz dieses Landes. Zu den grundgesetzwidrigen 
Konsequenzen Schäubles aber muß man kommen, 
wenn man in den Bereich des Art. 1 Abs. 2 so eingreift, 
wie es der neue Art. 16a eben getan hat. 

Begründung des ganzen Vorstoßes aber ist die 
Schwierigkeit, zwischen Außen- und Innenpolitik zu 
scheiden. Mag es um sie bestellt sein wie auch immer 
— klar ist doch, meine Damen und Herren, daß eine 
Politik, die die Kraft zu solcher Scheidung nicht mehr 
hat, ihren Bankrott angemeldet hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn genau diese Scheidung ist der Existenzsinn 
des Staates, der seinen Bürgern und Bürgerinnen ein 
Innen zu bewahren hat, in dem sie f riedlich miteinan-
der leben können. 

Ein Mitglied der Sejm-Delegation der Republik 
Polen, die uns die Ehre eines Besuchs gegeben hat, 
sagte uns gestern, mit Bitterkeit habe sie im Deut-
schen Bundestag von dieser Tribüne aus die heutige 
Stimme eines Europa gehört, dessentwegen Solidar-
nosc einst sich habe in Kerker werfen lassen. Wie 
anders als mit Bitterkeit soll man es anhören, wenn in  

einer der großen demokratischen Parteien öffentlich 
über eine Jaruzelski-Politik philosophiert wird? 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Unfug!) 

Was die Bundesrepublik und ihre Nachbarvölker 
brauchen, das sind nicht Politiker, die nach berüchtig-
ten Vorbildern ihre Souveränität durch die Ausrufung 
von Ausnahmezuständen zu definieren versuchen. Es 
sind vielmehr solche, die mit allen Gutwilligen an 

 einer europäischen Lösung des Migrationsproblems 
zu arbeiten fähig und willig sind und die aus den 
deutschen Ereignissen seit 1989 vor allem eines 
gelernt haben: Gegen das b risante Ausmaß von 
Ungleichheiten hilft auch in Europa nur das, was in 
Deutschland 1990 angewandt werden mußte — die 
schnellstmögliche Vereinigung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine herausra

-

gende Rede! — Johannes Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Prost! — Beifall bei der SPD — 
Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Ihr 
habt aber lange gebraucht, bis ihr wachge

-

worden seid!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Bundesminister Friedrich Bohl. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
weiß eigentlich gar nicht, ob eine Stellungnahme der 
Bundesregierung gewünscht wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch! — Gerd 
Wartenberg [Berlin] [SPD]: Die Bundesregie

-

rung kann nach Hause gehen! — Dr. Uwe 
Küster [SPD]: In der Formulierung zur Aktu

-

ellen Stunde steht es doch ganz klar!) 

Wir kennen das Ritual: Es werden die Aktuellen 
Stunden so formuliert, damit sie vor der Geschäftsord-
nung Bestand haben. Insofern muß dann die Regie-
rung wohl reden, aber es ist mehr der öffentliche 
Schlagabtausch gewünscht. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wir wünschen eine 
klare Haltung der Regierung!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung hat 
sich mit den Diskussionen, die heute hier eine Rolle 
spielen, bisher noch nicht befaßt. Ich möchte aber 
doch folgendes sagen: Es berührt einen, glaube ich, 
schon merkwürdig, daß, wenn jemand wie Wolfg ang 
Schäuble, der lange Jahre ein hervorragender Innen-
minister war, 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja das Schlimme 
daran!) 

der von den Dingen etwas versteht und dessen demo-
kratische Gesinnung, glaube ich, außerhalb jeden 
Streits ist, nach sorgfältiger Überlegung zu einem 
solchen Vorschlag kommt, man diesen dann nicht nur 
ablehnt — darüber kann man sich in der Tat unterhal-
ten —, sondern gleich mit dem großen Hammer 
kommt, das erinnere an Franco, man wolle eine 
andere Republik und was sonst hier wortgewaltige 
Auslassungen gewesen sein mögen. Ich muß sagen: 
Es ist auch eine Ursache der Politikverdrossenheit, 
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wenn eine sachliche Diskussion nicht mehr möglich 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb bin ich Herrn Kollegen Koppelin sehr dank-
bar, daß er dies auf das Gleis der sachlichen Diskus-
sion gebracht hat. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Teilweise!) 

Meine Damen und Herren, richtig ist doch, daß es in 
vielen anderen demokratischen Staaten, auch sol-
chen, die sozialistische Staats- und Regierungschefs 
haben, selbstverständlich den Einsatz der militäri-
schen Macht auch im Inneren gibt, daß dieser je nach 
der Verfassungslage zulässig ist. Wir haben es doch 
erst dieser Tage erlebt, als wir im Fernsehen bei den 
Überschwemmungen die Einsätze sehen konnten. In 
Holland war es ganz selbstverständlich, daß die dor-
tige Armee eingegriffen hat, und keiner hat sich 
darüber aufgeregt. 

(Erwin Horn [SPD]: Bei uns doch auch!) 

Das zeigt doch, daß bei entsprechenden Vorausset-
zungen ganz selbstverständlich ein Einsatz der Streit-
kräfte auch im Inneren sinnvoll ist und sein kann. 

Nun ist doch Politik, Herr Kollege Ho rn , immer 
Abwägung. So ist auch hier eine Abwägung vorzu-
nehmen. Sie mögen diese Abwägung so vornehmen 
und solche Antworten geben, wie Sie das heute hier 
getan haben. Aber wir können doch nicht leugnen, 
daß es in Europa grundsätzliche epochale Verände-
rungen gegeben hat. Wir können doch nicht auf der 
einen Seite verlangen, daß alles in unserem Land, in 
unserer Gesellschaft auf den Prüfstand muß und neu 
gedacht werden muß, und auf der anderen Seite im 
politischen Bereich alles wie gestern handhaben und 
immer so weitermachen. Warum sind nicht auch wir 
bereit, neu nachzudenken, Dinge auf den Prüfstand zu 
stellen? Zumindest die Diskussion darüber muß doch 
zulässig sein und darf nicht stigmatisiert werden, wie 
Sie das hier tun. 

Deshalb, glaube ich, sollte man noch einmal darauf 
hinweisen: Es gibt schon heute, sicherlich im Wege 
der Amtshilfe und im Rahmen unseres Grundgeset-
zes, die Beteiligung von Bundeswehrangehörigen 
z. B. bei der Unterbringung von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern, die personelle Unterstützung der 
Gauck-Behörde in Berlin. Es gab in den neuen Bun-
desländern Unterstützung durch die Bundeswehr bei 
Landvermessungen. 

Also: Auf rechtlich korrekte Weise sind Bundes-
wehrangehörige in den notwendigen Prozeß, den wir 
hier zu konstatieren haben, einbezogen worden. Nun 
frage ich Sie: Wissen Sie eigentlich — Kollege War-
tenberg weiß es mit Sicherheit —, daß wir angesichts 
der Flüchtlingsbewegungen an den Grenzen heute 
die sogenannte Wärmebildtechnik einsetzen? Der 
Einsatz der Wärmebildtechnik besagt 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Was hat 
das mit der Sache zu tun?) 

— nun hören Sie doch erst einmal zu! —, daß wir den 
illegalen Grenzübergang halt nicht mit den herkömm-
lichen polizeilichen Mitteln verhindern können, 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Dann 
rüsten Sie die Polizei doch damit aus!) 

sondern diese Technik zusätzlich benötigen. Sie wis-
sen es schon: Bis zu 80 % der Aufgriffe werden durch 
die Wärmebildtechnik ermöglicht. 

Meine Damen und Herren, das zeigt doch, daß wir 
schon heutzutage nicht mehr in der Lage sind, dies nur 
durch Bundesgrenzschutzangehörige zu bewerkstel-
ligen, sondern daß wir heute schon, damit die entspre-
chende Bedienung dieser komplizierten technischen 
Geräte erfolgt, Angehörige der Bundeswehr einset-
zen.  

(Zuruf der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS/Linke 
Liste]) 

—Dann müssen Sie sich einmal informieren. Informie-
ren Sie sich bitte einmal, dann werden Sie das 
feststellen. 

Nun wird zwischen dem Innenministerium und dem 
Verteidigungsministerium die Frage geprüft, ob und 
unter welchen Voraussetzungen das möglich ist. Es 
sind sogar Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt 
worden. Das zeigt doch, daß wir uns hier auf neuen 
Pfaden bewegen. Weil das so ist, wird auch diese 
Frage zu prüfen sein. Zumindest die ersten demosko-
pischen Umfragen — damit Sie auch das zur Kenntnis 
nehmen — zeigen, daß die Vorschläge des Kollegen 
Schäuble eine Mehrheit in der Bevölkerung finden. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die Mehrheit der Bevölkerung hat sich dazu positiv 
geäußert. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Kommen Sie doch 
einmal in meinen Wahlkreis! Dann kann ich 

Ihnen etwas anderes zeigen!) 

— Sehen Sie sich die Umfragen an! Die demoskopi-
schen Umfragen bestätigen das. 

Wir wollen hier doch nicht die üblichen Reflexe und 
Rituale abwickeln. Wir müssen diese Frage sorgfältig 
prüfen. Ich gehe davon aus, daß diese Frage auch 
innerhalb der Koalition diskutiert wird. Die F.D.P. hat 
ihre Position klargelegt. Wie das in einer Koalition 
üblich ist, wird sich die Koalition in ihrer Gesamtheit 
gewiß eine Meinung dazu bilden. Die Bundesregie-
rung wird diesen Diskussionsprozeß sicherlich beglei-
ten. Die Koalition und die Bundesregierung werden 
auch in dieser Frage eine deckungsgleiche Politik 
vertreten. 

Meine Damen und Herren, ich jedenfalls bin der 
Meinung, daß sich unsere Bundeswehr und ihre 
Angehörigen gerade bei Notlagen im Innern in beson-
derer Weise engagiert haben 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Das ist 
doch gar nicht strittig!) 

und daß der Dienst der Bundeswehrangehörigen sehr 
verdienstvoll ist. Er ist auch in der Bevölkerung 
anerkannt. Ich möchte namens der Bundesregierung 
allen Bundeswehrangehörigen für ihren großartigen 
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Einsatz bei vielen Notlagen im Innern ganz herzlich 
danken. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Gerd  Wartenberg [Berlin] [SPD]: Das war ein 

Herumgeeiere!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr Professor Dr. Rupert Scholz. 

Dr. Rupert  Scholz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 
Debatte ist in unerfreulicher und, wie ich meine, kaum 
legitimer Form von der PDS eingeleitet worden. Die 
Debatte hat sich inzwischen, wie ich denke, zu einer 
sachlichen Auseinandersetzung um und über den 
außerordentlich wichtigen Anstoß, den Wolfgang 
Schäuble gegeben hat, entwickelt. Wir haben in der 
Tat zwei Fragen zu stellen. Wir haben zum einen die 
Frage zu stellen, was der Auftrag der Bundeswehr ist; 
er betrifft natürlich zunächst die äußere Sicherheit. 
Wir haben zum anderen die Rechtsfrage, die vor 

allem von Herrn Koppelin angesprochen worden ist, 
zu stellen. Nicht, Herr Horn, die Verfassung als 
Abreißkalender; vielmehr gilt es, die Verfassung zu 
wahren, und die wahren wir. 
Der Auftrag der Bundeswehr nach Art. 87 a des 

Grundgesetzes orientiert sich an der äußeren Sicher-
heit unseres Landes. Aber äußere Sicherheit ist ein 
Begriff, ein Tatbestand, der sich entscheidend gewan-
delt hat. Zunehmend verschwimmen die Grenzen 
zwischen äußerer und innerer Sicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das beginnt mit Terrorismus, das kann bis zu 

Formen gewaltsamer Migration gehen, und das endet 
bei ökologischen Tatbeständen. Es ist wohl kein 
Zufall: Wir haben gestern hier in diesem Hause — und 
zwar mit großer Einigkeit — den NATO-Gipfel und 
seine Aussagen diskutiert. Sehen Sie sich das Kom-
muniqué an: Ein ganz zentraler Punkt, auf dem 
NATO-Gipfel mit Recht verabschiedet und heute als 
ein Kernpunkt äußerer Sicherheit genannt, ist der 
Terrorismus. 
Meine Damen und Herren, Terrorismus ist nicht 

mehr ein innerstaatlich-polizeiliches Problem. Wir 
wissen, was Staatsterrorismus bedeutet. Das ist nur ein 
Beispiel dafür, daß wir heute nicht mehr voll zwischen 
einer formal äußeren und einer formal inneren Sicher-
heit unterscheiden können. Dem gilt es sich zu stellen. 
Verantwortliche Sicherheitspolitik heißt nämlich, 
sich an den Gefahrentatbeständen auszurichten, die 
da sind. Wenn z. B. Formen der inneren Sicherheit als 
Angriff auf unsere äußere Sicherheit instrumentiert 
werden, ist es eine logische Konsequenz, daß sich der 
Staat dem gegebenenfalls auch mit seinen Streitkräf-
ten entgegenzustellen hat. Das ist eine wesentliche 
Aussage, die Wolfgang Schäuble hier in die Diskus-
sion gebracht hat. 
Ein zweiter Punkt. Die Bundeswehr ist ein Teil der 

Bundesexekutive. Sie hat schon heute über Art. 35 des 
Grundgesetzes die Pflicht zur Amtshilfe. Das nehmen 
wir wie selbstverständlich hin, wenn es z. B. um 
Katastrophen geht. Herr Horn, Sie haben Helmut 

Schmidt zitiert. Ich erinnere an den Innensenator 
Helmut Schmidt, der in einer erstaunlichen — man 
könnte fast sagen: als Landespolitiker damals selbst-
herrlichen — Weise, im Land aber hoch gefeiert, bei 
der Hamburger Deichkatastrophe die Bundeswehr 
sozusagen unter sein Kommando gestellt hat. Das war 
rechtswidrig. Trotzdem war es in dieser Situation 
richtig. Katastrophenschutz ist ein Stück innerer 
Sicherheit, und Katastrophenschutz ist in Extremla-
gen kaum zu leisten, ohne daß wir auch auf die 
Ressourcen unserer Streitkräfte zurückgreifen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das weiß der 
Erwin ganz genau! — Erwin Horn [SPD]: Das 
sind doch keine polizeilichen Aufgaben!) 

— Das weiß er ganz genau. Es ist auch gut so, daß er es 
weiß. Aber man kann so etwas in seine Erinnerung 
zurückrufen. 

Meine Damen und Herren, die Bundeswehr hat 
natürlich — ich wiederhole es — zunächst der äußeren 
Sicherheit zu dienen. Aber wo sich äußere Sicherheit 
und innere Sicherheit zunehmend miteinander vermi-
schen, gilt selbstverständlich: A ll  diesen Fragen 
haben wir uns unvoreingenommen mit klarer Analyse 
zu stellen, natürlich auch mit klarer rechtsstaatlicher 
Eingrenzung, gegebenenfalls eines Tages über ein 
Gesetz, ein Bundeswehraufgabengesetz. Deshalb ist 
der Anstoß, den Wolfgang Schäuble gegeben hat, 
nicht nur richtig, sondern er ist notwendig. Die Hektik 
und die Hysterie, mit der Sie hier Wolfgang Schäuble 
kritisieren, zeigt nichts anderes, als daß Sie nach wie 
vor nicht bereit sind, sich verantwortlicher, sprich: 
vorausschauender Sicherheitspolitik für unser Land 
zu stellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten H ans-Peter Kemper das 
Wort. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sicher hat die Kriminalität in den 
letzten Jahren unter der Verantwortung der Regie-
rung, die wir heute haben, erheblich zugenommen. 
Noch stärker als die Kriminalität — und auch das ist 
typisch für diese Regierung — hat die Angst der 
Menschen vor Kriminalität, die Angst der Menschen 
vor Gewalt zugenommen. Diese Fakten werden von 
niemandem bestritten. 

(Erwin Horn [SPD]: Richtig!) 

Unbestritten ist auch, daß dieser Anstieg der Krimi-
nalität und der Anstieg dieser Gewalt mit Tätern und 
Tätergruppen zusammenhängen, die sich illegal in 
der Bundesrepublik aufhalten und die illegal in die 
Bundesrepublik eingereist sind. Es ist völlig klar, daß 
wir hier etwas tun müssen, z. B. durch die Überwa-
chung bestimmter Grenzen, daß wir auf diese verän-
derten Bedingungen im Sicherheitsbereich reagieren 
müssen. Hierzu gehört aber nicht das von Ihnen 
angezettelte Law-and-order-Geschrei. Hierzu gehört 
auch nicht diese hektische Betriebsamkeit. Hier müs-
sen Maßnahmen ergriffen werden, die vorher auf ihre 
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Wirksamkeit und vor allem auf ihre Rechtsstaatlich-
keit hin überprüft worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein völlig unakzeptabler Beitrag ist der Einsatz der 
Wärmebildgeräte durch Angehörige der Bundes-
wehr. Hier soll durch die Hintertür der Gerätebeschaf-
fung der Boden für den Einsatz der Bundeswehr im 
Bereich der inneren Sicherheit bereitet werden. Hier 
werden in unzulässiger Weise die Aufgaben der 
inneren und der äußeren Sicherheit vermischt. Dies ist 
für die SPD nicht hinnehmbar, und die SPD wird hier 
vom BGS und von den Berufsvertretungen der Polizei 
nachdrücklich unterstützt. 

Grenzschutz ist eine polizeiliche Aufgabe und 
obliegt nach dem BGS-Gesetz eindeutig dem Bundes-
grenzschutz. Der Einsatz von Soldaten zu diesem 
Zweck ist mit unserer Verfassung nicht in Einklang zu 
bringen. Hierbei ist es völlig unerheblich, ob diese 
Soldaten im Abordnungswege oder aber im Wege der 
Amtshilfe tätig werden. Fakt bleibt, polizeiliche Auf-
gaben müssen von der Polizei wahrgenommen wer-
den und nicht von der Bundeswehr. 

Nun kenne ich ja die Argumente, die da ins Feld 
geführt werden, z. B. die Personalnot des BGS. Aber 
dazu muß ich Ihnen sagen: Bereits heute werden 
55 Wärmebildgeräte durch Beamte des BGS betrie-
ben. Und das klappt sehr gut. Jetzt sollen 50 weitere 
Geräte eingesetzt werden, und plötzlich fehlen die 
Kräfte. 

Herr Minister Bohl, wir haben uns vor Ort diese 
Geräte natürlich angesehen, und ich bin einigerma-
ßen erstaunt, wie hoch Sie die Lernfähigkeit des BGS 
einschätzen, wenn Sie meinen, daß die den Umgang 
damit nicht innerhalb kürzester Zeit lernen können. 
Die Tätigkeit besteht darin, den Ein- und Ausschalter 
in Betrieb zu setzen und durch diesen Gucker zu 
sehen, ähnlich wie bei einem Fernglas. 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Das kön

-
nen sogar Sie, Herr Bohl! Glauben Sie es mir! 

Ich traue Ihnen das zu!) 

Und wenn man das in zwei, drei Stunden vernünftig 
übt, dann geht die Sache auch klar. 

Natürlich haben wir mit Personalnöten beim BGS zu 
kämpfen. Natürlich verlassen junge BGS-Beamte den 
Bundesgrenzschutz, um sich in anderen Verwaltungs-
zweigen umzusehen. Hier rächen sich die jahrelangen 
Versäumnisse der Bundesregierung in diesem Be-
reich. 

Nehmen Sie doch zur Kenntnis, daß zur Zeit noch 
Ausbildungslehrgänge beim BGS abgebrochen wer-
den müssen, weil das Geld fehlt, Ausbildungslehr-
gänge für junge Menschen, an deren Ende eine 
beruflich bessere Qualifizierung, die Beförderungs-
möglichkeit und eine finanzielle Besserstellung ste-
hen. 

Nehmen Sie zur Kenntnis, daß es an wichtigen 
technischen Materialien fehlt, daß es an Bekleidung 
fehlt. Und dann stellen Sie sich vor, wie die Kollegen 
und Beamten des BGS es empfinden, wenn plötzlich 
5 Millionen für den Bundeswehreinsatz aus dem Hut 
gezaubert werden können. 

Wer die Stellenpläne des BGS einmal mit denen der 
Länderpolizeien, beispielsweise mit dem Stellenplan 
in Nordrhein-Westfalen, vergleicht, braucht sich über 
Frust und Abwanderungsgelüste beim BGS nicht zu 
wundern. 

(Beifall bei der SPD) 
Bezahlen Sie die Leute vernünftig, dann bekommen 
Sie auch genug, und dann brauchen Sie nicht diese 
abstrusen Gedankenspiele mit der Bundeswehr zu 
vollziehen. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Die nordrhein

-

westfälische Polizei beschwert sich ständig! 
— Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist 
wohl das schlechteste Beispiel, das Sie nen

-

nen konnten! — Dr. Karl-Heinz Klejdzinski 
[SPD]: Nennen Sie ein besseres!) 

— Darüber können wir gern mal diskutieren. Nord

-

rhein-Westfalen hat die zweigeteilte Laufbahn. Da 
gibt es keinen mittleren Dienst bei der Polizei mehr. 
Überhaupt scheint es hier nur vordergründig um 

den Einsatz von Wärmebildgeräten zu gehen. Wer 
den jüngsten Äußerungen des CDU-Fraktionsvorsit-
zenden aufmerksam gefolgt ist, dem ist klargeworden, 
daß es hier um viel elementarere Dinge geht, nämlich 
um den Einsatz der Bundeswehr in den anderen 
Bereichen der inneren Sicherheit. 
Diese Äußerungen erinnern mich an meine Tätig-

keit, die ich ausgeübt habe, bevor ich in den Bundes-
tag eingezogen bin. Da war ich Leiter der Kriminalpo-
lizei im Münsterland. Dort hatte ich einen Kollegen 
aus der rechtskonservativen Ecke, der bei der 
Bekämpfung der Linksterroristen ständig forderte, die 
Polizei mit Maschinengewehren und Granatwerfern 
auszustatten, so als ob wir der RAF in einer offenen 
Feldschlacht gegenübertreten könnten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Kemper, Sie haben schon deutlich überzo-
gen. 

Hans-Peter Kemper (SPD): In diese Kategorie ist 
auch der Vorschlag des Herrn Schäuble einzuord-
nen. 
Schließen Sie sich dem Konzept der SPD an, dann 

sind Sie auf einem guten Weg. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Aber lassen Sie diese Gedankenspiele: Bundeswehr-
einsatz zur inneren Sicherheit. Das dient nur der 
Verunsicherung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Dr. Werner Hoyer das 
Wort. 

Dr. Werner Hoyer (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir spre-
chen heute eigentlich über ein sehr interessantes 
Thema. Dennoch bin ich über die Diskussion zu 
diesem Thema ebensowenig glücklich wie über die 
Aktuelle Stunde; denn sinnvoll erschiene mir diese 
Diskussion ebenso wie die Aktuelle Stunde dann, 
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wenn es bei diesem Thema Entscheidungsbedarf 
gäbe, aber den sehe ich auf absehbare Zeit nicht. 
Spätestens seit der Notstandsgesetzgebung in den 
60er Jahren ist Klarheit geschaffen, was den Einsatz 
der Bundeswehr im Inneren angeht. 

(Beifall bei der F.D.P. — Zurufe von der 
F.D.P.: Das wart ihr! — Das habt ihr gemacht! 

— Große Koalition!) 

Nun hat die PDS als Nachfolgerin einer Partei, für 
die die Beschränkung der Armee auf die Landesver-
teidigung niemals eine Rolle gespielt hat, vielleicht in 
dieser Frage eine besondere Kompetenz. Die DDR-
Machthaber hätten natürlich die Streitkräfte — sie 
haben es getan — ohne Bedenken gegen die eigenen 
Bürger eingesetzt. Aber die Aufgeregtheit über dieses 
Thema und die vermeintliche Sorge um die Grundfe-
ste der Rechtsstaatlichkeit und Verfassungskonf or-
mität des Handelns der Bundeswehr können nach 
meiner Auffassung deutlich zurückgewiesen wer-
den. 

Es geht nicht darum, hier Denkverbote zu kreieren. 
Völlig veränderte Umstände — so ist zu Recht gesagt 
worden — können auch neue Entscheidungen verlan-
gen. Wenn ich z. B. an  die Frage des internationalen 
Terrorismus, den es teilweise mit staatlicher Rücken-
deckung gibt, denke, dann komme ich zu dem Schluß: 
Man muß in aller Nüchternheit und Gelassenheit über 
die notwendigen Vorkehrungen sprechen. Gleich-
wohl bleibt meine Skepsis, was die Notwendigkeit 
einer Veränderung unserer Verfassungslage angeht. 
Unsere Bürger — das ist sicher richtig — wollen ihr 
Land weder nach innen noch nach außen ungeschützt 
sehen. 

Was hingegen die Hilfeleistungen der Bundeswehr 
in Katastrophenfällen angeht, bedarf es natürlich 
überhaupt keiner Veränderung. Dort leistet die Bun-
deswehr auch auf Grund der gegenwärtigen Rechts-
lage schon Vorbildliches; wir sollten das deshalb nicht 
zusammenrühren. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD — Zurufe von 
der SPD: Und nicht verwischen!) 

Ich warne davor, diese Debatte mit zwei wichtigen 
Themenkomplexen zu vermischen. Der eine hat etwas 
mit den zukünftigen Aufgaben der Bundeswehr zu 
tun. Dieses Thema müssen wir, denke ich, sehr schnell 
auf den Punkt bringen im Zusammenhang mit der 
erforderlichen Grundgesetzänderung zum Einsatz der 
Bundeswehr im Rahmen der Vereinten Nationen 
außerhalb des NATO-Vertragsgebiets. Ich hoffe, daß 
wir in dieser Frage bald zusammenkommen. Ich 
meine, in diesem Zusammenhang ist das Thema 
„mögliche Einsätze der Bundeswehr im Inneren" eher 
kontraproduktiv und im Hinblick auf diese notwen-
dige Entscheidung des Deutschen Bundestages bela-
stend. 

Im übrigen hat die Bundeswehr gegenwärtig kei-
neswegs das Problem, zuwenig Aufgaben zu haben. 
Die Angehörigen der Streitkräfte haben eher das 
Gefühl, daß die Politik ein nicht klar genug gezeich

-

netes Bild von den Aufgaben der Streitkräfte hat und 
vermittelt 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 
und daß die Bundeswehr angesichts der riesigen 
Herausforderung, die mit der Verkleinerung, der 
Umstrukturierung, der Umstationierung verbunden 
ist, mehr als genug zu tun hat. Das gilt erst recht dann, 
wenn in Zukunft zusätzliche Aufgaben außerhalb des 
NATO-Vertragsgebietes hinzukommen sollten. 
Der andere Themenkomplex berührt die Frage der 

inneren Verfassung und des Selbstverständnisses 
unserer Streitkräfte einerseits und der Verbindung 
von Bundeswehr und Gesellschaft andererseits. 
Die Bundeswehr ist in unserer Gesellschaft sehr gut 

verankert. Ihre Notwendigkeit und Leistung wird 
anerkannt, die Notwendigkeit der Wehrpflicht im 
wesentlichen übrigens auch. Ich möchte diesen Kon-
sens nicht gefährdet wissen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 
Dieser Konsens beruht nicht zuletzt darauf, daß alle 
Bürger wissen, daß sich dieser Staat bei der Wahrneh-
mung seines Gewaltmonopols im Inneren der Polizei 
bedient und nicht der Streitkräfte. 
Die erheblichen Machtmittel, die der Bürger der 

Bundeswehr in die Hand gibt, dienen der Abwehr von 
Gefahren von außen. Das ist auch im Bewußtsein und 
im Selbstbewußtsein der Soldaten der Bundeswehr 
fest verankert, nicht hingegen die Vorstellung, auch 
Ordnungsmacht nach innen zu sein. 
Hierauf vertrauen die Bürger; hierauf beruht auch 

die Zustimmung der Bürger zur Landesverteidigung, 
zur Bundeswehr und zur Wehrpflicht. Wir sollten das 
hohe Vertrauen, das die Bundeswehr bei der Bevöl-
kerung genießt — bei aller Kritik, der sie sich 
im demokratischen Gemeinwesen immer stellen 
muß —, nicht aufs Spiel setzen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne
-ten der CDU/CSU und der SPD und des Abg. 

Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Paul Breuer. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wolfgang Schäuble hat in einem 
Interview in der „Süddeutschen Zeitung" heute 
gesagt, es gehe nicht darum, neue Aufgaben für die 
Bundeswehr zu schaffen. Ich stimme dem Kollegen 
Dr. Hoyer zu, wenn er sagt: In der Tat ist das Problem 
der Bundeswehr nicht, daß sie zuwenig Aufgaben 
hätte, sondern das Problem ist, daß die politische 
Klarheit über den Auftrag der Bundeswehr — wir 
beide wissen sehr genau, woran es liegt — auf Grund 
der Blockade der SPD im Hinblick auf den Beitrag der 
Bundeswehr zum Weltfrieden, zu den Vereinten 
Nationen nicht zu erhalten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Gerd  Wartenberg [Berlin] [SPD]: Junge, das 

glaubst du doch selbst nicht!) 
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— Ich bitte Sie, Herr Kollege. Wenn m an  hört, wie der 
deutsche Bundeskanzler und auch der deutsche 
Außenminister — das will ich an dieser Stelle einmal 
sagen — bei der Tagung der NATO beim NATO- 
Gipfel — der Außenminister hat es gestern hier noch 
einmal deutlich gesagt — feststellen müssen, daß sie 
mittlerweile nicht in allen Fragen, die die NATO 
angehen, voll mitreden können, dann ist das mit der 
Würde Deutschlands und seiner Verantwortung wirk-
lich nicht mehr in Einklang zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Gerd  Wartenberg [Berlin] [SPD]: Was hat das 
mit dem Gequatsche von Schäuble zu tun?) 

Bei den Aufgaben der Bundeswehr steht die Lan-
desverteidigung an erster Stelle, eng damit in Verbin-
dung an  zweiter Stelle die Bündnisverteidigung und 
an dritter Stelle der Beitrag zum Weltfrieden im 
Rahmen der Vereinten Nationen. 

Zielsetzung ist dabei immer Schutz der Demokratie 
und der Würde des Menschen. Für uns ist es völlig 
selbstverständlich, daß wir im Hinblick auf Schutz von 
Demokratie und Würde des Menschen bei einer 
unabwägbaren außerordentlichen Gefahr von außen 
davon ausgehen, daß alle zur Verfügung stehenden 
staatlichen Kräfte mobilisiert werden, um diese 
Gefahr abzuwehren. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Aber das 
ist doch eine allgemeine Mobilmachung!) 

Dies ist verfassungsrechtlich klar geregelt. 

Genauso muß es hinsichtlich einer außerordentli-
chen unabwägbaren Gefahr im Innern möglich sein, 
darüber nachzudenken, verfassungsrechtliche Vor-
sorge dafür zu leisten, wie man bei Mobilisierung aller 
zur Verfügung stehenden Kräfte auf unabwägbare 
Gefahren im Innern reagieren kann. Das ist eine 
Frage der Gefahrenvorsorge, und Gefahrenvorsorge 
ist eine klassische Aufgabe des Staates, sowohl nach 
außen wie nach innen. 

Was deutlich wird — das ist vorhin auch durch 
einige Kollegen meiner Fraktion klar geworden—, ist, 
daß wir im Innern für eine unabwägbare Gefahr und 
die damit notwendigerweise verbundene Gefahren-
vorsorge verfassungrechtlich nicht ausreichend aus-
gestattet sind. Bei dem Denkanstoß von Wolfgang 
Schäuble geht es nicht darum, einen Anschlag auf die 
Verfassung zu unternehmen, sondern darum, den 
Anstoß zu geben, darüber nachzudenken, was dafür 
notwendig ist. Das ist die damit verbundene Zielset-
zung. Schäuble hat heute in seinem Interview in der 
„Süddeutschen Zeitung" ein Beispiel geliefert. 

Es ist völlig selbstverständlich, daß eine Aufgabe 
wie „air policing", also die Herstellung der Lufthoheit, 
heute von der Bundeswehr durchgeführt wird. Wie ist 
es denn dann, wenn ein terroristischer Angriff nicht 
klassisch-militärischer Art aus der Luft auf deutsches 
Staatsgebiet erfolgt? 

(Zuruf von der SPD: Da müssen Sie erst 
einmal schauen, welches Hoheitszeichen 

dieses Flugzeug trägt!) 

Müssen wir dann erst ein Urteil des Bundesverfas

-

sungsgerichts abwarten, um eine solche Gefahr abzu

-

wehren, oder muß dafür vorher Vorsorge getroffen 

werden, Herr Kollege? Das ist eine Frage, die wir uns 
stellen müssen. 
Ich denke, daß die Beispiele, die hier im Hinblick 

auf Gefahrenabwehr an der Grenze gebracht worden 
sind, nicht zur Diskussion geeignet sind. Ich möchte 
nicht, daß Bundeswehrsoldaten zur Gefahrenabwehr 
bei Grenzkriminalität eingesetzt werden. Da muß 
völlige Klarheit herrschen über eine Abgrenzung 
zwischen den Kräften des Bundesgrenzschutzes und 
der Bundeswehr. Ich möchte nicht, daß Dunkelmän-
ner, in welchen Uniformen auch immer, aber nicht 
klar abgegrenzt, dort irgendwelchen Dienst tun. Das 
ist Aufgabe des Grenzschutzes und nicht Aufgabe der 
Bundeswehr. 
Aber Gefahrenvorsorge nach innen für unabwäg-

bare Gefahren ist notwendig, und darüber muß nach-
gedacht werden. Das ist der Denkanstoß, den Wolf-
gang Schäuble gegeben hat. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Karl-Heinz Klejd-
zinski. 

Dr. Karl-Heinz Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Scholz 
hat gesagt, wir sollten hier keine Hysterie verbreiten. 
— Er ist leider schon weg. — Wenn gesagt wird, wir 
machten hier in Hysterie, muß ich fragen: Wer hat hier 
in Hysterie gemacht? Könnte man dies dem Herrn 
Bundesminister der Verteidigung vorwerfen? Könnte 
man  es dem Außenminister vorwerfen? Könnte man es 
dem Vorsitzenden der CSU, Finanzminister Waigel, 
vorwerfen? 
Wenn man es vor diesem Hintergrund reflektiert, 

muß man sagen, daß Herr Schäuble wahrscheinlich 
schnell etwas gedacht hat, was möglicherweise bei 
Ihnen diskutiert wird. Ich bin nicht der Meinung, daß 
er — vom Grundsatz her — einfach so etwas daherre-
det, sondern es ist wohl das Ergebnis Ihrer Überlegun-
gen, und Sie wollten diesen Luftballon jetzt starten, 
um zu sehen, wie man darauf reagiert. 
Für mich ist es schwer verständlich, daß er es heute 

in der „Süddeutschen Zeitung" noch einmal wieder-
holt hat, daß er im Wissen dessen, welche Diskussion 
in dieser Frage geführt wird, dies noch einmal bestä-
tigt hat. Er kritisiert eine „perfektionistische 
Beschränkung" der Aufgaben der Armee, die im 
Grundgesetz festgelegt ist. Dies ist der Presse am 
21. Dezember 1993 zu entnehmen gewesen. Das 
heißt, er kritisiert im Grunde genommen in dieser 
entscheidenden Frage das Grundgesetz. 
Herr Breuer, Ihre Versuche in dieser Frage mit Air 

Police haben mich ja zu einem Schmunzeln bewegt. 
Wenn Sie dieses Beispiel konsequent durchdenken, 
wissen Sie genau, daß es nicht das Problem ist, über 
das wir heute hier reden, sondern daß es ein Neben-, 
ein Randproblem ist, das in einem Proseminar für 
Examinanden sicherlich interessant ist. 
Die Bestandsaufnahme, die Herr Schäuble in vielen 

Dingen macht, ist ja gar nicht so abwegig. Darüber 
muß man natürlich nachdenken. Aber ob man so 
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nachdenken muß, wie Sie das wünschen, in dieser 
Richtung — indem Sie das nämlich vermischen —, das 
ist doch die Frage. 

Einsatz der Bundeswehr allgemein im Inneren: 
Dieses ist doch das Reizwort, das Reizthema. Norma-
lerweise denkt man: Wenn Schäuble das sagt, hat er 
sich etwas dabei gedacht. Da wir ihn kennen, da ich 
ihn kenne, weiß ich, daß er sich dabei etwas gedacht 
hat. Das ist genau das Schlimme in dieser Frage. Und 
es ist eben nicht so, wie Herr Pohl hier sehr staatsmän-
nisch erklärt hat, man dürfe ja denken, und über das, 
woran man denke, müsse man nachdenken usw. Wir 
wollen durch unseren Beitrag verhindern, daß Ihr 
Denken in ein Gesetz einfließt, daß es einmal Gesetz 
wird. 

Im Grundgesetz heißt es eindeutig: Streitkräfte 
werden zur Landesverteidigung aufgestellt. Das ist 
ganz klar und nicht zu widerlegen. Das Grundgesetz 
erlaubt bisher den Einsatz der Bundeswehr im Inneren 
ausschließlich zur Abwehr einer drohenden Gefahr 
für den Bestand oder die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung des Bundes oder eines Landes. Und 
jetzt kommt der entscheidende Satz, Herr Breuer, den 
ich Ihnen ins Stammbuch schreiben möchte: Sofern 
dafür die Kräfte von Polizei und Grenzschutz nicht 
ausreichen. 

In Art. 87 a wird dieser Einsatz weiterhin auf den 
Schutz ziviler Objekte und die Bekämpfung organi-
sierter und militärisch bewaffneter Aufständischer 
eingeschränkt Das ist ganz klar im Grundgesetz 
geregelt. Ich weiß nicht, weshalb man in dieser Frage 
eine Diskussion lostreten wi ll . 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Es gibt noch 
andere Situationen, die man sich vorstellen 

kann!) 

— Es gibt andere Situationen, die man sich vorstellen 
kann, das ist richtig. Darüber wollen wir ja auch 
nachdenken. Aber dann wird in diesen anderen 
Situationen erst einmal geprüft, was nach dem Grund-
gesetz gegenwärtig zulässig ist. In Absprache mit den 
jeweiligen Länderregierungen wird dann ein Einsatz 
der Bundeswehr erfolgen. 

Es ist doch überhaupt keine Frage, daß wir die 
Bundeswehr in Fragen des Hochwasserschutzes ein-
setzen, daß wir die Pioniere einsetzen, wenn Wald-
brände sind usw. usf. Das ist doch hier gar nicht das 
Thema, sondern es geht darum: Was haben sich die 
Väter unseres Grundgesetzes gedacht, als sie damals 
diese Formulierung wählten? 

Es wäre einfach, zu unterstellen, daß diejenigen, die 
heute darüber reden, kein Geschichtsbewußtsein 
haben. Warum ist das in das Grundgesetz hineinge-
kommen? Es ist deswegen hineingekommen, weil 
ganz bestimmte Perspektiven aus der Weimarer Zeit 
uns heute noch bewußt sind. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Welche denn? Sie 
mißtrauen doch nicht der Bundeswehr?) 

Als Lehrer sollten Sie vielleicht auch das wissen: 
Reichswehrminister Gustav Noske setzte Soldaten 
gegen streikende Arbeiter ein und befahl den 

Gebrauch der Schußwaffe. Dies macht mich — um es 
deutlich zu sagen — heute noch betroffen. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Das 
kann euch vielleicht passieren, aber nicht 

uns!)  

Insofern ist die Trennung der Aufgaben von Polizei 
und Bundeswehr eine bittere Lehre aus der national-
sozialistischen Vergangenheit und ein unverzichtba-
res Bollwerk gegen Machtmißbrauch. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Dr. Klejdzinski, Sie wissen, daß ich bei der 
Aktuellen Stunde auf den Zeitrahmen sehr zu achten 
habe. Ich bin schon sehr, sehr großzügig gewesen und 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Ihren Debattenbeitrag 
beenden könnten. 

Dr. Karl-Heinz Klejdzinski (SPD): Lassen Sie mich 
eine abschließende Bemerkung machen: Was die 
Bundeswehr für Aufgaben hat, ist im einzelnen ein-
deutig in den verteidigungspolitischen Richtlinien 
niedergelegt. Der Kollege Breuer und auch der Kol-
lege Koppelin haben teilweise darauf verwiesen. Ich 
sage noch einmal: Diese Debatte, wie sie von dem 
Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU losgetreten 
wurde, ist in keiner Weise ein Beitrag, grundsätzlich 
mehr Vertrauen in uns Politiker zu vermitteln. Es ist 
ein Beitrag zur Politikverdrossenheit. 
Ein letzter Satz: Unsere Soldaten haben diese 

Debatte in keiner Weise verdient, die Sie in einer 
unverantwortlichen Weise losgetreten haben. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Die haben das 
Mißtrauen der SPD nicht verdient!) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Meinrad Belle das 
Wort. 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Stadtrat von Schilda rauchen 
die Köpfe. Entschieden werden soll dort, ob mit den 
restlichen Haushaltsmitteln eine neue Feuerwehr-
spritze oder eine Orgel für die Stadtkirche gekauft 
wird. Heiß wogt die Diskussion hin und her. Vehement 
setzt sich der Bürgermeister für die Anschaffung einer 
neuen Feuerwehrspritze ein, aber nachts um drei 
beschließt letztendlich eine große Koalition ehrbarer, 
alteingesessener Bürger, 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Große 
Koalitionen sind immer schlecht!) 

der Anschaffung einer neuen Orgel den Vorzug zu 
geben. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das war 
ein Fehler!) 

Die neue Orgel wird beschafft. Zwei Wochen nach 
Einbau der neuen Orgel vernichtet ein Brand Rathaus 
und Stadtkirche von Schilda. Zähneknirschend steht 
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der Bürgermeister vor dem in hellen Flammen stehen-
den Rathaus 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Das hatte 
doch keine Fenster!) 

und sagt zu den umstehenden Stadträten: So, jetzt 
könnt ihr auf der neuen Orgel spielen. 

Meine Damen und Herren, an diesen Schildbürger-
streich wurde ich zwangsläufig erinnert, als ich man-
che Berichte in den Medien zu dieser Debatte zur 
Kenntnis nehmen mußte. Ich habe immer gedacht, 
daß ein Grundkonsens aller demokratischen Parteien 
darüber besteht, daß die demokratisch legitimierte 
Bundesregierung alle erforderlichen Einrichtungen 
und Regelungen benötigt, um Schaden von unserem 
Heimatland und seinen Bürgern abzuwenden. 

Nach der Wiedervereinigung und in der neuen 
Gesamtsituation in Europa und in der Welt ist es 
Aufgabe, ja Pflicht eines verantwortungsvollen Politi-
kers, darüber nachzudenken, ob die bisherigen Rege-
lungen in den verschiedensten Bereichen ausrei-
chend sind. Mögliche Schwachstellen muß er aufzei-
gen und erkannte Probleme aufdecken. Die notwen-
digen Fragen müssen ohne dogmatische Scheuklap-
pen gestellt werden. Die erforderliche Diskussion muß 
angeregt werden. Antworten wurden nicht vorwegge-
nommen. 

Meine Damen und Herren, die Reaktion bei einem 
Teil der Politiker und der Medien kann nur als 
hysterisch und scheinheilig bezeichnet werden. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Na, na!) 

„Undemokratisches Verhalten", „Anschlag auf die 
Verfassung", „Wasser auf Mühlen der Rechtsextremi-
sten", „mit Verzicht auf Gewaltenteilung Axt an eine 
der Wurzeln der freiheitlichen Demokratie legen", 
„mit dem Feuer spielen" — so lauten die Vorwürfe, die 
öffentlich erhoben wurden. 

(Dr. Wolfgang Ullmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Alles wahr!) 

Meine Damen und Herren, wo wird denn auf die 
Gewaltenteilung verzichtet? 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Oi, oi, 
oi!) 

Sind denn Staaten wie die USA, Niederlande, Belgien, 
Luxemburg, Frankreich, Großbritannien, Italien und 
Österreich undemokratisch? Haben sie keine demo-
kratische Verfassung, oder werden dort Rechtsextre-
misten unterstützt, nur weil dort Soldaten unter 
strengsten Vorgaben auch im Innern eingesetzt wer-
den können? — Diese Vorwürfe sind beleidigend; ich 
weise sie entschieden zurück. 

Meine Damen und Herren, nach unserem Verständ-
nis ist es verantwortliche Politik und sachgerecht, ja 
zwingend notwendig, zu fragen, zu hinterfragen, zu 
diskutieren und nach Abwägung aller sachgerechten 
Argumente auf dem demokratisch vorgegebenen 
Wege mehrheitlich zu entscheiden. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Da ken

-

nen Sie aber das Grundgesetz nicht!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski [SPD]: Die Interpretation des 
Grundgesetzes ist nicht eine Frage der Mehr

-

heit!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Gerd Wartenberg. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Herr Präsident! Ich denke gar nicht daran, 
mich in einer pseudofachlichen Debatte mit den 
Vorschlägen von Herrn Schäuble auseinanderzuset-
zen, und zwar aus einem einzigen Grund: Wer Wolf-
gang Schäuble kennt, weiß, er ist ein Zyniker aus 
Leidenschaft. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der CDU/CSU: Eine Unverschämtheit! 

— Eine Beleidigung!) 

Die Union hat im Moment nichts anzubieten. Also 
mußte mit ganz klarer Überlegung vor Weihnachten 
in der Lücke der politischen Diskussion irgend etwas 
auf die Tagesordnung gesetzt werden, was man 
inhaltlich-politisch überhaupt nicht zur Lösung brin-
gen wollte. Vielmehr wurde schlichtweg um der 
Diskussion willen, um einer Konfrontation willen mal 
wieder ein Versuchsballon gestartet. 

Das Schlimme daran ist, daß diese Art von Politik 
von allen, wie immer sie in der Sache dazu stehen, 
zunehmend als lästig und als unseriös angesehen 
wird. Das wird Politikverdrossenheit, ja auch Verach-
tung gegenüber Politik nur steigern. Deswegen finde 
ich das so schlimm, was der Herr Schäuble gemacht 
hat. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Pressereaktionen 
von ganz rechts bis links im Spektrum der großen 
Zeitungen war absolut negativ, auch in der konserva-
tiven Presse absolut negativ. Überall der Hinweis: Es 
zeigt wohl die Schwäche der Union, daß der Frak-
tionsvorsitzende mit so einem Pseudo-Theater anfan-
gen muß, die Öffentlichkeit abzulenken. Das reicht 
von der „Frankfurter Allgemeinen" bis sonstwohin; 
ich habe hier alle Zeitungskommentare. Es gab nicht 
einen einzigen positiven Kommentar vor Weihnach-
ten. 

Das heißt, sehr schnell haben die Leute gemerkt: Es 
geht nicht um die Sache. Es darf auch gar nicht um die 
Sache gehen! Man stelle sich vor, seine Vorschläge 
würden realisiert werden, und man würde plötzlich 
merken, daß sie in der Verbrechensbekämpfung 
natürlich gar nichts nutzen. Es ist natürlich schlicht

-

weg dummes Zeug. 

Mein Kollege Kemper hat deutlich gefragt: Wie 
stellt man sich das eigentlich vor? Die organisierte 
Kriminalität oder Terroristen werden in offener Feld-
schlacht von der Bundeswehr bekämpft? Das ist dum-
mes Zeug. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Daß wir unsere Grenzkontrollen verbessern und 
verstärken müssen, ja, das ist eine Frage des Bundes-
grenzschutzes. Dort fehlen 4 000 Leute. Bezahlen Sie 
die besser. Die Planstellen sind da. Nur, sie sind nicht 
besetzt, weil diese wichtige und gute Organisation, 
die in die Struktur unserer Verfassung ganz bewußt 
eingepaßt wurde, nicht ausreichend besetzt worden 
ist. Dann wäre das Problem, vor dem wir in der Tat 
stehen, gelöst. 

(Erwin Horn [SPD]: Richtig!) 

Aber das ist ein Problem der Regierung. Dazu muß 
sie nicht so ein Theater machen und keine solchen 
Vorschläge bringen, die natürlich die Hemmung, über 
unsere Verfassung an allen möglichen Punkten zu 
diskutieren, abbauen. Auch hier werden natürlich die 
Fronten problematischer. Denn wenn selbst ein Frak-
tionsvorsitzender einer großen Partei mal so eben über 
Verfassungsgrundsätze redet und sie in Frage stellt, 
dann werden natürlich andere Leute sehr schnell auf 
den Trichter kommen, das gleiche zu tun. 

(Erwin Horn [SPD]: Sehr gut!) 

Insgesamt eine verantwortungslose Diskussion, die 
Herr Schäuble angeregt hat! Er selbst meint sie in der 
Sache nicht ernst, sondern er macht es nur um des 
Effektes willen. Das ist etwas, was man absolut nicht 
akzeptieren kann, und deswegen lasse ich mich auch 
gar nicht auf eine Pseudo-Fachdebatte ein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Als letz-
tem  Redner in der Aktuellen Stunde erteile ich dem 
Abgeordneten Jürgen Augustinowitz das Wort. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kol-
lege Wartenberg, ich glaube, Sie sollten diese 
Debatte, die doch in weiten Bereichen sachlich 
geführt worden ist, nicht mit zu großen persönlichen 
Beleidigungen befrachten. Das hilft der Sache nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerd Warten

-

berg [Berlin] [SPD]: Entschuldigung, aber 
wenn jemand so danebenliegt! Sie wissen 
genau, was Schäuble will! — Erwin Horn 
[SPD]: Zynismus kann man doch beim 

Namen nennen!) 

Die Unterstützung der Polizei des Bundes und der 
Länder durch die Bundeswehr in ungewöhnlichen 
Situationen ist in Deutschland sicher ein sensibles 
Thema, weil die Deutschen hier einfach noch nicht 
soweit sind, es mit der Unbefangenheit zu diskutieren, 
die für andere Nationen selbstverständlich ist. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Wir haben 
ja auch eine Geschichte, eine Vergangen

-

heit!) 

Dennoch bin ich der Überzeugung, daß der Einsatz 
von Streitkräften im Innern mit der gebotenen 
Umsicht diskutiert werden muß. Wir müssen auch 
Vorsorge treffen für einen möglichen Fall X, der früher 
oder später eintreten kann. 

Wie verkrampft und paradox die Diskussion um 
Bundeswehreinsätze im Innern derzeit noch geführt 
wird, zeigt folgendes Beispiel: Als eine Hundertschaft 
des Bundesgrenzschutzes bei einem Einsatz außer-
halb ihres Standortes in einer Kaserne der Bundes-
wehr übernachtete, wurde der Bundeswehr der Vor-
wurf gemacht, wegen dieser Amtshilfe den Bundes-
grenzschutz bei einem Einsatz im Innern massiv 
unterstützt und damit gegen das Grundgesetz versto-
ßen zu haben. Dieses Beispiel zeigt, wie geradezu 
abenteuerlich dieser Vorwurf ist. 

In allen großen Demokratien — USA, Großbritan-
nien oder auch in unseren Nachbarstaaten Frank-
reich, Italien, Holland, Luxemburg — ist der Einsatz 
des Militärs auch im Innern unter bestimmten rechtli-
chen Voraussetzungen seit langem gängige Praxis. In 
Deutschland muß daher über die zu engen Fesseln des 
Art. 87 a des Grundgesetzes intensiv diskutiert wer-
den. Gleichwohl bleibt eine klare Trennung zwischen 
Polizei und Bundeswehr notwendig. Die Soldaten der 
Bundeswehr können sicher sein, daß sich ihre Aufga-
ben auch in Zukunft nicht ändern werden. 

Dem demokratischen Staat Deutschland muß der 
Einsatz der Bundeswehr, die — dem Primat der Politik 
folgend — von einer demokratisch legitimierten 
Regierung geführt und von den gewählten Volksver-
tretern kontrolliert wird, zur Abwehr von Gefahren 
von außen und von innen erlaubt sein. Der deutsche 
Staat muß mit den rechtlichen Mitteln ausgestattet 
werden, die erforderlich sind, um potentielle Gefah-
ren für seine Existenz wirksam abwehren zu kön-
nen. 

Ich bin der Überzeugung: Für derartige Fälle müs-
sen wir uns schon jetzt wappnen und nicht erst dann, 
wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Karl

-

Heinz Klejdzinski [SPD]: Das Grundgesetz 
reicht dafür aus!) 

Ich appelliere daher insbesondere an die Kollegen von 
der SPD, sich diesem Thema nicht wieder ein Jahr-
zehnt zu verweigern, wie sie es bei der Asylfrage 
getan haben. Im Kern geht es in dieser Auseinander-
setzung aber darum. Sie legt erneut offen, wie zwie-
spältig, wie erklärungsbedürftig nach wie vor die 
Haltung der SPD zu Staat und Bundeswehr ist. 

(Widerspruch bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Nicht regierungsfähig!) 

Hochwillkommen ist der Einsatz der Bundeswehr 
im Innern immer dann, wenn es um Katastrophen 
geht. Hier hat die Bundeswehr Großartiges gelei-
stet. 

(Erwin Horn [SPD]: Wir haben uns um die 
Bundeswehr verdient gemacht, als Sie noch 

nicht auf der Welt waren!) 

Das Beispiel des niederländischen Heeres ist schon 
genannt worden. Ich frage mich: Warum soll ein 
solcher Einsatz nicht auch in Deutschl and möglich 
sein? 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Ich 
schenke Ihnen noch ein Geschichtsbuch!) 

Ein weiterer denkbarer Einsatz der Bundeswehr ist 
die Unterstützung der Grenzsicherung. Ähnliches gilt 
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für den Bereich des internationalen Terrorismus. 
Oder denken Sie an polizeiliche Großlagen. Was 
machen wir denn, wenn Einsatzhundertschaften von 
Polizei und Bundesgrenzschutz nicht mehr ausrei-
chen? Über solche Bedrohungen der inneren Sicher-
heit müssen wir doch frühzeitig diskutieren. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Art. 87a 
Grundgesetz nachlesen!) 

Eine strikte Trennung von äußerer und innerer 
Sicherheit ist nicht mehr möglich. Daher sind auch die 
Begrenzungen des Aufgabenfeldes der Bundeswehr 
in der jetzigen Form überholt. 

(Erwin Horn [SPD]: Da ist aber Herr Kinkel 
anderer Auffassung, und wie ich gehört 

habe, ist er sogar Jurist!) 

Unter strengen, noch festzulegenden rechtlichen Vor-
aussetzungen muß die Bundeswehr dem Staat in 
Zukunft auch bei existentiellen Bedrohungen von 
innen zu Schutzaufgaben zur Verfügung stehen. Wel-
che Aufgaben der Bundeswehr dabei letztlich zuge-
ordnet werden, muß Gegenstand der weiteren 
Debatte sein. 

Wenn diese Diskussion von allen Beteiligten 
— auch von dem Kollegen Wartenberg — mit der 
gebotenen Sachlichkeit und ohne ideologische 

Scheuklappen geführt wird, kann ein wichtiger Bei-
trag zur Normalisierung des staatlichen Selbstver-
ständnisses Deutschlands geleistet werden. 

(Dr. Karl-Heinz Klejdzinski [SPD]: Markige 
Worte!) 

Ich fordere alle demokratischen Parteien dieses 
Hauses — bewußt die demokratischen Parteien dieses 
Hauses — auf, an  dieser Aufgabe mitzuwirken. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, wir sind damit am Ende der 
Aktuellen Stunde und gleichzeitig am Ende unserer 
Tagesordnung. 

Ich möchte nicht versäumen, die ersten Gäste am 
Tag der offenen Tür zu begrüßen. Ich hoffe, daß Sie 
interessante Eindrücke von Ihrem Besuch im Bundes-
tag und in den Nebengebäuden sowie bei den Diskus-
sionsveranstaltungen haben. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 19. Januar 1994, 13 Uhr 
ein. 

Meine Damen und Herren, die Sitzung ist geschlos-
sen. 

(Schluß der Sitzung: 13.45 Uhr) 
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Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 8 a und b 

(Gesetzentwurf Neuordnung zentraler Einrichtungen 
des Gesundheitswesens und Antrag: 

Reorganisation des Bundesgesundheitsamtes) *) 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Das vorliegende 
Gesetz ist kein Gesetz zur Neuordnung zentraler 
Einrichtungen des Gesundheitswesens, wie es recht 
nett heißt, sondern sehr wenig nett, ein Gesetz zur 
Zerschlagung des Bundesgesundheitsamtes. Eines 
Amtes, das trotz seiner geringen unmittelbaren Kom-
petenz viel für den Gesundheitsschutz der Bevölke-
rung getan hat und auf eine lange Zeitspanne hervor-
ragender Arbeit und wegweisender Anstöße zur 
Sicherung der Volksgesundheit zurückblicken kann. 

Im Zusammenhang mit dem AIDS-Blut-Skandal 
werden dem BGA grobe Versäumnisse und Mitarbei-
tern Fehlverhalten vorgeworfen, das weit über Infor-
mationsfehler hinausgeht. Deshalb sind Versäum-
nisse und Fehler des BGA auch Bestandteil der Arbeit 
des 3. Untersuchungsausschusses. Er hat den Auftrag 
zu ermitteln und Vorschläge für die Zukunft zu 
machen. Diese Arbeit hat begonnen und es wäre das 
mindeste gewesen, erste Ergebnisse des Ausschusses 
in die Beratung um Veränderungen einzubeziehen. 

Diesen Weg zu gehen, ist allerdings schwer, wenn 
man vorher im Hauruckverfahren handelt. Am 5. Ok-
tober wurde bekannt, daß bei einer Besprechung von 
BGA-Mitarbeitern mit Minister Seehofer sich nicht auf 
Anhieb klären ließ, ob Infektionen aus der Zeit nach 
dem 1. Oktober 1985 stammten. Am 6. Oktober entläßt 
er Dieter Großklaus und Manfred Steinbach in den 
vorzeitigen Ruhestand. Am 13. Oktober erklärt Mini-
ster Seehofer die Auflösung des Bundesgesundheits-
amts. Er schiebt alle Schuld auf das Amt und seine 
Mitarbeiter, um so die Fragen nach der Verantwort-
lichkeit der politischen Führung der letzten 10 Jahre 
zu umgehen. 

Auch wir sind der Auffassung, daß grundlegende 
strukturelle und organisatorische Änderungen sowie 
die Überprüfung der Aufgabenstellung seit langem 
notwendig sind. „Man wirft das Tafelsilber nicht weg, 
nur weil es angelaufen ist", wie Herr Lersner, Präsi-
dent des Umweltbundesamtes sagte. Diesem Aus-
spruch schließe ich mich voll an. Wir wollen die 
Neustrukturierung und nicht die Zerschlagung. Und 
dies aus gutem Grund: 

Gesundheit ist neben der sozialen Sicherheit das 
wichtigste Gut für die Menschen, das durch Politik 
beeinflußt wird. Diese Tatsache erfordert eine unab-
hängige Behörde, die Garanten des gesellschaftspoli-
tischen Rangs von Gesundheit ist und diese vor 
politischen und wirtschaftlichen Einflußnahmen 
schützt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf geht von dem 
Ansatz aus, die Aufgaben zu teilen und eigenständige 
Institute unter dem Dach des Gesundheitsministe-
riums und des Bundesumweltministeriums einzurich-
ten. Zur Erledigung ihrer Aufgaben werden diese 
Ämter von den zuständigen Ministe rien beauftragt. 
Dieses führt zur Zersplitterung des Wissens und  Be- 
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ratung nur noch in fachlichen Ausschnitten anstelle 
von Vernetzung des Wissens und umfassender Bera-
tung von Politik und Verbrauchern. 

Besonders deutlich wird diese Konsequenz bei der 
Regelung zur Aufgabendurchführung. 

Jedes neu zu schaffende Bundesinstitut soll im 
Rahmen seiner Zuständigkeit die Bevölkerung über 
Fragen des Patienten- und des gesundheitlichen Ver-
braucher- und Umweltschutzes aufklären. Wie soll 
dies geschehen, ohne sinnlose Überschneidungen 
hinnehmen zu müssen? 

So greift beispielsweise der Bereich der Wasserver-
schmutzung in den Bereich des gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes bei Lebensmitteln (nämlich 
Trinkwasser) hinein. In Ihrem Gesetz sind sie zwei 
verschiedenen Instituten zugeordnet. 

Ich könnte weitere Überschneidungen aufzählen, 
die alle deutlich machen, daß es dringend einer 
Vernetzung der Erkenntnisse und Aufgaben bedarf, 
soll Verbraucherschutz und Politikberatung in ge-
sundheitlichen Fragen funktionieren. 

Zum anderen führt Ihr Gesetz Herr Minister — in 
die totale Abhängigkeit der geschaffenen Institute 
von Politik und in bezug auf Geldmittel sicher auch 
von der Wirtschaft. Denn sie wollen ja alles kosten-
neutral gestalten. 

Der 3. Untersuchungsausschuß beschäftigt sich 
auch mit der Frage, ob und inwieweit die Unabhän-
gigkeit des BGA und seiner Kommissionen, z. B. bei 
der Zulassung und der Sicherheit von Arzneimitteln, 
vorhanden war und ist. Dies geschieht vor dem 
Hintergrund, daß solch wichtige Entscheidungen 
nach vorhandenem gesellschaftlichem Konsens nur 
von einer unbeeinflußbaren Behörde getroffen wer-
den dürfen, soll der Verbraucherschutz nicht ad absur-
dum geführt werden. Damit sind nicht nur die Ein-
flüsse der Industrie gemeint, sondern auch der Poli-
tik. 

Sie wollen aber mit Ihrem Gesetz erst die totale 
Beeinflußbarkeit herstellen. Wir hingegen sind der 
Auffassung, daß Unabhängigkeit — auch von der 
Politik — eines der wichtigsten Gebote ist. Um dies zu 
erreichen bedarf es einer Umstrukturierung, die schon 
längst hätte geleistet werden können und müssen 
angesichts der schon als antik zu bezeichnenden 
Probleme in diesem Amt. Und es bedarf der geeigne-
ten Führungspersönlichkeiten (notwendige Konflikt-
bereitschaft). Es ist doch ein Unding zu sagen: aus 1 
mach 4 und alles ist erledigt. Sie — Herr Minister — 
versäumen die Chance, die Neustrukturierung des 
BGAs endlich dazu zu nutzen, das vorhandene Feld 
der Gesundheitsforschung zu durchforsten und zu 
sehen, welches der vorhandenen Institute Aufgaben 
aus dem Bereich des BGAs übernehmen könnte. Es ist 
mehr als ineffektiv, in welcher Art und Weise die 
Gesundheitsforschung zwischen den Ministerien zer-
splittert ist. 

Zu einer guten Gesundheitspolitik gehört die 
entsprechende Forschung und zwar in einer Hand 
— in einem Ausschuß. Es ist doch unvertretbar, eine so 
weitreichende Neustrukturierung vorzunehmen, 
ohne das Bestehende mit einzubeziehen und zu nut-
zen. 
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Ich meine, dies ist Vergeudung von Ressourcen, und 
das, das weiß jeder, können wir uns am wenigsten 
leisten! Deshalb appelliere ich an Sie: Greifen Sie 
unseren Vorschlag auf, richten Sie die von uns gefor-
derte Kommission ein, um mit ihrer Hilfe und unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse aus dem Untersu-
chungsausschuß zu wirklich zukunftsweisenden 
Strukturen zu kommen. Prüfen Sie, was eine neu-
strukturierte Behörde an  Eigenforschung braucht, was 
bestehende Institute an Auftragsforschung leisten 
oder als Forschungsaufgaben ganz übernehmen kön-
nen und stellen Sie dieses neue Bundesgesundheits-
amt auch finanziell auf eigene Füße, so daß es nicht 
auf Drittmittel aus der Industrie angewiesen ist und 
damit seine Unabhängigkeit gewährleistet ist. 

Anlage 3 

Hochdeutsche Fassung 
aller niederdeutschen Redetexte 

zu Tagesordnungspunkt 12 
(Große Anfrage: 

Situation der niederdeutschen Sprache) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, ich rufe nunmehr Tagesord-
nungspunkt 12 auf: 

Beratung der großen Anfrage der Abgeordne-
ten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Dietrich 
Austermann, Heinz-Günter Bargfrede, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Carl Ewen, Arne 
Börnsen (Ritterhude), Freimut Duve, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD sowie 
der Abgeordneten Lisa Peters, Dr. Michaela 
Blunk (Lübeck), Günther Bredehorn, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 
sowie des Abgeordneten Dr. Klaus-Dieter 
Feige und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Situation der Niederdeutschen Sprache 
— Drucksachen 12/5355, 12/6073 — 

Der  Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer dreiviertel Stunde vor. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Das ist offensichtlich der Fall. 

Meine Damen und Herren, die Redner zu diesem 
Tagesordnungspunkt haben mir mitgeteilt, daß sie 
ihre Beiträge zum Teil in Niederdeutsch sprechen 
möchten. Ich möchte mich für die Abweichung von 
unserer Regel einsetzen — normalerweise erfolgen 
die Beratungen in Hochdeutsch —, weil es sich beim 
Niederdeutschen nicht um einen Dialekt, sondern um 
eine historisch gewachsene Einzelsprache im deut-
schen Sprachraum handelt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich möchte darauf hinweisen, daß sichergestellt ist, 
daß die Redebeiträge dem Stenographischen Dienst 
in hochdeutscher Sprache zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Der Kollege Gal

-

lus wird übersetzen!) 

Auch möchte ich darauf hinweisen, daß das Ganze 
nicht ganz so ungewöhnlich ist, wie es der eine oder 
andere meint; denn es hat einmal den Abgeordneten 
Kreuzeder gegeben, der seine Redebeiträge im Ple-
num ausschließlich in seinem heimatlichen Dialekt 
abgegeben hat 

(Zurufe von der F.D.P.: Das war ja auch 
Dialekt!) 

und somit der Stenographische Dienst daran gewöhnt 
ist, auch ungewöhnliche Redebeiträge richtig zu 
erfassen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Er konnte es 
nicht anders!) 

Meine Damen und Herren, ich selber bin Sauerlän-
der und komme aus einer Gegend, wo angeblich die 
größten Dickköppe sitzen: Wat se welt, dat welt se. 
Deswegen will ich, daß das so geschieht, möchte aber 
trotzdem die Zustimmung des Hauses einholen, daß 
Sie mit diesem Verfahren einverstanden sind. — Das 
ist offensichtlich der Fall. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Auch die Bay- 
ern stimmen zu!)  

Dann können wir mit der Debatte beginnen. Ich 
erteile zunächst einmal dem Staatsminister Helmut 
Schäfer das Wort. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Leeve Damens un Herrens! — Ich 
habe geübt. — Leeve nedderdüütsche Landslüüd! Die 
niederdeutsche Sprache verfügt über einen reichen 
literarischen Fundus. Mit „Ut miene Franzosen Tied" 
oder „Onkel Bräsig" von Fritz Reuter, „Kaspar Ohm 
un Ick" von Jo(o)hn Brinkmann oder „Burkävers" — 
ich übersetze, Herr Präsident: Maikäfer — von Rudolf 
Tarnow möchte ich stellvertretend nur einige Bei-
spiele nennen. Die niederdeutsche Sprache ist Teil 
des europäischen Kulturerbes, Teil der einzigartigen 
kulturellen Vielfalt Europas, die wir schützen und 
fördern wollen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

In der föderal verfaßten Bundesrepublik Deutsch-
land sind es die Länder, die entsprechend ihrer 
Kulturhoheit auf regionaler Ebene Maßnahmen zum 
Schutz und zur Förderung von Sprachen ergreifen, die 
regional von der Amtssprache Deutsch abweichen. 
Die Bundesregierung begrüßt diese Anstrengungen 
der Länder zur Erhaltung der sprachlich-kulturellen 
Vielfalt unseres Landes. Die norddeutschen Länder 
bemühen sich um den Schutz und die Förderung 
namentlich von Niederdeutsch, Friesisch und Dä-
nisch. Im europäischen Vergleich wird deutlich, daß 
unsere Länder Vorbildliches leisten. Die Handlungs-
möglichkeiten der Bundesregierung dagegen sind 
angesichts der Länderkompetenzen eng begrenzt. 

Unsere niederdeutschen Landsleute sind zu Recht 
bemüht, die Schutz- und Fördermöglichkeiten ihrer 
Sprache zu verbessern. Bei ihrer Suche sind sie auf die 
Europäische Charta der Regional- oder Minderheiten-
sprachen gestoßen und fordern eine Anmeldung von 
Niederdeutsch zu Teil III dieser Charta. Ganz wie bei 
Wilhlem Busch: 
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Max un Moritz harrn wat raaken, 
klattern stracks rop op'n Daaken. 

Ich hoffe, es war richtig, Herr Kollege. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU — Manfred Richter [Bremerha

-

ven] [F.D.P.]: Dat hebbt Se god mokt!) 

— Das war aber der Hamburger Teil. Niederdeutsch 
ist ja, wie ich feststelle, wiederum in sich sehr man-
nigfaltig. 

Für die Bundesregierung und die anderen Unter-
zeichnerstaaten ist die Charta ein Element eines 
umfassenderen Minderheitenschutzsystems im Rah-
men des Europarates, so wie es die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates in ihrer Empfehlung 
1201 betreffend Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorgezeichnet hat. Der 
Deutsche Bundestag hat sich dieser Empfehlung aus-
drücklich angeschlossen. In diesem größeren europa-
politischen Zusammenhang muß auch die Charta 
gesehen werden. 

Im Kontext eines internationalen Minderheiten-
schutzsystems soll die Sprachencharta die Lebensbe-
dingungen der nationalen Minderheiten in ihren 
jeweiligen Wohnsitzstaaten verbessern helfen. Das 
Verbot der Diskriminierung und die Verbesserung der 
Möglichkeiten, Minderheitensprachen auch gebrau-
chen zu dürfen, sollen das identitätsstiftende Kommu-
nikationsmittel schützen, das für das Überleben natio-
naler Minderheiten von entscheidender, von zentraler 
Bedeutung ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU, der SPD und der PDS/ 
Linke Liste) 

Die Bundesregierung denkt dabei auch an die 
deutschsprachigen Minderheiten in Mittel- und 
Osteuropa. 

Die Charta macht in ihrer Definition keinen Unter-
schied zwischen Regional- und Minderheitenspra-
chen. Das Adjektiv „Regional-" in der Definition sollte 
einigen anderen Mitgliedstaaten des Europarates den 
Beitritt zur Charta erleichtern. Ich brauche das hier 
nicht zu erläutern. Die Bezeichnung verdeckt also den 
im Europarat bestehenden Dissens über den Begriff 
der Minderheit. 

Die für Regional- oder Minderheitensprachen ein-
heitliche Definition der Charta lautet — ich zi-
tiere —: 

... der Ausdruck Regional- oder Minderheiten-
sprachen" bezeichnet Sprachen, — die her-
kömmlicherweise in einem bestimmten Gebiet 
eines Staates von Angehörigen dieses Staates 
gebraucht werden, die eine Gruppe bilden, deren 
Zahl kleiner ist als die der übrigen Bevölkerung 
des Staates und — die sich von der Amtssprache 
dieses Staates unterscheiden. 

Damit wird deutlich, daß diese Sprachen als identi-
tätsstiftendes Attribut von Minderheiten verstanden 
werden. 

Wir sind uns alle einig in der Einschätzung des 
Niederdeutschen als eines bedeutenden Kulturgutes. 
Ich hoffe, wir können uns ebenso einig sein über die 

Feststellung, daß diejenigen, die das Niederdeutsche 
lieben, pflegen, sprechen, sich dadurch nicht als 
Minderheit in Deutschland identifizieren wollen. 
Also, leive, nedderdüütsche Landslüüt, lot de Kark inn 
Dörp! 

Bei der Unterzeichnung der Charta durch die Bun-
desrepublik Deutschl and bestand folgerichtig zwi-
schen der Bundesregierung und der Ständigen Ver-
tragskommission der Länder Einvernehmen darüber, 
daß nur Dänisch und Sorbisch als echte Minderheiten-
sprachen zu Teil III der Charta anzumelden seien. 

Ungeachtet der von mir vorgetragenen grundsätzli-
chen Bedenken hat sich die Bundesregierung frühzei-
tig bereit erklärt, dem Wunsch der Konferenz Nord-
deutschland zu entsprechen und Niederdeutsch zu 
Teil II der Charta anzumelden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Mit diesem politischen Signal will die Bundesregie-
rung international im Rahmen des Europarates deut-
lich zur Geltung bringen, welchen hohen Stellenwert 
sie der niederdeutschen Sprache als wertvollem Teil 
unseres kulturellen Erbes beimißt. 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage zur Situation 
der niederdeutschen Sprache hat die Bundesregie-
rung aber auch versucht — und das ist ja der Punkt, der 
meine niederdeutschen Kollegen hier besonders 
berührt — folgendes deutlich zu machen: Eine end-
gültige Entscheidung darüber, welche Sprachen 
neben Dänisch und Sorbisch zu Teil III der Charta 
angemeldet werden sollen, wird die Bundesregierung 
erst dann fällen können, wenn hierzu ein abgestimm-
tes Votum der Lander vorliegt. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Dat kummt bald!) 

Denn es sind die Länder und ihre Bürger, die mögliche 
Kosten eines solchen Verfahrens — ich darf das hier 
sehr deutlich sagen — zu tragen haben werden, da es 
die Länder sind, die die sprachliche und kulturelle 
Vielfalt im Rahmen ihrer Verantwortung zu schützen 
und zu fördern haben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mi- 
nister, bevor Sie das Rednerpult verlassen: Da ist noch 
der Wunsch nach einer Zwischenfrage. Sind Sie 
bereit, dieselbe zu beantworten? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es war mit klar, daß man mich jetzt hier in 
Verlegenheit bringt, denn sie wird auf niederdeutsch 
kommen. Bitte schön, Herr Kollege Richter. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter Richter. 

Manfred Richter (F.D.P.): Herr Staatsminister, Sie 
haben ja etwas über die Kompetenzen gesagt. Und Sie 
haben recht: Das geht den Bund und die L ander an. 
Das müssen wir zusammen machen. 

Sie selber haben das ja ziemlich gut gemacht — ich 
weiß, daß das gar nicht so einfach ist —, aber können 
Sie mir sagen: Gibt es überhaupt Mitglieder der 
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Bundesregierung und, wenn ja, wie viele, die Platt-
deutsch reden können? 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Also, lieber Herr Kollege, ich habe es voll 
verstanden. Ich habe mich bisher noch nicht umgehört 
— das muß man hier ja sagen —, wer in der Bundes-
regierung plattdütsch spricht, welcher Minister, wel-
cher Staatsminister oder Staatssekretär. Der Kollege 
Ortleb hätte sicherlich, da er ja, wenn ich recht sehe, 
aus Rostock kommt, zumindest ein Verständnis für 
eine „zweite Fremdsprache", muß ich jetzt sagen. 

Ich meine, Herr Kollege, wir sollten kommenden 
Bundeskanzlern empfehlen, Wert darauf zu legen, 
daß diese wichtige Gruppe in allen zukünftigen Bun-
deskabinetten entsprechend vertreten sein soll. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, bevor ich dem Abgeordneten 
Börnsen das Wort erteile, möchte ich von Ihnen eine 
Zustimmung einholen. Die Damen und Herren 
Antragsteller haben, wie sich das für ein ordentliches 
Beratungsverfahren gehört, einen Entschließungsan-
trag ausgearbeitet. Aber sie haben sich — das ist ein 
unordentliches Verfahren — so intensiv mit der Sache 
beschäftigt, daß sie übersehen haben, die Zustim-
mung ihrer jeweiligen Fraktionen einzuholen. Ich 
möchte sozusagen unter Umgehung des Rituals bei 
Ihnen vorab die Zustimmung einholen, daß ich Sie am 
Ende der Debatte frage, ob der vorgesehene Ent-
schließungsantrag an den Innenausschuß überwiesen 
werden kann. Wenn diese Zustimmung vorliegt und 
die Verhandlungen in Niederdeutsch oder Platt 
geführt werden sollen, stellt die Verwaltung selbstver-
ständlich sicher, daß Dolmetscher vorhanden sind. 
Unter dieser Prämisse werde ich den Antrag — mit 
Ihrer Zustimmung, wie ich hoffe — zur Abstimmung 
bringen. 

Zunächst erteile ich dem Abgeordneten Wolfgang 
Börnsen das Wort. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Verehr

-

ter Herr Präsident unseres Parlaments! Liebe Damen 
und Herren! Haben die in Bonn eigentlich nichts 
anderes zu tun, als über Platt in Platt zu sprechen? Gibt 
es nicht etwas, was viel wichtiger ist für die Menschen 
in unserem Land? Für Frieden, Sicherheit und Arbeit 
zu sorgen? Ich glaube, das trifft zu. Aber nicht allein! 
Ich finde, wir haben uns auch um die Kulturängste der 
Menschen zu kümmern. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Nein! Mehr als 50 000 Menschen zwischen Glücks-
burg und Greifswald haben in den letzten 15 Monaten 
durch ihre Unterschrift gefordert: Niederdeutsch muß 
in Teil III dieser Europäischen Charta für Regional-
und Minderheitensprachen. 

Weil mir das ein wichtiges Anliegen ist nicht nur für 
uns alle, sondern auch für unsere Regierung, will ich 

das noch einmal auf hochdeutsch sagen — es geht um 
die regionale Identität —: Diese über 50 000 Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes befürchten nämlich, 
daß ihre Heimatsprache langfristig verlorengeht, daß 
Niederdeutsch für Kinder und Enkel keine Zukunft 
mehr hat, daß sie ein Stück Halt gebende Lebenssi-
cherheit verlieren; denn Muttersprache heißt zu 
Hause sein, eine Menge Sicherheit haben, ein Stück 
Heimat behalten. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Diese Besorgnis um den Verlust regionaler Identität 
nimmt in einem größer und einheitlicher werdenden 
Europa zu. Die großen Sprachen wie Deutsch, Eng-
lisch, Französisch und Spanisch sind gesichert. Aber 
was ist mit den kleinen? Mehr als 30 verschiedene 
Regionalsprachen werden in den 27 Europaratsstaa-
ten gesprochen, eine farbige Vielfalt. Sie zu achten, zu 
sichern und zu fördern ist die Absicht des Europara-
tes. 

Wir haben erkannt, welcher Sprengsatz in Minder-
heiten, auch nur sprachlicher Art, stecken kann, wenn 
nicht konfliktmindernde Maßnahmen ergriffen wer-
den. So ist z. B. der Sprachenstreit zwischen Wallonen 
und Flamen bis heute nicht gänzlich ausgestanden. 

Wir beobachten mit Besorgnis, daß die modernen 
Massenmedien, voran das Fernsehen, regionale 
Sprachinseln austrocknen, wir damit an Vielfalt ver-
lieren. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Wir wissen, daß dieser Reichtum unseres Kontinents 
seine Kulturfarbigkeit ist. Sie ist schöpferisch, kreativ, 
anregend und kritikfördernd. 

Die Europäische Sprachencharta will gleiches 
Recht für alle. Sie will dazu eine europarechtliche 
Absicherung der kleinen Sprachen. Das ist gut so. Und 
wir sollten „ja" sagen dazu. 

Und das ist auch die Stelle, wo die Leute nun 
ärgerlich geworden sind. Unser Außenminister — der 
Staatsminister ist ja hier — hat gesagt: „Sorbisch und 
Dänisch wollen wir wohl für Teil III bedenken, aber 
mit Niederdeutsch und Friesisch kann es nichts wer-
den. " 

Die Friesen dort oben an der Nordseeküste sind mit 
7 000 Leuten viel zu wenige, und die Niederdeutschen 
sind mit 8 Millionen zu viele. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Aber grundsätzlich —und nun kommt die Sprache der 
Diplomaten — sei er dafür, so schrieb er. 

Grundsätzlich aufgeschlossen zeigen sich auch die 
sieben be troffenen Länder, in denen Niederdeutsch 
gesprochen wird, von Vorpommern bis hin zu Nord-
rhein-Westfalen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab- 
geordneter, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Ferdi Tillmann aus dem Sauerland zu 
beantworten? 
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Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Gerne, 
Herr Präsident, wenn das nicht auf meine Zeit ange-
rechnet wird. 

Ferdi Tillmann (CDU/CSU): Herr Präsident, darf ich 
an dieser Stelle mal eine Zwischenfrage stellen? Ich 
denke, das darf ich, und ich danke auch dafür. 

Lieber Kollege Börnsen, können Sie mir bestätigen, 
daß unser sauerländisches Platt und auch das mün-
sterländische Platt ein wichtiger Teil der niederdeut-
schen Sprache sind und auch so viel wert sind, daß sie 
auf jeden Fall in Teil III dieser Europacharta aufge-
nommen werden müssen? Habe ich nicht recht, wenn 
ich auf unseren sauerländischen Dichter Grimme 
verweise, der sagte: „Wer ehrlich Plattdeutsch redet, 
mit dem teile ich das letzte Stück Brot." 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Ferdi, 
ich finde, das hast du ganz fein gemacht. Ich will dir 
auch sagen: Mit dir will ich auch mein letztes Stück 
Brot teilen. 

Aber richtig ist schon: Das münsterländische und 
auch das sauerländische Platt sind ganz kernige und 
urgesteinsartige Mundarten der großen niederdeut-
schen Sprache, die — das darf ich noch einmal sagen; 
der Präsident hat das vorhin ja auch deutlich gemacht 
— eine historisch gewachsene Einzelsprache und 
eben kein Dialekt ist, auch wenn mancher aus Schwa-
ben, Hessen, Sachsen oder Bayern vielleicht sagt: Na 
ja, eigentlich gehören wir auch hierhin. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Abge

-

ordnete Frau Bl ank hat ebenfalls den Wunsch, eine 
Zwischenfrage zu stellen. 

Renate Blank (CDU/CSU): Herr Präsident, als Frän
-kin bin ich natürlich bemüht, dieser Debatte zu folgen. 

Ich habe, nachdem ich sie bisher sprachlich und 
inhaltlich verstanden habe, die Bitte, daß auch die 
Zwischenfragen in Hochdeutsch gestellt werden, 
damit auch ich der Debatte folgen kann. Denn sonst 
gibt es Schwierigkeiten. Den Kollegen Börnsen ver-
stehe ich gerade noch, aber das Niederdeutsch des 
Kollegen Tillmann war schwer zu verstehen. Viel-
leicht geht es anderen Kollegen ebenso. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab

-

geordnete, zunächst einmal wird der Abgeordnete 
Börnsen antworten, vermutlich in Hochdeutsch. Im 
übrigen: Wie ich den Abgeordneten Ferdi Tillmann 
kenne, stellt er sich gerne als Dolmetscher zur Verfü-
gung. 

Herr Abgeordneter Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Obwohl 
unsere Kollegin aus Franken kommt, finde ich es ganz 
toll, daß sie sagt, ich möchte dabeisein. Das ist auch 
nicht selbstverständlich. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Unser Kollege Ferdi Tillmann hat in seinem Platt 
gefragt, ob es nicht richtig ist, auch das sauerländische 
und münsteraner Platt im Rahmen dieser Sprachen-
charta europarechtlich abzusichern. Da kann ich 
Ihnen nur zustimmen, weil beide Teile Mundarten der 
großen plattdeutschen Sprache sind. Das ist, wie 
gesagt, eben kein Dialekt, sondern eine historisch 
gewachsene Einzelsprache. 

Ich möchte gerne fortfahren und darauf aufmerk-
sam machen, daß es vor allem die Furcht vor zusätz-
lichen Finanzmitteln war, die auch die Bundesländer 
ein bißchen haben zögern und zaudern lassen. Die 
Bundesregierung selbst hatte lange Zeit auch sehr viel 
Verständnis dafür. Aber gerade weil man sich zurück-
gehalten hat, wurden die plattdeutsch Sprechenden 
so richtig grimmig, grantig, gräsig und kamen richtig 
in die Puschen. Denn 50 000 Unterschriften, das ist 
schon etwas. Die haben auch gesagt: Teufel noch mal, 
unsere Sprache darf nicht kopfheister gehen. 

Viele verkennen bei uns, daß wir eine Renaissance 
der Regionalsprachen erleben, und zwar in ganz 
Europa. Niederdeutsch gehört dazu. In der Hansezeit 
war das Niederdeutsche — nebenbei — die größte 
Handels-, Amts- und Arbeitssprache im gesamten 
nordeuropäischen Raum. Von dieser Weltsprache hat 
sich das Niederdeutsche in Norddeutschland weitge-
hend zu einer Zweitsprache zurückentwickelt. 

8 Millionen Menschen sprechen es noch, aber, wie 
gesagt, Niederdeutsch ist eine eigenständige Sprache 
mit vielen Mundarten — Ferdi Tillmann hat das ja 
eben beispielhaft gezeigt —: Die einen „snaken", die 
anderen „praan", die dritten „küren" oder „kadadö-
ten" sogar.. 

(Heiterkeit) 

Das Niederdeutsche ist vor allen Dingen in der 
Nachkriegszeit mit den vielen Flüchtlingen und Hei-
matvertriebenen zu einer Zweitsprache geworden. Es 
ist dazu gekommen, daß das Hochdeutsche Vorrang 
bekam. Aber das andere ist parallel weitergelaufen. 

Menschen, die mehrsprachig aufwachsen, sind 
nachgewiesenermaßen viel eher bereit, noch weitere 
Sprachen zu lernen. Mehrsprachigkeit ist eine Vor-
aussetzung für internationales Denken, wichtig für 
Verständigung und Verständnis. Sie macht aufge-
schlossen für andere Kulturen und deren Besonder-
heiten. Sprachenvielfalt ist wichtiger Ausgangspunkt 
für ein Europa, in dem Intoleranz und Fremdenfeind-
lichkeit nicht länger auf dem Vormarsch sein sollen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Und einer, der plattdeutsch sprechen kann, ist noch 
lange kein Döskopf. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Doch — das will ich kritisch anmerken — Minderhei-
ten- und Regionalsprachen können auch Andersspra-
chige ausgrenzen. Und wenn sie zusätzlich ideologi-
siert werden, radikalisieren sie die Menschen und 
entfremden sie. Auch setzen sie ihre Zukunft aufs 
Spiel, wenn allein auf das Originelle, Romantische, 
Museale Wert gelegt wird, wenn man bei Herz und 
Schmerz, Gemüt und Großvaterflair bleibt und nicht 
bereit ist, Phantasie und Kreativität zu beweisen, 
Lebendigkeit für eine Sprache zu sichern. 
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Schließlich benötigt auch eine Regional- und Min-
derheitensprache Achtung und Anerkennung sowie 
eine institutionelle Begleitung, um so den sprachli-
chen Wildwuchs, der mit der Zeit entsteht, einzudäm-
men. Darüber hinaus benötigt eine solche Sprache 
eine Förderung, die konsequent bei der jungen Gene-
ration beginnt und alle Kulturbereiche umfaßt. 

Aber seid auf der Hut: Eine Muttersprache, die nicht 
mit der Zeit geht, verliert an Form, Format und 
Faszination. 

Das Niederdeutsche — das hat der Staatsminister 
schon gesagt — ist ein Kulturgut ersten Ranges. Wenn 
jetzt — was sich bei der Macht der Medien abzeich-
net — das Generationsstaffelholz an diese Fernsehge-
neration nicht weitergegeben wird, geht auch ein 
Stück Kulturvielfalt in unserem Land verloren. 

Unsere geschichtlichen Erfahrungen sollten uns 
davor bewahren, auf die verabsolutierende Gleichset-
zung von Nationalstaat und Sprache zu setzen, die das 
19. Jahrhundert prägte. Krieg, Chaos und Konflikte 
waren die Folge davon. 

Minderheitensprachgruppen sind keine Fremdkör-
per, sondern eher eine kulturelle Bereicherung und 
Belebung. Diese Erfahrung machen wir — Hans 
Wiesen ist ja hier — täglich im Norden Schleswig-
Holsteins, wo sich der dänische Bevölkerungsanteil 
aktiv am gesellschaftlichen, politischen und kulturel-
len Leben beteiligt. 

Ein Europa der Regionen muß auch Raum für 
Sprachenvielfalt sichern. 

(Beifall im ganzen Hause) 

In die Charta „On regional or minority languages in 
Europe" gehört auch die Regionalsprache Nieder-
deutsch. Mit Elan und anhaltender Energie haben seit 
Monaten Gilden und Folkloregruppen, Vereine und 
Verbände, das Institut für Niederdeutsche Sprache in 
Bremen, viele aufrechte Bürgerinnen und Bürger und 
Bünde um einen Platz für ihre Muttersprache in einem 
neuen Europa gestritten. Im Verband mit vielen 
engagierten Kollegen in Bonn haben sie letzten Endes 
Wirkung erzielt. 

Niedersachsen und Schleswig-Holstein haben jetzt 
mitgeteilt, daß die 35 erforderlichen Kriterien für die 
Anerkennung in ihren Bundesländern bereits erfüllt 
sind. Bremen prüft noch, Hamburg macht mit, wenn 
die Großen mitmachen. NRW sagt ja. Drei Antworten 
stehen noch aus. 

Jetzt, Herr Staatsminister, muß die Bundesregie-
rung Farbe bekennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab

-

geordneter Börnsen, der Abgeordnete Ferdi Tillmann 
aus dem Sauerland möchte noch einmal eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Bitte. 

Ferdi Tillmann (CDU/CSU): Herr Präsident, darf ich 
diese Frage wieder auf plattdeutsch stellen, auch 

wenn meine liebe Kollegin Blank das beanstandet 
hat? Ich bin gerne bereit, ihr das zu übersetzen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Darum werde ich 
das auf platt sagen. 

Kollege Börnsen, wo Sie gerade von der Regierung, 
also von Bonn sprechen: Ist es nicht auch in Bonn so, 
wie unser Dichter Grimme, den ich zitiert habe, sagte 
— ich zitiere jetzt —: 

Hy stieket Geld. 
Bat Huiser, bat Huiser! bat Trappen derfüar! 
Doch fehlte an allen de Nyendüähr. 

— Denken Sie an den Schürmann-Bau. — 

Bat  Lui, bat Luie! — do kriemelt de Stroten 
Van Affendaren un Affekoten, 
Van Kackelaters und Registraters, 
Van Richters und Schrywers 
und andern Pankraters; 
Un alles sau fyne, sau stoots binoh, 
As' wan ik des Sundags no'r Haumisse goh; 

Müssen sich, Kollege Börnsen, diese „Schrywers un 
Pankraters" nun nicht sofort intensiv um diese gute 
Sache kümmern? 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause — 
Manfred  Richter [Bremerhaven] [F.D.P.]: 

Aber was hat er gegen die Richter?) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Ich 
dachte, Ferdi, Du solltest das noch übersetzen. 

(Zurufe: Nein!) 

Ferdi Tillmann hat schon recht: Es geht jetzt darum, 
daß sich eben auch die Verwaltung, die Bürokraten, 
die Schreiber — das ist ernst gemeint — darum 
bemühen, dieser Forderung der großen niederdeut-
schen Gemeinde zu entsprechen. Dafür bin ich auch, 
und dafür sind die 90 Kollegen, die diese überfraktio-
nelle Initiative unterstützen. 

Ich finde, nun kann man den Knoten durchhauen. 
Da beißt keine Maus einen Faden ab — auch die 
Regierung kommt nicht daran vorbei —: Nieder-
deutsch gehört in die Sprachencharta. 

Danke. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
das Wort der Abgeordnete Carl Ewen. 

Carl Ewen (SPD): Hochgeachteter Präsident! Liebe 
Mitglieder dieses Hohen Hauses! Wir sprechen — und 
ich gehöre zu den Rednern, obwohl es gefährlich, 
wenn man das sagt, denn ein „Proter" ist in Nieder-
deutsch einer, der herumredet, der keine Ehrlichkeit 
sucht — heute über die Antwort, die die Regierung uns 
mit Schreiben vom 4. November 1993 zu wissen 
gegeben hat. Mancher, der das gelesen hat und seinen 
oder ihren Verstand dabei nicht zu Hause gelassen 
haben, ist am Ende ganz durcheinander. Auf der einen 
Seite sagt die Regierung: Niederdeutsch ist keine 
Regional- oder Minderheitensprache, und ein paar 
Reihen weiter: „Die Eigenständigkeit wird aner-
kannt." 
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Aber darauf kommt es nicht unbedingt an. Wer 
nachliest, was in der Präambel gesagt wird, der liest im 
dritten Absatz, daß jeder Mensch das Recht hat, im 
Hause, also privat, und auch dort, wo andere das hören 
können, also öffentlich, seine Sprache zu gebrauchen. 
Das steht in den Internationalen Übereinkommen 
über die Bürgerrechte in den Vereinten Nationen. 

Wir sprechen so oft über „multikulturelle Vielfalt". 
Sicherlich, wir sollen griechisch tanzen, englisch spre-
chen, an Ulk aus den Niederlanden unsere Freude 
haben, Wein aus Italien trinken oder Aquavit aus 
Dänemark, und am Ende wundern wir uns, wenn uns 
das Ganze spanisch vorkommt. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

In der Präambel steht im sechsten Absatz, daß 
Schutz und Hilfe für die Sprachen, die nicht alle Leute 
sprechen, ein guter Beitrag für die Gemeinschaft in 
Europa sind. Wolfgang Börnsen hat das auf hoch-
deutsch fein erklärt, darum brauche ich das nicht zu 
übersetzen. Darum meinen wir von der SPD und all die 
anderen, die das unterschrieben haben, daß Nieder-
deutsch in Teil III der Charta gehört. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Die Germanisten sind sich einig, daß Niederdeutsch 
eine Sprache für sich ist und kein Dialekt des Hoch-
deutschen. Wenn das anders wäre, könnten die Ste-
nographen all das so aufschreiben, was wir hier sagen, 
und brauchten keine Hilfe von uns; denn wenn die 
Bayern hier sprechen, kann man das manchmal auch 
nicht verstehen, aber sie meinen immer, das sei 
Hochdeutsch. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Wer noch an Karl Kisslinger denkt oder Georg 
Bamberg, der weiß, die waren manchmal nicht zu 
verstehen. 

(Heiterkeit) 

Das waren keine Franken, das waren Baye rn , Frau 
Blank. 

Ich darf auf hochdeutsch einfügen: Finanzminister 
Swieter aus dem niedersächsischen Kabinett hat mit-
geteilt, daß die Landesregierung die Förderung der 
niederdeutschen Sprache als einen wesentlichen 
Bestandteil der Literaturförderung betrachtet, aber 
auch der Förderung der Kultur und Heimatpflege. 
Dabei gilt die Losung: Platt, aber nicht flach. 

Die niedersächsische Landesregierung hat die nie-
derdeutsche Sprache verstärkt gefördert, so daß die 
verlangten 35 konkreten Voraussetzungen des 
Teils III der Charta bereits erfüllt sind. Sie strebt 
deshalb die Aufnahme des Niederdeutschen in diesen 
Teil an. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Der Minister führt an: Bei der „Ostfriesischen Land-
schaft" z. B. fördert das Land ein Pilotprojekt an 
Schulen. 25 ostfriesische Schulen aller Typen und 
Stufen sind hierbei vertreten. Außerdem wird das 
Niederdeutsche im Schulbereich im Rahmen von 
Arbeitsgemeinschaften, Vorlesewettbewerben sowie 
in der Lehrerfortbildung gefördert. Die Herausgabe 
von niederdeutschen Wörterbüchern wird mit For-
schungsmitteln unterstützt. An den Universitäten in 

Göttingen und Oldenburg wird Niederdeutsch geför-
dert, ebenso an den Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung und durch die Aktivitäten der niederdeut-
schen Bühnen. Dem Institut für niederdeutsche Spra-
che in Bremen wächst bei der Entwicklung von 
länderübergreifenden Projekten eine zentrale Rolle 
zu. 

Ich meine, es ist wichtig für uns, daß wir nicht allein 
stehen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Nun will ich sagen: Die Regierung soll sich einen 
Stoß geben, noch einmal mit Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein und all den anderen Ländern sprechen. 
Und dann ran  damit, gebt euch einen Stoß, meldet das 
an für Teil III. Andernfalls sagen die Leute noch: An 
diese Regierung kann man keine Farbe kriegen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Lisa Peters aus Buxte-
hude. 

Lisa Peters  (F.D.P.): Herr Präsident! Meine lieben 
Herren und Damen! Heute sprechen wir platt, und ich 
will auch fast alles auf platt sagen. Ich nehme an, Frau 
Blank, Sie nehmen mir das nicht ganz so übel. 

Wenn mir einer heute vor drei Jahren erzählt hätte, 
daß ich noch mal die Gelegenheit haben würde, im 
Deutschen Bundestag ganz offiziell platt sprechen zu 
können, und mir der Präsident auch noch offiziell das 
Wort erteilen würde, dann hätte ich gedacht, das ist ja 
gar nicht möglich. Dagegen hätte ich echt jede Wette 
gehalten. 

Nun ist es soweit. Die Bundesregierung hat unsere 
Große Anfrage zum Plattdeutschen beantwortet. Und 
stellen Sie sich vor, unsere so wichtigen Geschäftsfüh-
rer — sie spielen eine ganz große Rolle hier in Bonn; 
das habe ich ja schnell gemerkt — 

(Heiterkeit) 

—ja, mit denen muß man sich gut halten — haben uns 
sogar eine ganze Dreiviertelstunde gegeben, mehr 
nicht. Deshalb muß ich jetzt ein bißchen schneller 
reden. 

Unsere Kollegen und auch die Kolleginnen hier im 
Bundestag muß ich um „mildernde Umstände" bitten 
— Frau Blank, das habe ich extra getan —, daß Sie 
mich vielleicht nicht immer verstehen. Aber das ist gar 
nicht so schlecht; denn dafür, was man nicht versteht, 
muß man sich nicht rechtfertigen. So ist das einfach. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

Plattdeutsch -- oder Niederdeutsch, wie es ganz 
offiziell heißt — ist meine Muttersprache. Ich denke 
meistens plattdeutsch, zu Hause reden wir platt. Und 
hier in Bonn mußte ich mir das nicht einmal abgewöh-
nen. Hier rede ich auch mit allen denen, die ich kenne, 
platt. 

Nun wird ja ganz schnell klar — das haben einige 
vorher gesagt —, daß sie sich in der Europäischen 
Gemeinschaft — heute heißt das ja EU — über die 
Sprachen unterhalten haben, und sie haben etwas 
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ganz fest verabredet. Sie wollen die Regional- und 
Minderheitensprachen besonders schützen. Im März 
1988 hat die Ständige Konferenz die Europäische 
Charta für die Regional- und Minderheitensprachen 
beschlossen. In der Präambel, dem Vorspann, heißt es 
— das muß ich auf hochdeutsch sagen, weil das so 
schön ist; mal sehen, ob ich das richtig abgelesen 
bekomme —: 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [F.D.P.]: 
Das ist nicht so einfach!) 

In Anbetracht dessen, daß das Recht der Bevöl-
kerung, sich in ihrem privaten und gesellschaftli-
chen Leben in ihren Regional- und Minderhei-
tensprachen auszudrücken, ein unantastbares 
Recht in Übereinstimmung mit den in der Inter-
nationalen Vereinbarung der Vereinten Natio-
nen über die bürgerlichen und politischen 
Rechte, in der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundrechte des Europarats 
sowie in der Schlußakte in der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa dar-
stellt . . . 

Ich glaube, das ist wichtig für alle hochdeutsch 
Sprechenden. Carl Ewen hat das eben alles 
erwähnt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich glaube einfach, besser kann man das überhaupt 
nicht sagen. Das muß man nicht unbedingt in Hoch-
deutsch übersetzen, ich habe es aber getan. 

Die hochdeutsch Sprechenden, die hier im Saal 
sitzen, brauchen überhaupt keine Angst zu haben, 
daß wir sie irgendwie verdrängen. Deshalb könnten 
die Herren und Damen, die im Saal sind — aber heute 
sind nicht ganz so viele hier —, ihren Dialekt ruhig 
wieder sprechen. Und die aus den Freistaaten können 
hier auch wieder ganz selbstbewußt sitzen. 

Unsere Bundesregierung war sich nämlich schnell 
mit den Regierungen aus Schleswig-Holstein und 
Brandenburg einig: Friesisch, Dänisch und Sorbisch 
sollen für Teil III der Charta angemeldet werden. Aber 
Plattdeutsch? Nein. Ist das überhaupt eine Sprache?, 
haben Sie gesagt. Hier müssen wir erst Beweise 
suchen, Freunde gewinnen und tüchtig bohren. Das 
haben wir ja auch geschafft. 

Das Gutachten von Professor Menke sagt ganz klar, 
Plattdeutsch ist eine eigene Sprache. Davon beißt 
keine Maus einen Faden ab. Das ist einfach so. 

(Beifall im ganzen Hause) 

8 bis 10 Millionen Menschen sprechen platt. Damit ist 
das eine Regionalsprache, wie es die Charta vor-
schreibt. Deshalb muß unsere Bundesregierung nicht 
auf den Minderheiten rumhauen. Das ist etwas von 
gestern. 

Mit unseren Kollegen und Kolleginnen kamen wir 
auch schnell zu Potte. Ruckzuck hatten wir die ganzen 
Unterschriften. Damit stand die Große Anfrage. Eine 
„Große" mußte das schon werden, sonst hätten wir 
heute hier nicht darüber sprechen können. Eine 
„Kleine Anfrage" wäre längst irgendwo in den Akten 
verschwunden. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 

In allen Bundesländern, in denen platt gesprochen 
wird, haben wir schnell Freunde gefunden. Auch die 
Landtagsfraktionen in den Flächenländern haben uns 
tüchtig geholfen. Sie haben Anträge gestellt, sie 
haben ganz dumm gefragt — ich freue mich, daß hier 
heute so viele aus den Ländern sitzen —, und sie 
haben es auf den Punkt gebracht. Und erst die 
einfachen Leute überall im Land — das ist hier gesagt 
worden — haben gesagt: Plattdeutsch muß bleiben, 
und wir stehen dazu. Das muß erhalten werden. 

Sie haben an die Ministerpräsidenten geschrieben. 
Ich habe mir sagen lassen: Schröder in Hannover hat 
sich noch ein paar Waschkörbe kaufen müssen, damit 
er überhaupt die vielen B riefe irgendwo aufbewahren 
konnte, sonst wäre er damit gar nicht klargekom-
men. 

Dafür möchte ich mich überhaupt bedanken: bei 
den vielen Menschen, die uns einfach geschrieben 
haben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Das zeigt, daß diese schöne, warme Sprache bei den 
Menschen in Norddeutschland einen ganz großen 
Wert hat. 

Mit Plattdeutsch kannst du fast alles sagen, was du 
denkst. Du kannst die Menschen ganz schlecht belei-
digen. 

(Heiterkeit) 

— Ist so. — Auch wenn du es ganz deutlich sagst, ist 
das noch immer so. Und weil das auch so bleiben soll, 
meinen wir, daß „unsere Sprache" in die Europäische 
Charta, Teil III, aufgenommen werden muß. Da gibt es 
nichts anderes. Hier geht es nur noch geradeaus, und 
da sind wir uns auch alle einig. 

In Teil III haben sie ganz viel reingeschrieben. 
Bestimmungen nennen sie das. 35 davon muß man 

 einhalten — ich meine die Länder. Alle zwei Jahre 
müssen sie sich beim Europarat melden, einen richti-
gen Bericht abgeben, damit das alles auch nicht 
vergessen wird. 

Mein Heimatland Niedersachsen kann das, sagt 
unsere zuständige Ministe rin. Und Heide Simonis 
— das ist alles gesagt worden — in Holstein hat auch 
alles abgesegnet und will zustimmen. Der Bürgermei-
ster in Hamburg meint, er kann da nicht ganz mithal-
ten. Aber 31 Punkte kriegt er auch zusammen. Aber 
— so hat er gesagt; mein Vorredner hat das auch alles 
erwähnt — wenn die Flächenstaaten das meinen, 
dann machen wir das mit. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab

-

geordnete Peters, es gibt den Wunsch nach einer 
Zwischenfrage. Sind Sie bereit, diese zu beantwor-
ten? 

Lisa Peters (F.D.P.): Ja, wenn sie aus Mecklenburg

-

Vorpommern kommt. 

Susanne Jaffke (CDU/CSU): Ich habe heute morgen 
extra meine Heimatfarben angezogen: weiß und 
blau. 
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Liebe Kollegin, man kann im Niederdeutschen so 
manches sagen, was man im Hochdeutschen nicht 
sagen kann. Da gibt das ein bißchen was Negatives. 
Aber nun frage ich Sie, ob Sie mir zustimmen können: 
Mein kleiner, süßer Schietbüddel, das ist so etwas 
Süßes, und das kann man nicht auf Hochdeutsch 
sagen, aber das kann man als große Liebesbezeugung 
für den Allerliebsten sagen. Stimmen Sie mir da zu? 

Lisa Peters  (F.D.P.): Da kann ich ganz und gar 
zustimmen. Aber ob ich das heute zu Herrn Schäfer 
sagen würde, das muß ich mir noch mal überlegen. Da 
muß er uns erst mal etwas anderes sagen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch der 
Abgeordnete Manfred Richter aus Bremerhaven 
möchte noch eine Zwischenfrage stellen. 

Lisa Peters (F.D.P.): Ja, die Bremer müssen sich 
auch noch mal melden. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (F.D.P.): Frau 
Peters, können Sie mir zustimmen, daß es so ist, daß 
man in Norddeutschland Plattdeutsch einfach braucht 
und daß das an einer kleinen Geschichte deutlich wird 
von den drei alten Leuten, die am Sonntag vor der 
Kirche sitzen, als ein Auto mit einem Hamburger 
Kennzeichen vorfährt und die Frage gestellt wird: 
Können Sie mir sagen, wo es hier nach Itzehoe geht? 
Die sagen nichts. Da fragt der Fahrer: Excuse me, can 
you tell me the way to Itzehoe? Die sagen nichts. Da 
fragt der Fahrer: Excusez, la direction pour Itzehoe, s'il 
vous plaît? Und die sagen nichts. 

Der gibt Gas und fährt weg. Eine Viertelstunde 
später sagt der eine zu den anderen: Das war ein 
kluger Kerl, der konnte drei Sprachen. Da sagt der 
andere: Und was hat ihm das genützt? 

(Heiterkeit) 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Richter, die Frage war, ob 
auch ich meine, daß wir dort, wo wir wohnen, nämlich 
in Bremerhaven und in Buxtehude, ohne Plattdeutsch 
gar nicht auskommen. Das meine ich. Das kann ich 
noch alles in die Antwort mit reingeben; ich konnte 
das nicht mit aufschreiben, sonst wäre das zu lang 
geworden. 

Ich bin seit 20 Jahren in der Kommunalpolitik und 
auch in den Personalausschüssen. Da hat sich herum-
gesprochen: Im Kreis Stade und in der Stadt Buxte-
hude kannst du dich nur bewerben, wenn du Platt-
deutsch kannst. Danach fragt Lisa Peters immer. Ich 
will nur, daß die Leute, die wir bei uns in der 
Gemeinde, in der Stadt und im Kreis anstellen, nicht 
ins Ungewisse laufen. Deshalb ist es ganz richtig, daß 
sie das mindestens verstehen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Die Bundesregierung hat ja ihr Interesse bekundet 
und hat da auch groß mitgewirkt. Sie hat ganz klar 
gesagt: 

Die Bundesregierung hat an der Ausarbeitung 
der Charta im Interesse ihrer Bemühungen um 

die Wahrung des europäischen kulturellen Erbes 
und eines wirksamen Menschenrechts- und Min-
derheitenschutzes im Rahmen des Europarates 
aktiv mitgewirkt. 

So weit, so gut. 

Ich denke — und das denken wir sicher alle —, jetzt 
soll sie mal kräftig weiter mitwirken, Herr Schäfer, 
und auch unsere Regionalsprache Plattdeutsch mit 
anmelden, wenn sie Sorbisch, Friesisch und Dänisch 
anmeldet — für Teil III. Etwas anderes gibt es über-
haupt nicht. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sonst müssen wir das Auswärtige Amt oder den 
Innenminister — da soll das ja nun hinkommen, hat 
Börnsen mir gesagt — noch mal angehen. Dann 
müssen wir dort noch mal auftreten mit den 10 Millio-
nen Menschen und eine große Demons tration machen 
— richtig friedlich, versteht sich. Ich glaube, die 
Unterstützung kriegen wir. Da kommen so viele Leute 
nach Bonn, das habt ihr hier noch gar nicht gese-
hen. 

Wir müssen nun einfach wieder plattdeutsch reden. 
Darauf haben alle einen Anspruch. In der Grund-
schule muß das möglich werden. Wer studieren wi ll , 
muß das können. Und im Rathaus muß man das auch 
ab und zu sprechen. 

Der Artikel VIII der Charta beschäftigt sich mit den 
Zeitungen — dort oben sind heute ja fürchterlich viele 
Medien. Dort steht schön drin, daß auch die sich mal 
um uns kümmern sollen. Das hat auch schon Carl 
Ewen — oder war das Börnsen — gesagt. Sie sollen 
sich auch mal um uns kümmern und nicht nur immer 
um die Großen. Daß sie das heute tun, ist schon 
wichtig. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir müssen das alles unterstützen. 

Die rote Lampe ist schon wieder an. Deshalb kann 
ich mich eigentlich nur noch bedanken und das 
andere einfach vergessen. Ich bedanke mich ganz 
ausdrücklich bei Börnsen, der als Ackergaul richtig 
schön vorangegangen ist, aber auch bei meiner Frak-
tion, wo die meisten ja hochdeutsch Sprechende sind, 
daß sie sich unserer so positiv angenommen hat. 

Ich wünsche mir — ich glaube, das darf ich hier 
sagen —, daß wir noch ganz viele Jahre plattdeutsch 
sprechen können und Manfred Richter im Wasser-
werk plattdeutsch singen kann, daß möglichst eine 
Masse dorthin kommt und zuhört. Ich wünsche mir, 
daß Sie alle wieder mitmachen und uns bei allem 
unterstützen, was wir in dieser Richtung unterneh-
men. Ich glaube, das tun wir für uns alle. 

Schönen Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Voraus

-

setzung, Frau Abgeordnete Peters, für diesen Ihren 
Wunsch ist ja, daß ich den Entschließungsantrag von 
Ihnen auch schriftlich bekomme, der das bewegen 
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soll; denn sonst kann ich nachher nicht darüber 
abstimmen lassen. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Das macht unser Vor

-

mann Wolfgang Börnsen!) 

Dann bin ich beruhigt. 

Dann erteile ich nunmehr dem Minister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft, Forsten und Fischerei des Lan-
des Schleswig-Holstein, Hans Wiesen, das Wort. 

Minister Hans Wiesen (Schleswig -Holstein): Lieber 
Herr Vorsitzender! — Es tut mir leid, aber bei uns im 
Plattdeutschen kennt man das Wort „Präsident" nicht 
so recht. Deswegen ist das nur der „Vorsitzende". — 
Liebe  Damen und Herren! Wir müssen den Leuten 
mehr auf den Mund gucken. — Das hat auch Luther 
gewußt, und der war nicht einmal jemand, der Platt-
deutsch sprach. 

Ich denke, wir sollten den Menschen auch die 
Gelegenheit geben, daß sie sich in den Ämtern oder 
wo immer sie sich äußern wollen, auch in ihrer 
Heimatsprache, dem Plattdeutschen, ausdrücken 
können. Vor allen Dingen in den Amtsstuben, vor 
Amtsohren soll diese Sprache auch benutzt werden 
können. Sie könnten uns dann wieder sagen, welches 
ihre Mühsal und ihre Plage sind, was ihre Freuden und 
Wünsche sind, und sie könnten uns wieder sagen, was 
sie wollen. 

Ich denke, den Leuten auf den Mund zu sehen und 
ihnen zuzuhören, das tun wir im Alltag nicht genug, da 
könnten wir ein bißchen zulegen. Die plattdeutsche 
Sprache macht den Zugang zu den Menschen leichter. 
Das merken Sie vielleicht auch an der Atmosphäre 
dieser Diskussion hier. Das ist eine freundliche Spra-
che. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Nun möchte ich mich herzlich für diese Gelegenheit 
bedanken, hier über die Minderheitensprachen zu 
diskutieren und sie voranzubringen. Helfen Sie mit 
und sorgen Sie dafür, daß wir nicht nur das Plattdeut-
sche und das Dänische, sondern auch das Friesische, 
was in ihrer Sprache „Freesche" heißt, in die Charta 
kriegen, alle drei Sprachen, und das Sorbische dazu, 
in Teil III der Charta. Das ist mir ganz wichtig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mi

-

nister, der Abgeordnete Koppelin möchte Ihnen gerne 
eine Zwischenfrage stellen. Sind Sie bereit? — 
Bitte. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Lieber Kollege Hans Wie

-

sen, nun habe auch ich eine Frage an Sie. — In 
Schleswig-Holstein ist die Landesregierung sehr dar-
auf aus, daß wir die Gleichstellung von Männern und 
Frauen bekommen. Was sagt die Regierung dazu, daß 
Kollege Börnsen von Niederdeutsch als „Mutterspra-
che" gesprochen hat? Vater ist doch auch wichtig, 
wenn es um unser Niederdeutsch geht. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Minister Hans Wiesen (Schleswig -Holstein): Lieber 
Herr Koppelin, wir gehen bei der Gleichstellung in der 
Sprache schon sehr weit: Wenn ich als Bauernminister 
mal das Wort „der Strohballen" nehme, dann sage ich 
gleich dazu „die Strohballerina", damit das ein biß-
chen ausgewogen ist. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Dann haben wir in Schleswig-Holstein nachgese-
hen. Und ich freue mich — Wolfgang Börnsen hat das 
alles erwähnt —, daß wir all die 35 Punkte, die für 
Teil III der Charta erfüllt werden müssen, in Schles-
wig-Holstein zusammenhaben. Das heißt, bei uns 
kann es losgehen. Ich bitte die Bundesregierung ganz 
herzlich, den Weg auch frei zu machen. Das wäre ganz 
gut so. 

„Am Anfang war das Wort". Das steht schon bei 
Johannes Kap. 1, Vers 1. Und dieses Wort wurde ja mit 
Sicherheit nicht nur in Hochdeutsch gesprochen, 
sondern auch in Plattdeutsch oder Sorbisch oder 
Friesisch oder Dänisch. Und der Herr da oben hat das 
gewiß verstanden. Und warum sollten wir das auf der 
Erde nicht? Dann machen wir das auch. Wir möchten 
unseren Landsleuten versichern: Ihr könnt in eurer 
Heimat in eurer Sprache uns erklären, worum es 
gehen soll. Das wollen wir versichern. Ich denke, das 
ist eine gute Möglichkeit, diese Zusammenarbeit nun 
auch zum Erfolg zu bringen. 

Vi ville vaere Dem yderst taknemmelig. — Das war 
Dänisch und heißt: Wir wären Ihnen sehr dankbar. 

Wees sü gödj än dou dot for üs. — Das war Friesisch 
und heißt: Bitte, tun Sie uns diesen Gefallen. 

Ich darf vielleicht in diesem Zusammenhang an das 
Kopenhagener Protokoll erinnern, an die alte Landes-
satzung von Schleswig-Holstein — beide Dokumente 
aus dem Jahr 1949 —, an die Bonn/Kopenhagener 
Erklärung von 1955, nach denen bei uns im Grenzge-
biet die Minderheitenfragen — das sagen viele, 
glaube ich, zu Recht — vorbildlich gelöst worden sind, 
auch einschließlich des Rechts auf die eigene Sprache, 
ob es Dänisch, Friesisch oder Deutsch oder Platt-
deutsch ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Das ist eine gute Grundlage zum Zusammenleben. 
Das soll auch so bleiben. Das soll die dänischen und 
deutschsprachigen Menschen gleichermaßen from-
men. 

Wir Friesen an der Westküste, sowohl diejenigen, 
die in der Heimat sind, als auch die außerhalb, pflegen 
eine alte Tradition; das sind viele, Wolfgang Börnsen, 
zehn-, fünfzehntausend Menschen. Im Zentrum die-
ser Tradition steht die Sprache. Ein alter Küstenschüt-
zer wie ich weiß: Wer nicht will deichen, der muß 
weichen. — Übersetzt, bezogen auf das, worum es hier 
geht, heißt das vielleicht: zumindest in Abteilung III 
chartamäßig absichern, auch das Friesische. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann gibt es vielleicht auch eine ein wenig sanftere 
Streitkultur im Bundestag, Herr Präsident, wenn dort 
öfter mal eine plattdeutsche Diskussion abgehalten 
wird. 
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In meinem Brotberuf als Bauernminister mit Zustän-
digkeiten für die Verbraucher, die Forsten und die 
Fischerei werde ich Tag für Tag auf Platt angeschrie-
ben, angesprochen, mitunter springt man auch auf 
mich zu: freundlich, vergnügt, fröhlich, teils auch mal 
begehrlich, in guten wie in schlechten Zeiten. 

Was wäre es schön, denke ich als Bauernminister, 
wenn die ganzen komplizierten Regelungen der EG 
und auch der Bundesregierung auf platt übersetzt 
werden müßten. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Dann ginge es da richtig schön geradlinig und nicht so 
ungeordnet zu, dann könnte man das auch besser 
verstehen. Das wäre fein. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Anfangen in Kiel 
damit!) 

— Wir machen keinen ungeordneten Kram. 

Beiläufig: Ich hatte vergangene Woche ein kleines 
Problem mit dem früheren Kollegen Karl Eigen. Das 
war ein ganz eigenartiges Problem. Das war eigenar-
tigerweise auf Hochdeutsch. Deswegen ist das auch 
schiefgegangen. Nun hat er aber mehr Zeit. Er ist nun 
nicht mehr Präsident. Nun wird er vielleicht ab und zu 
mal was zum Vergnügen lesen, auf Plattdeutsch. 
Dann, glaube ich, geht es wieder besser. 

Die Europäische Charta, Teil III, muß jedenfalls 
dringlich ergänzt werden um die klaren, verständli-
chen und freundlichen Sprachen der Menschen, die in 
unserem Land wohnen und leben. Und das ist eben 
das Dänische, das Friesische und das Platt oder 
Niederdeutsche. Jedenfalls aus der Sicht von Schles-
wig-Holstein soll das so werden. Wir hoffen, daß diese 
Sprachen dann auch von der jüngeren Generation 
wieder gesprochen werden. Egal, sage ich mal, ob in 
der Schule, in der Amtsstube, in der Kirche — in der 
Gaststätte sowieso. Ich denke, dann haben wir etwas 
für unsere Menschen get an , auch ein bißchen für's 
Herz, daß sich am leichtesten anfühlt, wenn die 
Menschen sich in ihrer Muttersprache unterhalten 
können. Dann fühlen sie sich wohl. Das ist der 
wichtigste Auftrag, den wir alle zusammen haben. 

Ich bedanke mich, daß Sie so geduldig zugehört 
haben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr die Abgeordnete Angela Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Verehrte Anwesende! Leider befindet 
sich in unserer Gruppe kein Abgeordneter und keine 
Abgeordnete, die diese heute schon nahezu eine 
Stunde gehörte schöne Sprache einer noch schöneren 
Gegend beherrschen. Ungeachtetdessen möchte ich 
mich als Vertreterin einer Minderheit in mehrfacher 
Hinsicht zur vorliegenden Drucksache äußern — han-
delt es sich doch um eine Sprache, in der solche 
Schriftsteller wie Klaus Groth, Fried rich Wilhelm 
Grimme und der unvergessene F ritz Reuter ihre 
Werke geschrieben haben, eine Sprache, die zur Zeit 
der Hanse im Nord- und Ostseeraum von größter 

Bedeutung und durchaus vermittelnder Kulturträger 
war. 

Meine Damen und Herren, heute wird hier im 
Bundestag plattdeutsch gesprochen. Ich habe mir 
allerdings erlaubt, Ihnen diese meine eigene Minder-
heitensprache vorzustellen. Dabei bin ich mir sicher, 
daß nur ein Bruchteil der Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages eine der Sprachen, die hier 
gesprochen wurden, vollständig versteht. 

Sollte es Usus werden, daß jedes Mitglied des 
Deutschen Bundestages in den Plenarsitzungen in 
seiner Regional- bzw. Minderheitensprache oder in 
anderen Sprachen als der üblichen Amtssprache auf-
tritt, dann werden unsere Sitzungen sicherlich farben-
froher, kurzweiliger, lebendiger, aber auch noch 
erheblich länger. 

Meine Damen und Herren, „Die wahre Heimat ist 
eigentlich die Sprache", hat Wilhelm von Humboldt 
einmal geäußert. Jede Sprache verbindet Menschen 
miteinander, birgt in sich Geschichte, Traditionen und 
ist Teil der gesamten Kultur, ob in Europa oder der 
ganzen Welt. Schon allein aus diesem Grunde müßten 
jede Sprache und auch jeder Dialekt Schutz und 
möglichst breite Förderung erfahren. 

Jedes Verschwinden einer Sprache betrachte ich als 
einen Schritt auf dem Wege der kulturellen Verar-
mung der Völker. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Natürlich können Sprachen nicht per Gesetz und 
auch nicht künstlich erhalten werden, aber ein zu 
leichtfertiger Umgang mit noch vorhandenen Spra-
chen und Dialekten beschleunigt nur ihren Verfall. 

Die seit dem Zweiten Weltkrieg geschaffenen inter-
nationalen Instrumentarien haben auf dem Gebiet der 
Menschenrechte und damit auch für nationale Min-
derheiten und Volksgruppen viel Positives gebracht. 
Wenigstens in der Theorie; denn die praktische Ver-
wirklichung der überaus zahlreichen unverbindlichen 
Erklärungen blieb oft aus. Übrig blieben viele inter-
nationale Deklarationen. 

Die vorliegende Charta bietet erneut die Möglich-
keit, auf einem ganz bestimmten Gebiet der Men-
schenrechte einen Schritt weiter zu gehen, aber eben 
nur die Möglichkeit. Die Arbeit zur Durchsetzung 
dieser Charta liegt im Inneren eines jeden Staates, in 
der Umsetzung von Prinzipien in eine entsprechende 
Gesetzgebung und in dem Willen, Regional- und 
Minderheitensprachen nicht nur gegen Diskriminie-
rung zu verteidigen, sondern auch tatsächlich zu 
schützen und zu fördern. 

Bund und Länder sollten hier Hand in Hand wirken, 
von der ideellen bis hin zur finanziellen Förderung. 
Dabei geht es nicht nur um die sogenannten aner-
kannten Regional- und Minderheitensprachen Dä-
nisch, Sorbisch und — davon gehe ich aus — auch 
Friesisch, sondern um die gesamte Vielfalt der deut-
schen Sprache und Kultur. Es geht hier um unsere 
Geschichte und unsere Gegenwart, um unser Verhält-
nis zur kulturellen Vielfalt und zum europäischen 
Kulturleben. Ein zu engstirniges Herangehen ist in 
diesen Fragen fehl am Platze. 
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Ich persönlich befürworte die Zuordnung der nie-
derdeutschen Sprache zum Teil III der Charta der 
Regional- und Minderheitensprachen, denn auch 
seriöse Sprachwissenschaftler sprechen dem Nieder-
deutschen eine besondere Stellung zu. Ich würde mir 
aber zugleich wünschen, daß Bundesregierung und 
Landesregierungen generell dem Erhalt und dem 
Schutz der Dialekte der deutschen Sprache — unge-
achtet internationaler Abkommen — größte Aufmerk-
samkeit widmen. 

Zum Abschluß noch eine Bemerkung. Bisher hat — 
wie in der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage festgestellt wird — noch kein Unterzeichner-
staat diese Charta ratifiziert. Ich hoffe, dies möge kein 
Grund für die Bundesregierung sein, die Ratifizierung 
in Deutschland unnötig lange hinauszuzögern. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste, der SPD und 
der F.D.P.) 

Vieles muß zwar gründlich vorbereitet und in natio-
nale Gesetzgebung transformiert werden; aber ich 
glaube, es stände der Bundesregierung gut zu 
Gesicht, wenigstens in diesem Fall als leuchtendes 
Vorbild voranzugehen und sehr bald den Ratifizie-
rungsprozeß in die Wege zu leiten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Klaus-Dieter Feige das 
Wort . 

Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wenn ich meinen Redebeitrag jetzt nicht 
in unserer so wohlklingenden niederdeutschen Spra-
che halte, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Oh, wie schade!) 

so werten Sie das bitte nicht als Mißachtung dieser 
Debatte. Aber es ist nichts schlimmer, als wenn einer 
so tut, als ob er es kann und das gar nicht 
beherrscht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 

SPD und der F.D.P.) 

Ich sehe meine Unfähigkeit in diesem Sinne sogar 
ausdrücklich als ein Argument dafür, dem Anliegen 
der 90 Abgeordneten des Bundestages zu entspre-
chen und die plattdeutsche Sprache in den Teil III der 
„Europäischen Charta der Regional- und Minderhei-
tensprachen" zu übernehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

In der ehemaligen DDR gab es nur unzureichende 
Möglichkeiten, die niederdeutsche Sprache aktiv zu 
erlernen. Diese Chance hatten aber offensichtlich 
auch in den alten Bundesländern nur wenige jüngere 
Menschen. Und nur weil mich die Neugier trieb, die 
Menschen im Norden Deutschlands zu begreifen, die 
schon vor der DDR-Gründung bei uns gelebt haben 

und wußten, wie es früher einmal bei uns war, bin ich 
heute zumindest in der Lage, die niederdeutsche 
Sprache wenigstens weitgehend in Wort und Schrift 
zu verstehen. So ist das Anliegen, bedrohte Sprachen 
vor dem Aussterben zu bewahren, für mich nicht 
weniger als das Bewahren von Geschichte, gemeinsa-
mer Geschichte eines zusammengehörenden Nord-
deutschlands. 

Vielleicht liegen hier auch die Ursachen für die 
weitgehende „offizielle" Vernachlässigung dieses 
Kulturgutes durch die ehemalige Staatsführung in der 
DDR; diese Erinnerung paßte nicht gut zur deutsch-
deutschen Zweistaatlichkeit. Andererseits hatte m an 

 sich wohl auch im vorwendlichen Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein irgendwie damit abgefunden, daß 
es zwei niederdeutsche Regionen gibt — aber heute 
einmal Schwamm darüber! Wichtig ist in diesem 
Sinne wohl nur, daß sich aus zwei unterkritischen 
Massen endlich wieder ein gemeinsamer Sprachraum 
herausgebildet hat, in dem die Chance besteht, den 
Untergang einer der bedeutendsten mitteleuropäi-
schen Sprachen zu verhindern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der F.D.P. 

und der PDS/Linke Liste) 

Aber weit ab davon sind wir wahrlich nicht mehr. 

Es stimmt, die Umsetzung der Charta kostet auch 
Geld. Das kostet die Korrektur von Fehlern in der 
Vergangenheit immer. Doch wenn wir nicht Voll-
strecker dieser historischen Fehler sein wollen, dann 
gehört die niederdeutsche Sprache ohne Wenn und 
Aber in die Gruppe von Regionalsprachen des Tei-
les III der Europäischen Charta. Andernfalls verdrän-
gen wir ein wichtiges Kapitel norddeutscher 
Geschichte aus dem Bewußtsein der Bevölkerung. 

In Mecklenburg-Vorpommern ist das Plattdeutsche 
heute vor allem noch bei den älteren Menschen in der 
Landwirtschaft lebendig geblieben. Auch bei den 
Fischern und Werftarbeitern an der Küste ist Platt 
gebräuchlich. Gerade von den Werftarbeitern in War-
nemünde habe ich gelernt, daß Niederdeutsch auch 
sehr viel mit Demokratie zu tun hat. Und ich glaube, 
manch einer von ihnen hat im Herbst 1989 auch an die 
Worte Fritz Reuters nach durchstandener Festungs-
haft aus „Ut mine Festungstid" gedacht: 

Aber Du bist frei! Du kannst gehen, wohin Du 
willst! Die Welt steht Dir offen! — Ja, aber 
welcher Weg ist der richtige? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der F.D.P.) 

Ich glaube, dieses Bewußtsein war in den Köpfen der 
Menschen wichtig, um sich in Norddeutschland die 
Demokratie zurückzuholen. 

Aber, meine Damen und Herren, das Niederdeut-
sche leistet auch einen guten Beitrag zur Überwin-
dung von Politikverdrossenheit. Ich entdeckte in 
einem Gedicht von Rudolf Tarnow einen interessan-
ten Beitrag. Tarnow, der 1867 in meiner Geburtsstadt 
Parchim — oder, wie man bei uns sagt, Pütt — zur Welt 
kam, kommentierte den damaligen Reichstagswahl-
kampf mit folgenden Worten: 
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Dort redete kürzlich einer mal 
In Klütz auch zu der Reichstagswahl. 
Und jedermann von nah und fern 
ging hin, die Red' sich anzuhör'n. 

Das waren noch Zeiten, meine Damen und Herren: 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der F.D.P. sowie bei Abgeordneten der 

SPD und der PDS/Linke Liste) 

Stellen Sie sich vor, es ist Wahlkampf, Sie reden 
plattdeutsch, und alle kommen hin. Spätestens jetzt 
müßte auch dem letzten Kollegen in unserem Plenum 
hier klar sein: Ein Europa der Regionen ohne die 
niederdeutsche Sprache ist mit uns nicht zu 
machen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit — und 
tschüß. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Heinz-Günter Barg-
frede. 

Heinz-Günter Bargfrede (CDU/CSU): Herr Präsi

-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin 
der letzte Redner und kann feststellen: Wir sind uns 
hier heute alle einig. - 

(Zurufe) 

— Es kommt doch noch jemand. Entschuldigung. 

Aber trotzdem: Wir sind uns alle einig. Ich habe 
eben einige Passagen mitbekommen. Ein Außenste-
hender könnte den Eindruck haben, das hier sei mehr 
ein Schabernack und nicht ernst gemeint. Ich meine, 
dieser Eindruck darf nicht entstehen. Mit der Charta 
ist es uns ernst. Deshalb will ich hier ruhig einige Sätze 
in Hochdeutsch sagen. 

Weshalb setzen wir uns eigentlich über alle Partei-
grenzen hinweg für die Förderung der plattdeutschen 
Sprache ein? Ich meine, jeder von uns tut das, weil er 
ganz persönlich empfindet, Plattdeutsch ist für ihn ein 
Stück Heimat. Plattdeutsch führt die Menschen bei 
uns in der Heimat zusammen. Wenn man plattdeutsch 
spricht, fühlt man sich ganz anders miteinander ver-
bunden. 

Weil Plattdeutsch verbindet und zusammenführt, 
gibt es bei uns auf dem Lande auch immer mehr 
plattdeutsche Vereine und plattdeutsche Theaterauf-
führungen. Die plattdeutschen Theateraufführungen 
sind alle bis auf den letzten Platz besetzt. 

Weil Plattdeutsch zusammenführt und verbindet, 
gibt es bei uns auch immer mehr plattdeutsche Got-
tesdienste. Es gibt eine Arbeitsgemeinschaft platt-
deutscher Pastoren. Es gibt ein plattdeutsches Lieder-
buch. Die plattdeutschen Gottesdienste bei uns auf 
dem Lande sind viel besser besucht als die hochdeut-
schen. 

Weil Plattdeutsch zusammenführt und verbindet, 
sind auch auf plattdeutsch geführte politische Veran-
staltungen ganz anders. Da gibt es keine Spur von 
Politikverdrossenheit, sondern da wird diskutiert im 
Geiste gegenseitiger Achtung, gegenseitiger Aner-
kennung. 

Wenn ich mit meinem SPD-Kollegen Carl Ewen auf 
plattdeutsch spreche, dann ist das für mich erst mal ein 
ganz prima Kerl — ist er sowieso, aber dann noch viel 
mehr. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Weil Plattdeutsch zusammenführt und verbindet, ist 
es so großartig, daß wir jetzt nach der Wiedervereini-
gung auch mit Mecklenburg-Vorpommern und mit 
Sachsen-Anhalt zwei weitere Länder haben, in denen 
plattdeutsch gesprochen wird. So ist Plattdeutsch ein 
ganz wichtiges Stück Gemeinsamkeit im wiederverei-
nigten Deutschl and. 

Ich habe das ganz deutlich am 3. Oktober 1990 bei 
einer Festveranstaltung im Ernst-Barlach-Theater in 
Güstrow gespürt. Dort war ich als stellvertretender 
Landrat und habe die Partnerschaftsurkunden ausge-
tauscht und auch erzählt von der Arbeit unserer 
Freudenthal-Gesellschaft, die jedes Jahr einen Litera-
turpreis für niederdeutsche Sprache ausschreibt. 1990 
waren zum erstenmal ganz viele Einsendungen aus 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt da-
bei. Fast alle diese Einsendungen haben sich mit der 
Zeit der Wende befaßt, mit der friedlichen Revolution. 
Die Freudenthal-Gesellschaft hat dann auch ein Buch 
herausgegeben: Die Kerzenlicht-Revolution, das her-
vorragend angekommen ist. 

Bei den Vorlesungen ist dann etwas sehr deutlich 
geworden. Das habe ich damals im Ernst-Barlach-
Theater gesagt, und das sage ich jetzt einmal auf 
plattdeutsch: In den Vorlesungen ist deutlich gewor-
den, daß das Platt in Mecklenburg und in Güstrow 
ungefähr genauso ist wie unser Rotenburger Platt. So 
ein Platt wie in Güstrow verstehen wir in Rotenburg 
viel besser als das Platt der Menschen in Wilhelmsha-
ven oder Emden, obwohl das auch Niedersachsen 
sind. 

Bis dahin war das eine ziemlich förmliche und steife 
Festveranstaltung. Aber diese wenigen plattdeut-
schen Sätze haben das Eis gebrochen. Es gab riesigen 
Beifall. Dadurch wurde das ein richtiges Fest der 
Einheit. 

Deshalb ist es so wunderbar, daß wir jetzt in 
Deutschland, in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vor-
pommern auch plattdeutsch sprechen. Es ist ein Stück 
Zusammengehörigkeitsgefühl in Deutschland. Des-
halb ist es so wichtig, daß auch plattdeutsch geredet 
wird, die Schleswig-Holsteiner mit den Mecklenbur-
gern und die Niedersachsen mit den Sachsen-Anhal-
tinern. 

Deshalb ist es auch wichtig, daß unsere Kinder 
plattdeutsch sprechen. Auch unsere Enkel und unsere 
Urenkel sollen noch plattdeutsch reden. Damit sie das 
tun, müssen wir jetzt in Teil III der Charta hinein. 
Dafür laßt uns gemeinsam kämpfen! Wenn wir zusam-
menstehen, dann schaffen wir das auch. Schönen 
Dank. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Ulrich Janzen. 
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Dr. Ulrich Janzen (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das letzte Wort hat heute 
nicht die Regierung, das letzte Wort habe ich hier. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Kurz vor Weihnachten haben wir hier zusammenge-
sessen und uns über die Kultur in den neuen Ländern 
unterhalten. Wenn wir uns heute mit der plattdeut-
schen Sprache befassen, dann ist das gleich zu Beginn 
des neuen Jahres schon wieder ein Beitrag unseres 
Parlaments zur Kultur. Das halte ich zunächst einmal 
für sehr wichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Leider liegt der Mangel zur Zeit noch darin, daß diese 
Aussprachen immer erst dann zustande kommen, 
wenn Große Anfragen gestellt worden sind. Das kann 
und muß in Zukunft anders werden. 

Ich stamme aus Vorpommern. Das ist eine Region, 
wo das Plattdeutsche noch tiefe Wurzeln hat. Dennoch 
gibt es auch dort die Gefahr einer schleichenden 
Verarmung dieser Sprache. Meine Großeltern spra-
chen immer, meine Eltern häufig Platt. Meine Kinder 
verstehen die Sprache dagegen bloß eingeschränkt. 
Besonders auf dem Land bei uns und bei den Fischern 
wird die niederdeutsche Sprache immer noch benutzt. 
Wichtig für das Überleben dieser plattdeutschen Spra-
che sind bei uns auch die Theater. Wir haben bei uns in 
Stralsund eine plattdeutsche Spieldiele - das sind 
Amateure -, die als Institution schon über 70 Jahre 
existiert und immer noch ausverkaufte Vorstellungen 
aufweisen kann. 

Wegen der Wichtigkeit, die niederdeutsche Spra-
che als Kulturgut zu erhalten, möchte ich unsere 
Landesregierung in Schwe rin von hier aus auffordern, 
den Antrag auf die Aufnahme der niederdeutschen 
Sprache in den Teil III der Europäischen Charta 
besonders zu unterstützen und damit auch ein ent-
sprechendes Signal, das jetzt von der Bundesregie-
rung ausgegangen ist, aufzugreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD sowie bei Abgeordneten der PDS/Linke 

Liste) 

In allen Diskussionen über Kultur spielen aber 
immer wieder die Kosten eine herausragende Rolle. 
Ich habe den Eindruck, daß das bisher zögerliche 
Verhalten der Regierungsstellen in Bund und Ländern 
auch wieder diesen gedanklichen Hintergrund hat. 
Deshalb hier noch ein Vergleich: Mit viel Engagement 
- und auch berechtigt - kämpfen Naturschützer um 
den Erhalt von aussterbenden Pflanzen und Tieren. 
Auch bei uns an der Küste gibt es so ein Bemühen. 
Unsere Landesregierung unterstützt das auch, sogar 
wenn Kosten entstehen. Das ist gut so. Sollte nicht 
aber auch die aussterbende niederdeutsche Sprache 
den gleichen Wert haben wie der Gesang von seltenen 
Vögeln, die es zu schützen gilt? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich glaube nicht, daß sich jemand finden wird, der mir 
hier widersprechen könnte. 

Ich danke für das Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Anlage 4 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 664. Sitzung am 17. Dezember 1993 
beschlossen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen 
Antrag gemäß Art . 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen. 

1. Gesetz zur Änderung des Fleischhygienegesetzes und des 
Geflügelfleischhygienegesetzes 

2. Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Bund und Ländern 1993 (Bundesbesol-
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1993 - 
BBVAnpG 93) 

3. Zehntes Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschrif-
ten 

4. Gesetz über die Neuordnung der Rundfunkanstalten des 
Bundesrechts und des RIAS Berlin - Rundfunkneuord-
nungsgesetz - 

5. Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes und anderer 
Gesetze 

6. ... Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes (Frak-
tionsgesetz) 

7. ... Strafrechtsänderungsgesetz - Abgeordnetenbeste-
chung 

8. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den Sozialplan im 
Konkurs- und Vergleichsverfahren 

9. Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung des 
Bundesfinanzhofs 

10. Gesetz zur Änderung der Handwerksordnung, anderer 
handwerksrechtlicher Vorschriften und des Berufsbil-
dungsgesetzes 

11. Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung und der Spiel-
verordnung 

12. Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 1994 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 1994) 

13. Zweites Gesetz zur Änderung des Wohngeldsondergeset-
zes und des Wohngeldgesetzes 

14. Gesetz zu dem Rechtsakt vom 25. März 1993 zur Änderung 
des Protokolls über die Satzung der Europäischen Investi-
tionsbank 

15. Gesetz zu dem Vertrag vom 29. Juli 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
die Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstützung 
der Zollverwaltungen 

16. Gesetz zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung 

17. Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 5. Mai 
1989 Ober das grenzüberschreitende Fernsehen 

18. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 

19. Gesetz zur Bekämpfung des Mißbrauchs und zur Bereini-
gung des Steuerrechts 
(Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerbereinigungsgesetz 
- StMBG) 

20. Gesetz zu dem Übereinkommen vom 16. November 1989 
gegen Doping 

21. Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1994 (Haushaltsgesetz 1994) 

22. Gesetz zur Vereinfachung und Beschleunigung register-
rechtlich und anderer Verfahren 
(Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz - RegVBG) 

23. Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens 
(Eisenbahnneuordnungsgesetz - ENeuOG) 

24. Erstes Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- 
und Wachstumsprogramms (1. SKWPG) 

25. Zweites Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- 
und Wachstumsprogramms (2. SKWPG) 
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Zu den unter den Nummern 21 bis 25 genannten Gesetzen hat der 
Bundesrat folgende Entschließungen gefaßt: 

Entschließung zum Gesetz fiber die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans für das Haushaltsjahr 1994 (Haushaltsgesetz 1994): 

1. Der Bundesrat bedauert, daß seinen Bedenken gegen die 
Kürzungen im Sozialbereich und bei den Lohnersatzleistun-
gen durch den Deutschen Bundestag nicht Rechnung getra-
gen worden ist. Damit wird gegen das Gebot der sozialen 
Gerechtigkeit verstoßen und der soziale Friede gefährdet. 

2. Eine auf Konsolidierung angelegte Finanzpolitik, die auf 
den Prinzipien der Haushaltswahrheit und Haushaltsklar-
heit beruhen muß, läßt — auch nach Auffassung der 
führenden Wirtschaftsinstitute — weiter auf sich warten. 
Die kurzfristig ausgebrachte globale Minderausgabe in 
Höhe von 5 Milliarden DM ist Ausdruck der finanzpoliti-
schen Konzeptionslosigkeit des Bundes. 
Der Bundesrat erwartet von der Bundesregierung, daß sie 
umgehend eine Konkretisierung der im Einzelplan 60 aus-
gebrachten globalen Minderausgaben von 5 Milliarden DM 
vornimmt und dem Bundesrat vorlegt. Es ist zu befürchten, 
daß die Erwirtschaftung der Einsparungen vorrangig bei 
den Zuwendungsempfängern, z. B. der Jugendhilfe und bei 
den Wohlfahrtsverbänden, wirksam werden soll und daher 
weitere Einschnitte in das soziale Netz zur Folge hätte. Der 
Bundesrat erwartet, daß die Einsparungen der einzelnen 
Ressorts die Zuwendungsempfänger nicht überproportional 
belasten. 

3. Ohne geordnete Staatsfinanzen sind ein angemessenes 
Zinsniveau und Preisstabilität dauerhaft nicht gewährlei-
stet. Der Bundesrat forde rt  die Bundesregierung daher 
nachdrücklich auf, diesen Zielen in ihrer Wirtschafts- und 
Finanzpolitik stärker Rechnung zu tragen und damit die 
wesentlichen Voraussetzungen für Wachstum, Wettbe-
werbsfähigkeit und Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland zu schaffen. 

4. Der Bundesrat weist nochmals darauf hin, daß die drasti-
schen Einschnitte in das soziale Sicherungssystem dramati-
sche Auswirkungen auf die Finanzlage der Städte und 
Gemeinden haben und keinen Beitrag zur Konsolidierung 
des öffentlichen Gesamthaushalts darstellen. Die Abwäl-
zung sozialer Lasten auf die kommunale Ebene führt dar-
über hinaus zu nachhaltigen Beschränkungen kommunaler 
Investitionsmöglichkeiten und verschärft daher die kon-
junkturelle Krise. 

5. Der Bundesrat vermißt schlüssige Konzepte zur Überwin-
dung der zunehmenden Wohnungsnot und zur Bewältigung 
der steigenden Massenarbeitslosigkeit. Dadurch wird die 
soziale, wirtschaftliche und politische Stabilität unseres 
Landes gefährdet. Auch die vom Bundesrat dringend ange-
mahnten Maßnahmen der Strukturverbesserung am Stand-
ort Deutschland sind nicht in die Wege geleitet worden. 
Die Ministerpräsidentenkonferenz hat mit dem Wissen-
schaftsrat und der Hochschulrektorenkonferenz mehrfach 
eine Erhöhung des Bundesanteils an der Hochschulbaufi-
nanzierung auf 2 Milliarden DM für das Jahr 1994 gefordert. 
Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Entwurf 
eines Haushaltsgesetzes 1994 einen Ansatz in dieser Höhe 
für unverzichtbar gehalten. Er hat ferner die Bundesregie-
rung aufgefordert, den Haushalt des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie um mindestens 375 Millio-
nen DM aufzustocken. 
Der Bundesrat bedauert, daß diesen Forderungen im Haus-
haltsgesetz nicht Rechnung ge tragen wurde und die Bun-
desregierung damit ihrer Verantwortung im Bereich des 
Hochschulbaus und der Forschungsförderung nicht gerecht 
wird. Er hält es für zwingend erforderlich, zumindest im 
Rahmen künftiger Haushaltsplanungen entsprechende Kor-
rekturen vorzunehmen. Damit könnte ein wichtiger Beitrag 
zur Sicherung der Zukunft des Standorts Deutschland gelei-
stet werden. 

6. Der Bundesrat rügt, daß sich der Bund schrittweise aus der 
Verantwortung für den Schiffbau zurückzieht, indem er 
seine Beteiligung an den Wettbewerbshilfen für die deut-
schen Schiffswerften permanent zurückführt. Nicht nur bei 
den Wettbewerbshilfen, sondern auch bei der Kokskohlen-
beihilfe werden die Finanzierungsbeiträge der Länder 
erhöht und Lasten auf die Länderhaushalte verschoben. 
Der Bundesrat weist ferner darauf hin, daß Finanzbeiträge 
an die Seeschiffahrt auch künftig im Haushalt des Bundes 
bereitgestellt werden müssen, um einen teilweisen Aus

-

gleich der Wettbewerbsnachteile der deutschen Reeder zu 
bewirken. Auch der bisherige Anteil des Bundes an der 
Kokskohlenbeihilfe muß fortgeschrieben werden. 

7. Entgegen den Bemühungen der Bundesregierung hat der 
Deutsche Bundestag die Übergangsfinanzierung Kultur in 
den Neuen Ländern im Haushalt 1994 gestrichen. Er hat 
dabei nicht nur die kontinuierliche, fachpolitische Abstim-
mung des Bundesministers des Innern mit den ostdeutschen 
Ländern zur weiteren Bundesförderung Kultur außer acht 
gelassen, sondern auch die Erklärung des Bundeskanzlers 
vom 23. September 1993, daß die Übergangsfinanzierung 
Kultur nicht auf Null zurückgefahren werden soll. 

Der Bund bleibt nach Auffassung des Bundesrates in der 
verfassungsrechtlichen Pflicht, Schaden in der kulturellen 
Substanz Ostdeutschlands zu verhüten, seine kulturelle 
Infrastruktur zu fördern und den neuen Ländern in ihrer 
kulturellen Aufgabenerfüllung einschließlich deren Finan-
zierung beizustehen. 

Dieser Verpflichtung wird der Bund dann gerecht, wenn er 
— einen geordneten Abschluß der Übergangsfinanzierung 

Kultur in 1994 mit mindestens 400 Millionen DM sicher-
stellt; 

— die einvernehmlich mit den ostdeutschen Ländern ver-
handelten neuen Förderprogramme Kultur ab 1995 (För-
derung gesamtstaatlich bedeutsamer Kultureinrichtun-
gen, Grenzförderprogramm Kultur, Umstrukturierungs-
fonds) mit einer angemessenen Finanzausstattung wirk-
sam werden läßt. 

Begründung zu Ziff. 7: 

Der Deutsche Bundestag hat mit der Beschlußfassung zum Bundes-
haushalt 1994 sämtliche Planansätze des BMI für die Übergangsfinan-
zierung Kultur 1994 in den ostdeutschen Ländern gestrichen. Eine 
direkte Mittelvergabe durch das BMI zur zweckbestimmten Förderung 
kultureller Einrichtungen und Vorhaben ist damit nicht mehr mög-
lich. 

Diese Entscheidung bedeutet die Beendigung der gemeinsamen 
Programmförderung Bund — neue Länder, wie sie auf der Grundlage 
von Artikel 35 Einigungsvertrag seit 1991 einvernehmlich zur Erhaltung 
der kulturellen Substanz und zur Förderung der Infrastruktur praktiziert 
wurde. Damit entfallen die Förderprogramme zur Substanzerhaltung 
(400 Millionen DM), zur Verbesserung der kulturellen Infrastruktur 
(200 Millionen DM), zum Denkmalschutz/Einzelbauwerke (50 Millionen 
DM), für repräsentative kulturelle Einrichtungen in Berlin (65 Millionen 
DM) und für die Förderung der Einheit Deutschlands auf kulturellem 
Gebiet/Projekte (4 Millionen DM) als haushaltsfinanzierte Bundesförde-
rung. 

Als Ersatz für den Wegfall der Übergangsfinanzierung Kultur hat die 
Bundesregierung einen Vorschlag zur Finanzierung der Kultur- und 
Forschungsförderung 1994 in den neuen Ländern aus UKPV-Mitteln 
(250 Millionen DM für Kulturförderung, 150 Millionen DM zur For-
schungsförderung) gemacht, dem die neuen Länder grundsätzlich 
zustimmen wollten. Mittelverteilung und -verwendung in 1994 sollten 
zugleich mit den generellen Regelungen zur Mittelverwendung UKPV in 
einer Verwaltungsvereinbarung der Treuhandanstalt mit den neuen 
Ländern geregelt werden. Der Entwurf dieser Verwaltungsvereinba-
rung ist inzwischen vom BMF mit den neuen Ländern abgestimmt 
worden und könnte von den Vereinbarungspartnern unterschrieben 
werden. Mit der Entscheidung der UKPV auf ihrer Sitzung am 14. De-
zember 1993, diesem Vorschlag der Bundesregierung nicht zuzustim-
men, ist jetzt auch diese Ersatzlösung für eine Kulturförderung in 
Ostdeutschland hinfällig geworden. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz zur Vereinfachung und 
Beschleunigung registerrechtlicher und anderer Verfahren (Register-
verfahrenbeschleunigungsgesetz — RegVBG) 

1. Zu Artikel 16 Nr. 10 Buchstabe d (§ 7 Abs. 3 Vermögens-
zuordnungsG), 
Nr. 14 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
(o 10 Abs. 1 Satz 1 Vermögens-
zuordnungsG), 

Nr. 15 (§ 13 Abs. 2 Vermögens-
zuordnungsG) 

Der Bundesrat geht bei seiner Zustimmung zum Gesetz zur 
Vereinfachung und Beschleunigung registerrechtlicher und 
anderer Verfahren davon aus, daß 
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a) es sich bei § 10 Abs. 1 Satz 1 VZOG nicht um eine 
abschließende Regelung handelt; insbesondere werden 
durch diese Regelung keine Rückgabeansprüche in den 
Fällen ausgeschlossen, in denen der rechtsgeschäftliche 
Erwerber nach den Umständen des Erwerbs wußte oder 
grob fahrlässig nicht wußte, daß zu dem Unternehmen 
Vermögensgegenstände und -we rte nach Satz 1 gehö-
ren; 

b) sich die Erlösauskehrsregelungen der §§ 10 Abs. 2 und 13 
Abs. 2 VZOG auch auf die Fälle beziehen, in denen eine 
Privatisierung von Vermögenswerten lediglich durch die 
Veräußerung von Aktien und Geschäftsanteilen an Treu-
handunternehmen erfolgte und der auszukehrende 
Betrag mindestens dem Verkehrswert entspricht; 

c) Der Bundesminister der Finanzen von der in § 7 Abs. 3 
VZOG normierten Ermächtigung zum Erlaß einer Rechts-
verordnung zur Verlängerung der in § 7 Abs. 3 Satz 1 
VZOG genannten Frist bis zum 31. Dezember 1995 
Gebrauch macht. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in das nächst 
anstehende Gesetzesvorhaben, den Entwu rf  des Treuhand-
anstalt-Abwicklungsgesetzes, eine Klarstellung im Sinne 
der vorstehenden Ziffer 1 a) und b) aufzunehmen. 

2. Zu Artikel 16 Nr. 15 (§ 16 VermögenszuordnungsG) 

Für die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Ländern 
sind die Wiederherstellung geordneter Eigentumsverhält-
nisse und ein reibungsloser Ablauf des Grundbuchverfah-
rens sowie der Führung der übrigen für das Wi rtschaftsleben 
wichtigen Register von entscheidender Bedeutung. Da die 
vorliegenden Regelungen des Registerverfahrenbeschleu-
nigungsgesetzes grundsätzlich geeignet sind, für einfachere 
Verfahren und schnellere Arbeitsabläufe in den unter-
schiedlichen Registerverfahren zu sorgen, haben die Länder 
ein großes Interesse an dem möglichst baldigen Inkrafttre-
ten des Gesetzes und stimmen ihm daher zu. 

Das Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz enthält je-
doch in Artikel 16 Nr. 15 (§ 16 Vermögenszuordnungsge-
setz) eine Regelung zur Zuordnung des ehemaligen Reichs-
vermögens, die der Rechtsauffassung des Bundesrates 
widerspri cht. Bereits in seiner Stellungnahme zum Gesetz-
entwurf der Bundesregierung — BR-Drucksache 360/93 
(Beschluß), Ziffer 96 — hat der Bundesrat darauf hingewie-
sen, daß die verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Arti-
kel 21, 22 Einigungsvertrag umstritten sind und dabei mit 
Nachdruck die Auffassung vertreten, daß es nicht nur 
verfassungspolitisch, sondern auch verfassungsrechtlich 
geboten sei, die neuen Länder nach denselben Regeln mit 
Verwaltungs- und Finanzvermögen auszustatten wie die 
alten Länder bei Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Der Bundesrat wiederholt diese Rechtsauffassung und 
weist ausdrücklich darauf hin, daß die Zustimmung zum 
Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz zwar wegen der 
Dringlichkeit der do rt  enthaltenen Beschleunigungs- und 
Vereinfachungsregeln erfolgt. Eine Anerkennung des in 
Artikel 16 Nr. 15 (§ 16 Vermögenszuordnungsgesetz) zum 
Ausdruck kommenden Rechtsstandpunktes der Bundesre-
gierung ist damit aber nicht verbunden. Die Meinungsun-
terschiede über die Auslegung der Artikel 21, 22 Einigungs-
vertrag sind daher nach wie vor durch Verhandlungen 
zwischen dem Bund und den neuen Ländern oder durch 
eine verfassungsgerichtliche Entscheidung zu klären. 

Unterschiedliche Rechtsauffassungen zwischen dem Bund 
und den neuen Ländern bestehen auch hinsichtlich der in 
§ 1 a Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes enthaltenen 
Regelung der Zuordnung von Belastungen. 

Der Bundesrat geht davon aus, daß zum Vermögensbegriff 
im Sinne des Vermögenszuordnungsgesetzes nicht zwin-
gend auch die Passiva gehören, und daß die Verpflichtung 
zur Übernahme der Passiva daher ebenfalls noch zu klären 
ist. 

3. Zu Artikel 17 § 1 (Änderung des Zustimmungsgesetzes zum 
Truppenabzugsvertrag) 

Gemäß Artikel 17 § I des Registerverfahrenbeschleuni-
gungsgesetzes ist eine Änderung des Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 12. Oktober 1990 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken über die Bedingungen des befristeten 
Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßigen Abzugs 

der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland vom 21. Dezember 1990 (BGBl. 1991 II, S. 256) 
vorgesehen. Die Neuregelung eröffnet die Möglichkeit, die 
ehemals WGT-genutzten Liegenschaften den Ländern bzw. 
Kommunen auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern durch Zuordnungsbescheid zu 
übertragen. Hierzu hatte der Bundesrat in seiner Stellungnahme 
zum Entwurf des Registerverfahrenbeschleunigungsgesetzes 
vom 9. Juli 1993 — BR-Drucksache 360/93 (Beschluß), Zif-
fer 97 — folgende Ergänzung gefordert: 

„Unabhängig von der Einigung zwischen dem Bund und den 
Ländern trägt der Bund die anfallenden Kosten für die Erfor-
schung und Beseitigung der durch Kampfmittel verursachten 
Schäden und Gefahren im Sinne des Vertrages. Das Abrech-
nungsverfahren regelt die Bundesregierung durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates." 

Da diese Forderung vom Bundestag nicht berücksichtigt worden 
ist, weist der Bundesrat nochmals darauf hin, daß der Zustand 
der WGT-Liegenschaften einen Sanierungsaufwand erfordert, 
der von den neuen Ländern allein nicht geleistet werden kann. 
Bereits die Sicherung der Liegenschaften verursacht derzeit 
jährliche Kosten von über 100 Millionen DM. Ursache hierfür 
sind vorrangig die von Kampfmitteln ausgehenden Gefahren. Im 
Hinblick auf eine möglichst kurzfristige Nutzung der ehemals 
WGT-genutzten Liegenschaften ist daher die Kampfmittelbesei-
tigung eine vorrangige Aufgabe, die ohne eine klare Kostenre-
gelung jedoch mit erheblichen Schwierigkeiten und zeitlichen 
Verzögerungen verbunden ist. 

In den alten Ländern trägt der Bund 80 bis 90 vom Hundert der 
Kosten für die Kampfmittelbeseitigung. In den neuen Ländern ist 
der Kostenanteil des Bundes geringer. Bei der Übernahme der 
ehemals WGT-genutzten Liegenschaften müßten die neuen 
Länder zusätzlich die für die Kampfmittelbeseitigung auf diesen 
Liegenschaften anfallenden Kosten übernehmen. Der Bundesrat 
hält es daher im Hinblick auf eine schnelle wirtschaftliche 
Nutzung der ehemaligen WGT-Liegenschaften nach wie vor für 
erforderlich, daß der Bund die Kosten für die Erforschung und 
Beseitigung der durch Kampfmittel verursachten Schäden und 
Gefahren auf diesen Liegenschaften übernimmt. 

Entschließung des Bundesrates zum Gesetz zur Neuordnung des 
Eisenbahnwesens 
(Eisenbahnneuordnungsgesetz — ENeuOG) 

1. Der Bundesrat begrüßt die grundsätzliche politische Eini-
gung über die Bahnstrukturreform. Sie schafft die Grund-
lage für eine leistungsstarke Eisenbahn im Bundesgebiet, 
die in der Lage ist, sich im Verkehrsmarkt zu behaupten und 
damit die Mobilität der Menschen als wichtige Vorausset-
zung einer angemessenen Lebensqualität zu gewährleisten 
und zugleich einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung einer 
gesunden Umwelt zu leisten. 

2. Der Bundesrat begrüßt die weitreichende finanzielle Sanie-
rung der Eisenbahn des Bundes. Insbesondere schafft die 
Übernahme der Altlasten des bisherigen Sondervermögens 
Deutsche Reichsbahn durch den Bund die Grundlagen für 
die Angleichung der Leistungsfähigkeit des Schienennetzes 
und der übrigen Infrastruktur des bisherigen Sondervermö-
gens Deutsche Reichsbahn an die des bisherigen Sonder-
vermögens Deutsche Bundesbahn. Damit wird ein wichtiger 
Beitrag zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland geleistet. 

3. Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesregierung um eine 
ausreichende Berücksichtigung der Belange der neuen 
Länder einschließlich Berlin hinsichtlich des investiven 
Nachholbedarfs im Bereich des bisherigen Sondervermö-
gens Deutsche Reichsbahn durch die DB AG bemüht sein 
wird. Dies bedeutet insbesondere, daß die neuen Länder bei 
der weiteren gutachterlichen Untersuchung und bei der 
Auswertung der Ergebnisse gleichberechtigt mit dem Bund 
beteiligt werden. 

4. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, daß sie 
gemeinsam mit den neuen Ländern einschließlich Berlin 
und der DB AG rechtzeitig vor Ablauf des Jahres 2002 prüft, 
ob das angestrebte Ziel der Angleichung des Ausbaustan-
des der Schienennetze und der übrigen Infrastruktur der 
bisherigen Deutschen Reichsbahn an den der Deutschen 
Bundesbahn erreicht worden ist. 
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5. Der Bundesrat erwartet, daß der Bund für die Beseitigung 
der bei dieser Prüfung gegebenenfalls festgestellten Defi-
zite im Ausbaustand, in technischer Ausstattung und im 
Produktivitätsniveau zwischen dem bisherigen Sonderver-
mögen Deutsche Reichsbahn und dem bisherigen Sonder-
vermögen Deutsche Bundesbahn durch eine zeitliche und 
finanzielle Fortschreibung der in A rt. 2 § 22 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Eisenbahnneuordnungsgesetz (ENeuOG) enthaltenen 
Regelung Sorge trägt. 

Entschließung des Bundesrates zum Ersten Gesetz zur Umsetzung des 
Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms (1. SKWPG) und 
zum Zweiten Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und 
Wachstumsprogramms (2. SKWPG)*) 

1. Der Bundesrat stellt fest, daß die vom Deutschen Bundestag 
am 22. Oktober 1993 verabschiedeten Gesetze in einigen 
wichtigen Punkten geändert wurden. So ist zu begrüßen, 
daß 

— die Befristung der abgeleiteten Arbeitslosenhilfe auf 
zwei Jahre, 

— die „Null-Runde" bei den Regelsätzen in der Sozialhilfe 
im Zeitraum vom 1. Juli 1994 bis zum 30. Juni 1995 
und 

— die Verpflichtung für die Träger der Sozialhilfe, für alle 
arbeitsfähigen Hilfeempfänger Arbeitsgelegenheiten 
zu schaffen, 

entfallen sind. 

2. Der Bundesrat stellt fest, daß durch den Wegfall der Befri-
stung der Arbeitslosenhilfe und der Verpflichtung der 
Träger der Sozialhilfe, Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, 
hohe Zusatzbelastungen für die kommunale Ebene vermie-
den werden konnten. Der Bundesrat hat bereits in seiner 
Stellungnahme zu den Gesetzentwürfen der Bundesregie-
rung darauf hingewiesen, daß reine Belastungsverlagerun-
gen auf andere Haushaltsebenen keinen Beitrag zur Konso-
lidierung des öffentlichen Gesamthaushalts leisten. 

3. Der Bundesrat bedauert, daß es nicht möglich war, über das 
Vermittlungsverfahren die erheblichen Kürzungen vor 
allem bei den Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit zu 
verhindern. Die Verringerungen des Arbeitslosengeldes, 
der Arbeitslosenhilfe, des Unterhalts- und des Übergangs-
geldes und des Kurzarbeiter- und Schlechtwettergeldes 
führen zu einer einseitigen und nicht vertretbaren Belastung 
einkommensschwacher Gruppen. 

4. Der Bundesrat weist erneut auch auf die konjunkturelle 
Unverträglichkeit der Sozialleistungskürzungen hin. So 
werden die Streichungen im Bereich des Schlechtwettergel-
des zu einer Verminderung der Bautätigkeit in den Winter-
monaten und damit zu einer Verteuerung der Baukosten 
führen, obwohl der Bausektor als stabilisierender Faktor in 
der deutschen Wirtschaft derzeit dringend benötigt wird. 
Die Fertigstellung vieler Wohngebäude wird sich erheblich 
verzögern. Gerade angesichts der herrschenden Woh-
nungsnot sind jedoch eine ganzjährige Bautätigkeit sowie 
vertretbare Baukosten wesentliche Rahmenbedingungen. 
Gleichzeitig werden die vorgesehenen Verschlechterungen 
unweigerlich zu einer höheren Arbeitslosigkeit von Bauar-
beitern in den Wintermonaten führen, da die knapp kalku-
lierenden Baufirmen zu ihrer Entlastung bei Arbeitsausfall 
in der Schlechtwetterperiode dann Entlassungen vorneh-
men werden. Insofern führen diese Einsparungen beim 
Schlechtwettergeld nicht nur zu Einkommenseinbußen, 
sondern auch zu höheren Ausgaben im Bereich des Arbeits-
losengeldes. Die Attraktivität der Bauberufe wird drastisch 
absinken, weil sie auf den Status von Saisonarbeit zurück-
geworfen werden. Der dringend benötigte Nachwuchs wird 
kaum noch zu gewinnen, ein qualifizierter Personalstamm 
kaum zu erhalten sein. Damit ist der Verlust von Marktan-
teilen für deutsche Bauunternehmen vorprogrammiert. 

5. Der Bundesrat erwartet, daß die unsozialen und ökonomisch 
unverträglichen Kürzungsmaßnahmen sobald wie möglich 
durch eine die Bevölkerungsgruppen insgesamt gerechter 
belastende Regelung ersetzt werden. 

Das Erste Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- 
und Wachstumsprogramms sieht eine Streichung der Förderung 
der sog. Aufstiegsfortbildung aus dem Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) vor. Der Bundesrat bedauert, daß dadurch die sog. 

*) vgl. Drucksache 907/93 (Beschluß) 

Aufstiegsfortbildung (z. B. Techniker, Meister) wie auch die 
Qualifizierung im Bereich der sozialen Berufe nach dem AFG im 
Rahmen der zweckmäßigen Förderung nicht mehr möglich ist. 

Angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung, der strukturpo-
litischen Herausforderungen und des steigenden Bedarfs an 
sozialpflegerischen Fachkräften kommt der Förderung in den 
genannten Bereichen erhebliche wirtschafts-, arbeitsmarkt- und 
sozialpolitische Bedeutung zu. Der Bundesrat begrüßt deshalb 
den Beschluß des Deutschen Bundestages in Drucksache 
12/6426, in dem die Bundesregierung aufgefordert wird, das 
Eigenkapitalhilfe-Programm ab 1. Januar 1994 im Rahmen der 
bewilligten Ansätze um eine Förderung der beruflichen Weiter-
bildung im gesamten Bundesgebiet zu ergänzen, damit insbe-
sondere im Bereich des Handwerks über Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung der Weg in die Selbständigkeit 
eröffnet wird. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß im Rahmen der 
Ergänzung des Eigenkapitalhilfe-Programms sowohl die bishe-
rige Aufstiegsfortbildung als auch die Qualifizierung im Bereich 
der sozialen Berufe entsprechend dem bisherigen § 44 Abs. 2 a 
AFG erhalten bleiben soll. Dabei sollten sowohl der Personen-
kreis (z. B. Meister, Techniker, sozialpflegerische Berufe) als 
auch die Förderbedingungen (Darlehen als Unterhaltsgeld, 
Beitrag zu den Kosten der Bildungsmaßnahme) der bisherigen 
AFG-Förderung angeglichen werden. 

Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland hat mit Schrei-
ben vom 21. Dezember 1993 gemäß § 32 Abs. 6 des Bundesbahnge-
setzes vom 13. Dezember 1951 den 

Jahresabschluß der Deutschen Bundesbahn für das Geschäftsjahr 
1992 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Die Unterlagen liegen im Parlamentsarchiv zur Einsichtnahme aus. 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, daß 
der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 12/5520 

Drucksache 12/5610 

Finanzausschuß 

Drucksache 12/4370 

Drucksache 12/4509 

Drucksache 12/4707 

Drucksache 12/5176 

Drucksache 12/5533 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 12/1921 

Drucksache 12/2458 

Drucksache 12/3031, 12/3032, 12/5249 

Drucksache 12/4053 

Drucksache 12/5200 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 12/4257, 12/4258 

Drucksache 12/5179 

Drucksache 12/5686 

Ausschuß für Frauen und Jugend 

Drucksache 12/5465 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Drucksache 12/4050 

Drucksache 12/4687 
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Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Drucksache 12/2788 

Drucksache 12/5397 

Drucksache 12/5423 

Drucksache 12/5821 

EG-Ausschuß 

Drucksache 12/5535 

Drucksache 12/5682 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben mitgeteilt, daß 
der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genom-
men bzw. von einer Beratung abgesehen hat: 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 12/5662 Nr. 3.3 

Finanzausschuß 

Drucksache 12/6054 Nr. 2.2 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksache 12/6054, Nrn. 2.16, 2.17, 2.18, 2.21, 2.24 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Drucksache 12/5662 Nr. 3.31 

Drucksache 12/6155 Nr. 3.17 

Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung 

Drucksache 12/5749 Nr. 3.56 

Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 

Drucksache 12/3240 Nr. 3.31 
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